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Herbert Ehrenberg

Überlegungen zur Zukunft der Arbeit

Die ökonomische und soziale Ausgangslage im Herbst 1989

Selten hat es in der Wirtschaftsgeschichte so große
Diskrepanzen zwischen öffentlichen Äußerungen
über die wirtschaftliche und soziale Lage und der
realen Situation von Millionen Menschen gegeben
wie in den achtziger Jahren. Bundesregierung,
Wirtschaftsverbände und -kommentatoren verkün-
den ständig, daß es den Deutschen gut und besser
ginge. Für den größeren Teil der Menschen trifft
dies auch zu, aber die so drastisch sich erweiternde
Spanne in der Einkommensverteilung zwischen Un-
ternehmern und Arbeitnehmern wird in der öffent-
lichen Diskussion ebenso ignoriert wie die seit sie-
ben Jahren anhaltende Massenarbeitslosigkeit und
die immer deutlicher sichtbar werdenden Anzei-
chen Neuer Armut: Die in den letzten sieben Jah-
ren um ein volles Drittel gestiegene Zahl der Sozial-
hilfeempfänger ist hier ein statistisches Indiz; unter-
bleibende Ersatzinvestitionen bei den Kommunen,
Andrang in den Verpflegungsstellen und Kleider-
kammern der Wohlfahrtsverbände sowie viele Ver-
änderungen im Stadtbild belegen dies optisch.

Die Widersprüche zwischen der ökonomischen und
der sozialen Lage, zwischen öffentlichen Äußerun-
gen und den Fakten sind mehrfach:

— Die Wirtschaftslage in der Bundesrepublik zeigte
sich 1989 von ihrer besten Seite, das Sozialprodukt
wächst endlich in einem den siebziger Jahren ver-
gleichbaren Ausmaß, und Bundesregierung, Unter-
nehmerverbände sowie Wirtschaftsforschungsinsti-
tute reden von einer Fortsetzung des Aufschwungs
— aber gleichzeitig wird die Standortdiskussion un-
verdrossen weitergeführt, angeblich ist die Wettbe-
werbsfähigkeit der bundesdeutschen Wirtschaft
permanent bedroht. Gleichzeitig zeigt die Kapital-
bilanz der Bundesrepublik 1988 einen Kapitaltrans-
fer von 121 Milliarden DM (1986 waren es — ohne
„drohende“ Quellensteuer — 80 Mrd. DM): 121 in
der Bundesrepublik erwirtschaftete Milliarden, die
nicht beschäftigungssteigernd hier investiert, son-
dern, den hohen Zinsen folgend, in Luxemburg,
Manhattan oder Tokio (oft am Fiskus vorbei) ange-
legt wurden.

— Der Anteil der Arbeitnehmer an der Verteilung
des Volkseinkommens schrumpft seit 1981 Jahr für
Jahr; das Nettoreallohnniveau hat 1988 endlich das

Niveau von 1979 überschritten — zwischen 1981
und 1987 lag es darunter. Die Zahl der Sozialhil-
feempfänger ist von 2,1 Millionen im Jahre 1981 auf
3,3 Millionen 1988 gestiegen, obwohl die Bevölke-
rungszahl in diesem Zeitraum um rund eine viertel
Million zurückgegangen ist.

— Auch der Aufschwung mit Wachstumsraten zwi-
schen drei und vier Prozent senkte das Arbeitslo-
senniveau nur wenig. Die saisonbereinigten Ar-
beitslosenzahlen lagen im Oktober 1989 zum ersten
Mal (um 3 000) unter zwei Millionen; ohne die sta-
tistischen Manipulationen der letzten Jahre wären
sie weiterhin oberhalb der Zwei-Millionen-
Grenze.

Auch die gängige These vom zunehmenden Fach-
kräftemangel widerlegt diese Analyse nicht. Das
ständig wiederholte Argument, daß von den zwei
Millionen Arbeitslosen die Hälfte der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer ohne berufliche Aus-
bildung seien, heißt im Umkehrschluß, daß rund
eine Million trotz qualifizierter Ausbildung seit Jah-
ren keinen Arbeitsplatz finden. Natürlich ent-
spricht nicht in jedem Einzelfall die Ausbildung
eines Arbeitsuchenden exakt den Anforderungen
des Arbeitskräfte suchenden Einzelbetriebs. Dies
ist aber keine neue Erfahrung — doch in Zeiten der
Vollbeschäftigung waren die Unternehmen bereit,
eigene Anstrengungen zur Anpassung der Qualifi-
zierung an die betrieblichen Anforderungen zu un-
ternehmen, was sie in den achtziger Jahren mit der
industriellen Reservearmee von mehr als zwei Mil-
Honen Arbeitsuchenden vor der Tür offenbar ver-
lernt haben.

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung hat
im Herbst dieses Jahres (Wochenbericht 41/89) die
Beschäftigungsentwicklung sorgfältig untersucht
und ist auch dem „Problem des Facharbeiterman-
gels bei hoher Arbeitslosigkeit“ nachgegangen. Die
Konjunkturforscher stellen fest, daß „am Arbeits-
markt derzeit keineswegs Überhitzungserscheinun-
gen zu verzeichnen sind“ und daß auch „nicht von
einer generellen Unvermittelbarkeit des vorhande-
nen Arbeitslosenbestandes gesprochen werden
kann“. Es heißt dort abschließend:



„In einer konjunkturell sehr günstigen Situation ist 
der Anreiz für die Unternehmen ausreichend groß,
auch solche Arbeitskräfte einzustellen, die für die
von ihnen erwarteten Tätigkeiten von den Unter-
nehmen erst ausgebildet bzw. weitergebildet wer-
den müssen. Die Gewinnchancen im Aufschwung
relativieren die damit verbundenen Kosten.“

Zwei Jahrzehnte war dies in der Bundesrepublik
auch ständige Praxis. Rund 2,5 Millionen ausländi-

sche Arbeitnehmer sind auf diese Art und Weist
von den Unternehmen angelernt, ausgebildet unc
eingesetzt worden. Warum das in den achtziger Jah
ren nicht wenigstens mit einem großen Teil der zwe
Millionen Arbeitslosen möglich sein soll, ist bishe
nie erklärt worden. Viele Einzelbeobachtunger
sprechen dafür, daß die wichtigsten Motive bei ei
ner durch die stets verfügbare industrielle Reserve
armee „verwöhnten“ Personalpolitik liegen dürf
ten.

Der beschäftigungspolitische Bankrott
der achtziger Jahre — und wie es dazu kam

Es ist noch keine zwei Jahrzehnte her, daß in der
Bundesrepublik fünf Unternehmer hinter einem
Arbeitslosen herliefen, um durch Neueinstellungen
sicherzustellen, daß die steigende Produktion mit
dem Bedarf Schritt halten konnte. 795 000 offene
Stellen waren 1970 bei der Arbeitsverwaltung er-
faßt. bei 149 000 Arbeitslosen.

Und 1970 war kein Sonderfall: Ausgenommen die
Jahre 1967 und 1968 lag von 1961 bis 1971 die
Arbeitslosenquote in jedem Jahr unter einem Pro-
zent, die Zahl der offenen Stellen weit über
500 000. Nach der ersten Ölpreisexplosion stieg die
Arbeitslosenquote 1974 auf 2,5 Prozent, 1975 auf
4,7 Prozent, um dann bis 1980 auf 3.8 Prozent zu-
rückzugehen, bei gleichzeitigem Anstieg der Zahl
der Beschäftigten von 22 auf23 Millionen. Seit 1983
aber liegt die Arbeitslosenzahl oberhalb von zwei 
Millionen, die Arbeitslosenquote zwischen acht
und 9,5 Prozent bei im günstigsten Monat 300 000
offenen Stellen,

Die seit sieben Jahren anhaltende Massenarbeitslo-
sigkeit kam nicht wie ein verhängtes Schicksal über
die bundesdeutsche Volkswirtschaft; das sich ober-
halb der Zwei-Millionen-Grenze stabilisierende
Arbeitslosenniveau und das Ausbreiten Neuer Ar-
mut sind neben strukturellen Schwierigkeiten das
Ergebnis einer langen Kette politischer Entschei-
dungen.

Nach einer nicht widerspruchsfreien, aber per Saldo
expansiven Wirtschafts- und Finanzpolitik in den
siebziger Jahren begann 1981 die große Kehrt-
wende in der Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpoli-
tik. Von ökonomischen Lehrstühlen vorbereitet
und vom Sachverständigenrat propagiert wurden
Angebotstheorie und Sozialstaatskritik zur beherr-
schenden politischen Linie. „Mehr Markt und weni-
ger Staat“, „Entbürokratisierung und Deregulie-

rung“, „individuelle Vorsorge, statt staatliche:
Vollversorgung“ — so und ähnlich lauteten di«
Schlagworte.

Diese Kombination aus Angebotstheorie und So
zialstaatskritik wird seit 1981 praktiziert. Rigoros«
Sparpolitik in den öffentlichen Haushalten sollt«
Freiraum für Investitionen der privaten Wirtschaf
schaffen, ein „flexibleres“ Arbeitsrecht zu Neuein
Stellungen ermuntern. Der Steuersenkung von 198:
in der Größenordnung von rund elf Milliarden DN
folgten 1982 eine Reihe von Abschreibungserleich
terungen, Investitionshilfen und — auf der Gegen
Seite — Belastungen durch Erhöhungen von Ver
brauchssteuern, die für die gewerbliche Wirtschaf
saldiert mehr als fünf Milliarden DM Entlastungei
brachten, für Verbraucher und Arbeitnehmer je
doch Belastungen von 5,5 Milliarden DM. 1983/8
kulminierte diese finanz- und sozialpolitische Lini«
dann in den Haushaltsbegleitgesetzen mit

— Kürzungen öffentlicher Leistungen sowie Bei
tragserhöhungen in der Sozialversicherung voi 
rund 16 Milliarden DM jährlich und

— Steuererleichterungen für die gewerbliche Wirt
schäft in der Größenordnung von etwa 8.5 Milliar 
den DM pro Jahr.

Den obigen Maßnahmen folgten zwei Steuersen
kungen in der Größenordnung von zehn bzw
14 Milliarden DM mit dem Progressionsverlauf ent
sprechender Begünstigung der hohen Einkommen
eine Reihe von Aufweichungen des Arbeitsrecht
— von den befristeten Arbeitsverträgen des „Be
schäftigungsförderungsgesetzes“ bis zu den Ver
schlechterungen des Arbeitsförderungsgesetze
und der Aufhebung „ausbildungshemmender Vor
Schriften“.

Wer immer in der zweiten Hälfte der siebzige
Jahre an den „Ausuferungen“ des Sozialstaates Kri



tik geübt hatte — seine Wünsche wurden ebenso
erfüllt wie die Forderungen der Angebotstheorie.
Wenn man den Arbeitsmarkt ignoriert, zeigen die
Daten der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
aus den letzten sieben Jahren alle Forderungen der
Angebotspolitik als erfüllt: Die Lohnquote ist von
74, Prozent im Jahre 1981 bis 1988 auf 68,0 Prozent
zurückgegangen; die Nettoeinkommen aus Unter
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-
nehmertätigkeit und Vermögen sind um 84 Prozent
gestiegen, die Nettolohn- und Gehaltssumme nur
um 19 Prozent. Der Saldo der Leistungsbilanz be-
trug 1981 minus 8,0 Mrd. DM, 1988 plus 85.0 Mrd.3

DM.
Nach allen Lehren der klassischen Ökonomie wie
der Angebotspolitik hätten diese politisch initiier-
ten Bedingungen zu einem Investitionsboom ohne-
gleichen und einem entsprechenden Beschäfti-
gungsschub führen müssen. Nichts davon ist vor
1989 eingetreten: Die Investitionszuwächse waren
bis 1987 so schwach wie nie zuvor in der Bundesre-

publik und lagen stets in der unteren Hälfte der
OECD-Statistik; die Zahl der Arbeitslosen verharrt
seit 1983 bei mehr als zwei Millionen.
Trotz dieser düsteren Beschäftigungslage hält z. B.
der Sachverständigenrat unbeirrt an der angebots-
orientierten Linie der Wirtschaftspolitik fest und
sieht es als „zentrale Aufgabe“ an, „für gute Ange-
botsbedingungen zu sorgen“. Er kommt aber nach
sieben Jahren Angebotspolitik immerhin zu folgen-
der Feststellung: „Das Wachstum der gesamtwirt-
schaftlichen Produktionsmöglichkeiten ist auf mitt-
lere Sicht immer noch zu gering, nimmt man zum
Maßstab, was notwendig ist, um bei den großen
unerledigten Aufgaben schneller zum Ziel zu gelan-
gen — die hohe Arbeitslosigkeit abzubauen, einen
größeren deutschen Beitrag zur Entzerrung des in-
ternationalen Leistungsbilanzgefüges zu leisten,
das wirtschaftliche Fundament der sozialen Siche-
rung zu stärken, die Umwelt besser zu schüt-
zen.“ )1

„Philosophien“ über die „Zukunft der Arbeit“
lenken von der beschäftigungspolitischen Aufgabe ab

Die für die Bundesrepublik ungewohnte Ver-
schlechterung der Arbeitsmarktlage nach dem
ersten Ölschock — im angelsächsischen Raum
gelten vier Prozent Arbeitslosenquote als Voll-
beschäftigung — brachte verstärkt eine Viel-
zahl von Betrachtungen zur „Zukunft der Ar-
beit“ in Mode, die von einem tiefen Pessimismus
über die künftigen Beschäftigungsmöglichkeiten
durchdrungen waren. Während Hannah Arendts
nachdenkliche Betrachtungen über „die Aus-
sicht auf eine Arbeitsgesellschaft, der die Ar-
beit ausgegangen ist, also die einzige Tätigkeit,
auf die sie sich noch versteht“2), zu Beginn der
sechziger Jahre zwar unter Nachdenklichen dis-
kutiert wurden, aber kaum öffentliche Resonanz
fanden, wurden diese Überlegungen zwanzig
Jahre später zu einem modischen Trend. Neue
Technologien und Wertewandel in der Gesellschaft
würden der Industriegesellschaft von zwei Seiten
die Arbeit ausgehen lassen: Nicht die Erwerbsar-
beit. sondern „Tätigkeiten“ im weitesten Sinne er-
hielten Vorrang vor der traditionellen Arbeit, und
„auch die Forderung nach Gleichstellung der Frau
in Beruf und Gesellschaft verlangt, die starre Tren-

3) Oskar Lafontaine. Die Gesellschaft der Zukunft, Ham-
burg 1988, S. 82.
4) Ralf Dahrendorf. Die Arbeitsgesellschaft ist am Ende,
und: Wenn Arbeit durch Tätigkeit ersetzt wird, in: Die Zeit
vom 26. November und 3. Dezember 1982.

1)Jahresgutachten 1988/89, Ziffer 233.
2) Hannah Arendt, Vita Activa oder vom tätigen Leben.
Stuttgart 1960, S. 12.

nung von bezahlter Erwerbsarbeit und Familienar-
beit aufzuheben“ 3).

Die zahlreichen Publikationen zur „Zukunft der
Arbeit“ sind alle von tiefer beschäftigungspoliti-
scher Resignation durchdrungen, und es wer-
den recht apodiktische Schlußfolgerungen gezo-
gen. Dazu weitere Zitate aus den achtziger Jah-
ren:

„Die Arbeitsgesellschaft ist am Ende — wer immer
verspricht, ein Rezept gegen die Arbeitslosigkeit zu
haben, sagt die Unwahrheit.“ Und zur Begrün-
dung: „steigende Kosten, schrumpfende Märkte,
veränderte Einstellungen . . . Solange die Dimen-
sion der Reallöhne sich nicht verändert, erklären
sie zwar die Arbeitslosigkeit, eignen sich aber nicht
zu ihrer Bekämpfung.“4)

„Die Vollbeschäftigung war, ebenso wie die exzes-
sive Produktionssteigerung, nichts weiter als eine
Episode in der zeitgenössischen Wirtschaftsge-
schichte. Wir sind in die Ära der Arbeitsabschaf-
fung eingetreten, welcher der krisengeschüttelte



Kapitalismus die Form eines Unglücks ver-
leiht.“5)

5) Andr Gorz, Abschied vom Proletariat, Frankfurt 1980.
6) Jacques Julliard, Die Neudefinition der Arbeit — eine
wirtschaftliche Notwendigkeit, in: Aufbrüche, hrsg. von
Freimut Duve und Friedrich Krotz, Hamburg 1986.
S. 617.
) Kurt Biedenkopf. Die Sachzwänge werden die Barrieren
der Ideologien überwinden, in: Frankfurter Rundschau vom
19. November 1987.
8) Peter Glotz. Die Malaise der Linken, in: Der Spiegel vom
14. Dezember 1987.
9) Meinhard Miegel/Stefanie Wahl. Gesetzliche Grundsiche-
rung/Private Vorsorge — Der Weg aus der Rentenkrise.
Stuttgart 1985, S. 46.

Vollbeschäftigung ist „nur durch eine Neudefinition
der Arbeit, in die auch andere Kriterien als die des
kapitalistischen Systems aufgenommen werden
müssen“, wieder erreichbar. Und: „Neugestaltung
der konkreten Arbeit, Aufwertung der nicht pro-
duktiven Arbeit, Wiedereinführung der schöpferi-
schen Dimension der Arbeitstätigkeit — das ist 
heute nicht nur eine moralische Forderung, sondern
eine wirtschaftliche Notwendigkeit.“6)
„Die Arbeitslosigkeit ist heute in erster Linie Aus-
druck einer unzureichend intelligenten Organisa-
tion der Arbeit und des Arbeitsmarktes. Arbeitslo-
sigkeit existiert, obwohl das Bruttosozialprodukt,
die Einkommen der Arbeitnehmer real gestiegen
sind und der Wohlstand der Gesellschaft ständig
gewachsen ist.“7)
„Die Arbeitslosigkeit kann man im Schnittmuster
des Nationalstaats vielleicht mindern; wirksam be-
kämpfen kann man sie in den alten Strukturen
nicht. Alle wissen das; nur die Politiker geben es
nicht zu . . . Die Linke klagt die Massenarbeitslo-
sigkeit an; aber ihr altes Rezept, der nationale
Keynesianismus, greift nicht mehr.“8)
In diesem Jahrhundert werden „auf jedes Jahr der
Voll- und Überbeschäftigung vier Jahre der Unter-
beschäftigung entfallen. Nicht Voll- und Überbe-
schäftigung, sondern mehr oder minder großer Be-
schäftigungsmangel dürfte mithin dieses Jahrhun-
dert prägen.“9)
Sieben Zitate mit in die gleiche Richtung zielenden
Behauptungen, die wie Tatsachenfeststellungen

klingen, freilich ohne empirisch belegt zu werden.
Statt dessen findet sich ein recht großzügiger Um-
gang mit den Fakten: Zum Beispiel seien die Ein-
kommen der Arbeitnehmer ständig „real gestie-
gen“. dies aber nur bis einschließlich 1979; von 1981
bis 1985 waren sie rückläufig und trotz des Anstiegs
1986/87 lag das Nettoreallohnniveau in Preisen von
1980 im Jahre 1987 noch um 40 DM unter dem von
1979.

Wer freilich aus der gemeinsamen Faktenignoranz
und der Bereitschaft zu unbewiesenen Urteilen
auch auf gemeinsame politische Standorte schließt,
der irrt. Diese und viele andere Publikationen zur
„Zukunft der Arbeit“ werden jedoch von zwei
übereinstimmenden Grundlinien getragen:

— der (unbewiesenen) Diskreditierung des keyne-
sianischen Instrumentariums, verbunden mit Di-
stanz zu Groß-Technologien und staatlichem Han-
deln. sowie

— der Suche nach neuen Formen bzw. einer „Neu-
Definition“ der Arbeit.

Diese „Philosophien“ um die Zukunft der Arbeit
bilden den Hintergrund für Forderungen nach Ar-
beitszeitverkürzungen ohne bzw. mit begrenztem
Lohnausgleich sowie nach Verlängerung der Ma-
schinenlaufzeiten. Beides ist zur Verbesserung der
Beschäftigungslage kontraproduktiv, doch wer dies
fordert, lenkt von der Angebotspolitik ab und ver-
lagert die Verantwortung für die Ursache des bis-
herigen beschäftigungspolitischen Mißerfolgs der
achtziger Jahre zu den Gewerkschaften und ihrer
Lohn- und Arbeitszeitpolitik.

Ökonomischer Trugschluß der Sozialstaatskritiker
Sozialstaatskritiker bzw. Angebotstheoretiker und
„Neuverteiler des Arbeitsvolumens bei gleichblei-
bender Lohnsumme“ gehen (ohne es zu wissen),
von den gleichen Denkgrundlagen aus, die ein-
leuchtend klingen, aber falsch sind:

— der Vorstellung eines (zumindest mittelfristig)
starren Arbeitsvolumens, das aber beliebig teilbar
wäre, sowie

— einer Überbetonung des Kostenfaktors Lohn bei
gleichzeitiger Vernachlässigung der Nachfragebe-
deutung des Lohnes.

Die ökonomischen Fakten bestätigen aber die altli-
berale Gleichung: steigende Gewinne = steigende
Investitionen = steigende Beschäftigung nicht, sie
widerlegen jedoch den „Glaubenssatz“, daß sin-
kende Löhne zu besserer Beschäftigung führen.
Das zeigt besonders deutlich die Entwicklung der
Gewinne und Löhne sowie der Investitionen und
der Beschäftigung in vergleichbaren Perioden der
siebziger und achtziger Jahre:



Diese Entwicklung während der beiden Zyklen
1975/80 und 1981/87 zeigt deutlich, daß

- kräftig steigende Löhne und Gehälter bei sich 
gleichgewichtig bewegenden Nettoeinkommen aus
Unternehmertätigkeit und Vermögen auch von
kräftiger Erhöhung der Anlageinvestitionen beglei-
tet sind; beides führt zu steigender Beschäftigung
und sinkender Arbeitslosigkeit, während

- ein überproportionaler Anstieg der Unterneh-
menseinkommen bei drastischem Zurückbleiben

der Lohnentwicklung nur zu einem bescheidenen
Investitionsanstieg mit entsprechend negativen Be-
schäftigungsfolgen geführt hat.

Wenn man 1987 von der Summe der Anlageinvesti-
tionen die 47 Mrd. DM für öffentliche Investitionen
abzieht, so lag das Nettoeinkommen aus Unterneh-
mertätigkeit und Vermögen um 79 Mrd. über der
Summe der Anlageinvestitionen. Der ab 1984
sprunghaft gestiegene Kapitaltransfer zeigt den
Verbleib dieser in der Bundesrepublik erwirtschaf-
teten Gewinne.

Lohnpolitische „Solidaritätsopfer“ kontraproduktiv

Trotz dieser eindeutigen Fakten aus der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung von sechs bzw. sie-
ben Jahren wird in der deutschen Öffentlichkeit
immer noch der Zusammenhang zwischen Löhnen
und Beschäftigung völlig einseitig dargestellt: Nied-
rige Löhne führen angeblich zu mehr, hohe Löhne
zu weniger Beschäftigung. So sind Appelle an Ar-
beitnehmer und Gewerkschaften hinsichtlich Ar-
beitszeitverkürzungen ohne Lohnausgleich oft mo-
ralisch gut gemeint10), sie zeichnen sich aber durch
fatale Unkenntnis der gesamtwirtschaftlichen Zu-
sammenhänge aus.

Forderungen nach Neuverteilung der Arbeit —
darauf abgestellt, daß die Arbeitsplatzinhaber
ein Stück der Arbeit und des dazugehörigen Loh-
nes an die heute Arbeitslosen abgeben — gehen
davon aus, daß das Volkseinkommen und das

Arbeitsvolumen feste Größen seien, die bei
mehr Bewerbern um die Einzelstücke neu (d. h. 
gerechter) verteilt werden müssen. Sie über-
sehen dabei, daß jede Neuverteilung des „Ku-
chens“ auch seine Größe verändert, er kann
durch den Verteilungsprozeß größer oder kleiner
werden.

Die immer wieder erhobenen Vorschläge einmal so
theoretisch abstrakt behandelt, wie sie gemacht
werden, ergeben folgendes Kreislaufdilemma: 23
Millionen Arbeitnehmer arbeiten in der Bundesre-
publik im Schnitt rund 38 Stunden. Zwei Millionen
arbeiten zwangsweise null Stunden, weil Wirtschaft
und Politik nicht in der Lage sind, jedem, der arbei-
ten will, auch einen Arbeitsplatz zu bieten. Zählt
man die 23 Millionen mit 38 Wochenstunden und
die zwei Millionen Arbeitslosen mit ihren null Wo-
chenstunden zusammen, so ergibt sich eine durch-
schnittliche Wochenarbeitszeit von rund 35 Stun-
den.



Einfaches Rechenexempel der „Opfertheoretiker“:
Die Arbeitsplatzinhaber verzichten auf vier Stun-
den Arbeit und den dazugehörigen Lohn und alle
heute Arbeitslosen finden Beschäftigung. Aber
würde diese Regelung morgen in Kraft treten, wäre
der volkswirtschaftliche Kuchen übermorgen zwar
besser verteilt, aber kleiner, denn: Die Nettolohn-
und Gehaltssumme würde, neu verteilt, nicht grö-
ßer. Bei den Neueinstellungen aufgrund dieses Ar-
beitsstunden- und Lohnverzichts der Arbeitsplatz-
inhaber fiele bei den Arbeitslosen die Arbeitslosen-
unterstützung in Höhe von 56 bis 68 Prozent ihrer
Nettobezüge weg — ein Kaufkraftausfall von rund
27 Milliarden DM. Natürlich würde der Fortfall der
Zahlungen durch die Bundesanstalt für Arbeit dort
Beitragssenkungen möglich machen, doch die Ver-
wendung der Gelder aus Beitragssenkungen ist of-
fen. Für Beitragssenkungen bei den Arbeitgebern
ist nach den Erfahrungen mit den Steuersenkungen
ab 1981 mehr mit einer Erhöhung der Finanzanla-
gen im Ausland als mit Verstärkung der Investitio-
nen hier zu rechnen.
Für die gesamtwirtschaftlichen Wirkungen noch
entscheidender ist die bestehende Kopplung zwi-
schen der Lohn- und der Rentenentwicklung sowie
mit den Leistungen der Kriegsopferversorgung. Die
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung
erreichten 1988 die Größenordnung von 174 Milli-
arden DM. aus der gesetzlichen Unfallversicherung
sieben Milliarden, die Kriegsopferrenten betrugen
rund zehn Milliarden DM. Das sind gut 190 Milli-
arden DM von der Lohnentwicklung abhängige
Kaufkraft. Das obige abstrakte Beispiel einer Um-
verteilung des Arbeitszeit- und Lohnvolumens zwi-
schen den 23 Millionen Beschäftigten und zwei Mil-
lionen Arbeitslosen würde eine achtprozentige Sen-
kung der Löhne und Gehälter bedeuten. Eine ent-
sprechende Übertragung dieser Operation auf die
Rentenversicherung und die Kriegsopferrenten'
hätte also einen Kaufkraftausfall von rund 15 Mil-
liarden DM zur Folge.
Und auch wenn die Anpassung des Renten- und
Kriegsopferversorgungsniveaus an das neue Lohn-

niveau nicht ruckartig, sondern nur mit entspre-
chenden Übergangszeiten erfolgte, ist für die ge-
samtwirtschaftliche Betrachtung zu berücksichti-
gen, daß jedes Prozent erfolgter bzw. nicht erfolgter
Rentenanpassung die Gesamtnachfrage um rund
zwei Milliarden DM beeinflußt. In einer unterbe-
schäftigten Wirtschaft ist die wichtigste Vorausset-
zung zur Verbesserung der Beschäftigung eine Aus-
weitung der Gesamtnachfrage. Von der Operation
„Umverteilung der Arbeitszeit und des Lohn-
volumens“ ist aber nicht eine Ausweitung, son-
dern eine Reduzierung der Gesamtnachfrage zu
erwarten, per Saldo also negative Beschäftigungs-
effekte.

Zur Abrundung ein statistisches Beispiel: Die Bun-
desvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände hat im Frühjahr 1988 eine Bestandsaufnahme
der Entwicklung der Arbeitszeit in den OECD-
Nationen erstellt. Nach dieser Untersuchung haben
in den achtziger Jahren bei 15 Nationen Arbeitszeit-
verkürzungen mit vollem Lohnausgleich stattgefun-
den, lediglich in den Niederlanden gab es zwischen
1983 und 1985 Arbeitszeitverkürzungen um fünf
Prozent bei einem gleichzeitig für die gesamte
Wirtschaft vereinbarten fünfprozentigen Lohnver-
zicht.

Die OECD-Arbeitslosenstatistik zeigt: Von 1983
bis 1985 gab es im Durchschnitt der OECD-Staaten
einen leichten Rückgang der Arbeitslosigkeit; in
den Niederlanden ist die Arbeitslosenquote von
zwölf Prozent im Jahre 1983 auf 14,2 Prozent 1985
gestiegen; das ist — mit der Ausnahme Spaniens —
der mit Abstand höchste Anstieg in diesem Zeit-
raum.

Beschäftigungspolitisches Fazit: In unterbeschäftig-
ten Volkswirtschaften sind kürzere Arbeitszeiten
und höhere Löhne gleichzeitig notwendig, wenn das
Sozialprodukt und die Beschäftigung zugleich
wachsen sollen. „Opfertheorien“ schaffen nicht nur
keine Arbeitsplätze — sie geben leicht Anstoß zu
einer Spiralentwicklung nach unten.

Längere Maschinenlaufzeiten bringen weniger,
nicht mehr Beschäftigung

Durch die Bundesrepublik geistert seit Monaten
eine ökonomische Gespensterdiskussion. Der
Weltmeister im Export fühlt sich in seiner Wettbe-
werbsfähigkeit bedroht, die Bundesrepublik
Deutschland sei kein gesuchter Investitionsstandort
mehr und nur Flexibilität am Arbeitsmarkt und

mehr Deregulierung könnten diesen „gefährdeten“
Standort noch retten.

Besonders hartnäckig wird dabei die Entkoppelung
von Maschinenlaufzeiten und individuellen Ar-
beitszeiten gefordert, vor allem durch Einbezie-



hung des Wochenendes, zumindest aber des Sonna-
bends in die reguläre Arbeitszeit. In der Ausdeh-
nung der Maschinenlaufzeiten auf das Wochenende
soll der Schlüssel für mehr Beschäftigung und wei-
tere Arbeitszeitverkürzungen liegen.

In dieser Diskussion wird schlicht negiert, daß in
betrieblichen Arbeitszeitregelungen nach der tarif-
lichen Unterschreitung der 40-Stunden-Woche die
Entkoppelung von Maschinenlaufzeiten und indivi-
duellen Arbeitszeiten längst stattgefunden hat. In
einer Vielzahl von Unternehmen wird die neue Ar-
beitszeit so gehandhabt, daß bei unveränderter
Schichtzeit an den Produktionsanlagen die indivi-
duell verkürzte Arbeitszeit durch Freischichten
über das Jahr verteilt abgegolten wird. Diese den
Interessen einer gleichmäßigen Ausnutzung der
Kapitalanlagen und den individuellen Möglichkei-
ten der Arbeitnehmer entgegenkommende Rege-
lung hat zugleich gute Beschäftigungseffekte ge-
habt. Jetzt soll aber die Ausdehnung der Maschi-
nenlaufzeiten auf das Wochenende, zumindest aber
auf den Sonnabend, hinzukommen. Kann dies
wirklich mehr Beschäftigung schaffen?

Eine Ausdehnung der Maschinenlaufzeiten auf den
Sonnabend senkt die Produktionskosten pro Ein-
heit um ein Sechstel, freilich nur, wenn in gleicher
Größenordnung eine Absatzsteigerung erfolgt.
Dann — aber auch nur dann — sind die Maschinen-
anlagen an sechs Tagen in der Woche nutzbar und
entsprechend dem Produktionspotential dieses Ta-
ges zusätzliche Neueinstellungen möglich. Diese
betriebswirtschaftliche Rechnung kann in einzelnen
Betrieben aufgehen, für die Branche insgesamt ist 
dies jedoch fraglich, ja schon für ein Unternehmen,
das an mehreren Standorten produziert.

Ein konkretes Beispiel dazu: Ein großes Automo-
bilwerk in der Bundesrepublik produziert zur Zeit
an fünf Tagen in der Woche an sechs Standorten.
Eine Ausdehnung der Produktionszeiten auf den
Sonnabend würde das Produktionspotential um ein
Sechstel erhöhen, doch damit allein würde noch
kein Wagen mehr verkauft. Die betriebswirtschaft-
lichen Kostenrechner kämen sehr schnell nach einer
Verlängerung der Maschinenlaufzeiten an den
sechs Standorten zu dem Ergebnis, daß ein Stand-
ort überflüssig ist. Die erreichte Kostenersparnis
wäre enorm, der Beschäftigungserfolg negativ —
die Auflösung eines Standortes führt zu überpro-
portionalem Rückgang der Gesamtbeschäftigung.

Natürlich kommt hier sofort der Einwand, daß eine
auf das Wochenende ausgedehnte Arbeitszeit die
Kostenrechnung so verbessern würde, daß mit ent-
sprechender Preispolitik eine Ausweitung des Ab-
satzes und damit der Produktion möglich wäre.
Dies stimmt, solange die anderen Automobilher-

steller dem tatenlos zusehen. Wenn aber ausgerech-
net von der Bundesrepublik aus, dem Weltmeister
im Export, eine auf Wochenendarbeit beruhende
neue Kalkulation zu neuer Preispolitik führen
würde, werden die Automobilproduzenten in Eu-
ropa und der Welt nicht tatenlos zusehen. Sie wer-
den dem schlechten deutschen Beispiel folgen mit
dem Ergebnis, daß überall in der Welt Produktions-
standorte für Automobile überflüssig werden, weil
auch bei insgesamt niedrigerem Preisniveau der
Absatz nicht beliebig ausgedehnt werden kann, zu-
mal die mit der Wochenendarbeit an strukturschwa-
chen Standorten verbundenen Beschäftigungsver-
luste die Gesamtnachfrage reduzieren.

Diese generelle Aussage über die beschäftigungs-
politischen Folgen für die Gesamtwirtschaft
schließt andere Regelungen für einzelne Wirt-
schaftszweige nicht aus. Dort, wo es sich nicht um
den „Weltmeister im Export“ handelt, sondern um
eine Branche mit übergewichtigem Importanteil —
wie z. B. in der Textilindustrie —, können Verlän-
gerungen der Maschinenlaufzeiten über den Zeit-
raum von Montag bis Freitag hinaus unvermeidbar
werden. Freilich nicht mit der Illusion, zusätzliche
Arbeitsplätze zu schaffen, sondern als ein Mittel,
um Abwanderungen von Produktionsstätten zu ver-
hindern.

Wenn diese Gefahr anders nicht abgewendet wer-
den kann, ist es gewerkschaftliche Aufgabe, die
neuen Arbeitszeiten in ein vernünftiges, die Arbeit-
nehmer-Interessen wahrendes tarifliches Regel-
werk zu bringen, bevor in betrieblichen „Spontan-
regelungen“ die Arbeitsplatznöte und nicht die Ar-
beitnehmer-Interessen die Federführung überneh-
men. Bei diesem tariflichen Regelwerk muß dann
der Zeitausgleich aus humanitären, familien- und
beschäftigungspolitischen Gründen Vorrang vor
dem finanziellen Ausgleich haben. Leitlinie: Wer zu
ungewöhnlichen Zeiten arbeitet, nachts oder am
Wochenende, hat Anspruch auf höheres Entgelt für
die gleiche Arbeitszeit oder auf gleiches Entgelt für
kürzere Arbeitszeit; dabei hat der zeitliche Aus-
gleich Vorrang vor dem finanziellen.

Im übrigen hat — mit Vokabeln von „mehr Deregu-
lierung“, „Individualisierung“ und „Flexibilisie-
rung“ modisch geschönt — die Ausdehnung der
Wochenendarbeit längst begonnen. So zeigt z. B.
eine Untersuchung des „Instituts zur Erforschung
sozialer Chancen“ (ISO) vom Sommer 1987 u. a.,
daß

— die Zahl derer, die samstags arbeiten, von
18 Prozent 1980/81 auf 32 Prozent im Jahre 1987
gestiegen ist und



— 1981 sieben Prozent der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer regelmäßig Sonntagsarbeit leisteten,
1987 dagegen schon zehn Prozent.
Diese kräftige Zunahme der Samstags- und Sonn-
tagsarbeit seit 1981 hat aber nicht zu einem Abbau
der Arbeitslosigkeit geführt.
Die modischen Thesen der Beschäftigungsverbes-
serung durch zurückhaltende Lohnpolitik und Wo-
chenendarbeit bleiben im Unverbindlichen; empiri-
sche Untersuchungen beweisen, daß Deregulierung
und Flexibilisierung keineswegs zu positiven wirt-
schaftlichen Entwicklungen führen. Werner Sen-
genberger z. B. sieht eine wesentliche Ursache für
die so schwache Produktivitätsentwicklung in den
Vereinigten Staaten von Amerika in der hohen
„Unstetigkeit im Einsatz von Sachkapital und Ar-
beitskraft in amerikanischen Betrieben“ ).11

Inzwischen beweist auch die Bilanz der radi-
kalen Deregulierung bei der amerikanischen Luft-
fahrt, daß von den versprochenen Verbesserun-
gen nichts eingetreten ist, die befürchteten Ver-

schlechterungen aber noch übertroffen wurden:
Schlechterer Service, höhere Preise und geringere
Sicherheit bei ausgedünntem Flugplan sind das Er-
gebnis.

Für die Bundesrepublik ergibt sich aus dem Sozial-
staatsauftrag eine andere Aufgabenstellung: Wir
haben nicht zu wenig Arbeit, sondern eine Fülle
unerledigter Aufgaben. Mögen Soziologen und Phi-
losophen darüber nachdenken, ob der „Arbeitsge-
sellschaft die Arbeit ausgehe“ — politische Auf-
gabe ist es, die organisatorischen und finanziellen
Bedingungen so zu gestalten, daß jene vielen aufge-
schobenen Projekte zur Verbesserung der Umwelt
und der Infrastruktur erfüllt werden und alle Men-
schen Arbeit finden. In der tiefen beschäftigungs-
politischen Resignation, auf deren Basis alle diese
„Opfertheorien“ entstehen, liegt eine große Gefahr
für bessere Aufgabenerfüllung; diese Haltung hat
es den Angebotspolitikern und Sozialstaatskriti-
kern so leicht gemacht, ihre beschäftigungspoliti-
sche Abstinenz aufrechtzuerhalten.

Kann nationale Beschäftigungspolitik noch funktionieren?

Auch wer meine Aufgabenstellung für richtig hält,
zweifelt oft am Erfolg aktiver Beschäftigungspolitik
im nationalen Raum. Nun ist sicherlich jede Wirt-
schafts- und Finanzpolitik erfolgreicher, wenn sie in
internationaler Koordination, ohne weltwirtschaft-
liche Gegenläufigkeiten erfolgt. Aber die schlichte
Behauptung von Peter Glotz: „Der nationale
Keynesianismus greift nicht mehr“ ist mit einem
Bück zurück und noch mehr mit einem Blick zu
unseren Nachbarn zu widerlegen.

Wo ist in den achtziger Jahren das keynesianische
Instrumentarium gegen zunehmende Wachstums-
schwäche und ansteigende Arbeitslosigkeit einge-
setzt worden? Darf man einem wirtschafts- und fi-
nanzpolitischen Instrumentarium vorwerfen, daß es 
nicht mehr greift, wenn es nicht angewendet wird?
In der Bundesrepublik wurde eine antizyklische,
gegensteuernde Finanzpolitik zum letzten Mal zwi-
schen 1977 und 1979 praktiziert, und dies mit Er-
folg; mit sehr viel größerem Erfolg — und dies über
1979 hinaus — in Österreich: Dort gelang es bis
heute, die Arbeitslosigkeit unter vier Prozent zu
halten. Instrumente und ihre Anwendung erst zu
prüfen und dann über Neueinsetzen oder Fortwer-
fen zu entscheiden, gehört zur handwerklichen

Sorgfaltspflicht. Politisches Gerede ohne diese
Sorgfalt erhöht die Verwirrung und erschwert das
Durchsetzen beschäftigungswirksamer Politik.

Instrumentale Unkenntnis und „Opferbereitschaft“
von links haben die unverzichtbare positive Grund-
stimmung für eine beschäftigungswirksame Anwen-
dung des Instrumentariums der Globalsteuerung
ebenso verdorben wie die ideologische Ablehnung
durch die Angebotspolitiker und Sozialstaatskriti-
ker von rechts: „Rechte Fundamentalisten wollen
nur noch den Markt gelten lassen, weil Wirtschafts-
politik angeblich grundsätzlich falsch sei und die
Marktergebnisse nur verzerre. Linke Fundamenta-
listen lehnen den Staat als Reparaturbetrieb des
Kapitalismus ab, weil sie eine andere Wirtschaft als
die Marktwirtschaft wollen — aber welche? Grüne
Fundamentalisten verwechseln das eigentliche
Übel unserer Zeit, nämlich unsaubere Technolo-
gien, mit der Geschäftsgrundlage unseres sozialen
Friedens, dem ausreichenden wirtschaftlichen
Wachstum.“ )12

Es diskreditiert nicht das Instrumentarium der Glo-
balsteuerung, sondern ihre Anwender, wenn die
antizyklischen Maßnahmen falsch dosiert und so
verzögert eingesetzt werden, daß aus der geplanten
Antizyklik durch Zeitablauf eine Prozyklik wird.



Auch kann antizyklische Globalsteuerung nur funk-
tionieren, wenn die öffentlichen Haushalte auf allen
staatlichen Ebenen sich gleichläufig verhalten und
die Maßnahmen aus den einzelnen Ressorts mitein-
ander koordiniert werden, so daß sie sich nicht ge-
genseitig konterkarieren. So wurden z. B. nach
dem ersten Ölschock die verschiedenen beschäfti-
gungspolitischen Maßnahmen durch eine Haus-
haltskonsolidierung gebremst, die größer war als
aus keynesianischer Sicht vertretbar; noch stärker
aber wirkte der massive Abbau der Haushaltsaus-
gaben in den Ländern und Gemeinden kontrapro-
duktiv. Trotzdem gelang es zwischen 1976 und 1980
vor allem mit dem wachstumspolitischen Anstoß
des 16-Milliarden-Zukunftsinvestitionsprogamms,
die Zahl der Arbeitsplätze um mehr als eine Million
zu erhöhen und die Arbeitslosigkeit um 200 000
abzubauen. Auch in Fritz Scharpfs sehr kritischer
Untersuchung der „Sozialdemokratischen Krisen-
politik in Europa“ wird der Wirtschaftspolitik für
diesen Zeitraum bescheinigt, daß sich „die in der
Bundesrepublik ungeliebte Lokomotivstrategie als
ein brillianter, seitdem nicht wiederholter Erfolg
erwiesen“ hat13).
Die weltwirtschaftlichen Bedingungen waren in den
achtziger Jahren für die Bundesrepublik wesentlich
besser als in der zweiten Hälfte der siebziger; Wirt-
schaftswachstum und Beschäftigung aber blieben
sehr viel schwächer. Die Ursachen sind jedoch nicht
in der Außenwirtschaft — 1987 und 1988 81 bzw.
85 Milliarden Leistungsbilanzüberschuß (!) — .son-
dern in der Wirtschafts- und Finanzpolitik, vor al-
lem in der Schwächung der Binnennachfrage zu
suchen.
Ein Blick zu unseren Nachbarn bestätigt dies. Für
die Bundesrepublik ist dabei der Vergleich mit
Österreich und Schweden besonders lehrreich: bei-
des hochentwickelte Volkswirtschaften mit noch
größerer außenwirtschaftlicher Verflechtung, in 
Schweden mit höherem, in Österreich mit niedrige-
rem Einkommensniveau. Von ihrer Wirtschafts-
struktur und der noch sehr viel größeren Welt-
marktabhängigkeit her wären auch die Niederlande
und Belgien güt für einen Vergleich geeignet, aber
dort war die Arbeitsmarktentwicklung noch
schlechter als in der Bundesrepublik. Die extrem
unterschiedliche Arbeitsmarktlage in Österreich
und Schweden einerseits, in den Niederlanden und
Belgien andererseits zeigt auch, daß es für erfolg-
reiche Beschäftigungspolitik nicht auf die Größe

einer Volkswirtschaft, sondern — allen weltwirt-
schaftlichen Verflechtungen zum Trotz — auf die
eigene Politik ankommt.

Der Austro-Keynesianismus mit seiner Kombina-
tion aus

— variablem Nachfrage-Management,

— Hart-Währungspolitik und

— solidarischer Einkommenspolitik )14

hat es möglich gemacht, die Arbeitslosigkeit in
Österreich auf jene Größenordnung zu begrenzen,
die im angelsächsischen Wirtschaftsraum immer als
Vollbeschäftigung galt (vier Prozent). In Schweden
war der Einsatz des umfangreichen arbeitsmarkt-
politischen Instrumentariums stärker ausgeprägt als
die antizyklische Finanzpolitik; ihrem variablen
Einsatz ist eine Begrenzung der Arbeitslosenquote
auf unter drei Prozent gelungen. Über alle weltwirt-
schaftlichen Schwierigkeiten seit den beiden Öl-
schocks hinweg besteht in Schweden bei noch grö-
ßerem Weltmarktanteil als in der Bundesrepublik
seit Jahrzehnten gleichzeitig

— das höchste Lohnniveau (Lohnquote 77 Pro-
zent),

— ein umfassendes Sozialleistungssystem auf ho-
hem Niveau,

— eine besonders hohe Erwerbsquote bei höchster
Frauenerwerbsquote ),15

— die größte Computer- und Roboterdichte in der
Produktion und

— die geringste Arbeitslosigkeit.

Wenn Fritz Scharpf am Ende seiner umfangreichen
Untersuchungen der Krisenbewältigungsstrategien
in Europa zu der Feststellung kommt, daß Schwe-
den und Österreich im letzten Jahrzehnt bewiesen
haben, „daß Massenarbeitslosigkeit in Westeuropa
auch in der weltweiten Krise kein für die nationale
Politik unabwendbares Schicksal war“16), so sollten
diese Beispiele in der Bundesrepublik Ansporn und
Herausforderung sein.



Wirtschafts- und finanzpolitisches Maßnahmenbündel
für mehr Beschäftigung und bessere Umwelt

Mehr Beschäftigung, bessere Umwelt und mehr
Lebensqualität sind nur gemeinsam zu erreichen:
Der künstliche Gegensatz zwischen Ökonomie und
Ökologie ) ist durch eine ökologische Erneuerung
der Wirtschaft aufzuheben; Umweltschutzinvesti
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-
tionen haben positive Beschäftigungseffekte und
bieten dem in den letzten Jahren ins Ausland trans-
ferierten Kapital Anlageobjekte in der Bundesre-
publik. Wir brauchen in den neunziger Jahren eine
Konzentration der Finanz-, Wirtschafts-, Sozial-,
aber auch der Technologie- und Bildungspolitik auf
die Verbesserung der Beschäftigung und der Um-
welt zugleich. Zur Erreichung dieser Zielsetzungen
sind folgende Eckpunkte zu realisieren:

1. Keine Senkung des Spitzensteuersatzes und des
Körperschaftssteuersatzes, aber Einführung einer
nach der Gewinnverwendung differenzierenden
Besteuerung: niedrigerer Steuersatz für jede inve-
stive Verwendung, höherer für jede nicht investive;
gleichzeitig Umstellung der Arbeitgeberbeiträge
zur Sozialversicherung auf die Bemessungsgrund-
lage Wertschöpfung. Beide Maßnahmen ergänzen
sich und machen das Abgabensystem beschäfti-
gungsfreundlicher.

2. Erhöhung der Energiebesteuerung, um nachhal-
tige Anreize zum Energiesparen und zur Umstel-
lung auf energiesparende Produktionsmethoden zu
geben. Diese Besteuerung muß von Ausgleichs-
maßnahmen für ländliche Räume und pendelnde
Arbeitnehmer sowie von kräftigen Investitionen
zur Verbesserung des Nicht-Straßenverkehrs be-
gleitet sein. Nur wenn über eine Modernisierung
der Bundesbahn und einen umfassenden Ausbau
des öffentlichen Nahverkehrs praktikable und
preiswerte „Umsteigemöglichkeiten“ geboten wer-
den, kann eine „Umsteuerung über den Preis“ er-
folgreich sein; Ge- und Verbote müssen ergänzend
hinzukommen. Konkret: Fünf bis zehn Milliarden
DM sind mit im Verlauf ansteigender Tendenz jähr-
lich zum Ausbau und zur Modernisierung der Bun-
desbahn (komplette Elektrifizierung, schnelleren
Verkehr zulassende Trassenführung, IC-An-
schlüsse an jedem Flughafen mit dem Fernziel,
Flugverkehr auf Kurzstrecken sowie Schwerlast
und gefährliche Güter im Fernverkehr zu verbieten
sowie Innenstädte für PKWs total zu sperren) ein-
zusetzen. Beide Maßnahmen bringen spürbare Be-
schäftigungseffekte und Rückgang der Schadstoff-
belastungen aus dem Verkehr.

3. Kräftige Aufstockung der Mittel für Städtebau
und Dorfsanierung unter ausdrücklicher Einbezie-
hung der Sanierung alter Industriestandorte und
Kanalnetze in die Verwendungsmöglichkeiten die-
ser Mittel. Um einen wirksamen Einsatz auch in
finanzschwachen Kommunen zu gewährleisten,
Verzicht auf deren Drittelbeteiligung in allen Ar-
beitsamtsbezirken mit mehr als acht Prozent Ar-
beitslosenquote und auf die Hälfte der Eigenbetei-
ligung bei Arbeitslosenquoten zwischen vier und
acht Prozent.
4. Gemeinsame Bund/Länder-Programme
— für eine beschleunigte Modernisierung aller
kommunalen Kläranlagen und
— zur Rekultivierung der Waldböden mit anschlie-
ßender naturnaher Aufforstung geschädigter Wald-
flächen.
Nicht nur der „saure Regen“ hat das Waldsterben
verursacht, Bodenerosionen und mangelnde Wald-
pflege kommen hinzu. Nur wenn die zu beschleuni-
gende Verminderung der Schadstoffemissionen
durch „altmodische“ Bearbeitung der Forsten er-
gänzt wird, sind die Wälder zu retten. Da von den
zwei Millionen Arbeitslosen rund die Hälfte keine
Berufsausbildung hat, drängen sich hier großange-
legte Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mit voraus-
gehender Qualifizierung geradezu auf.

5. Verstärkung des Dienstleistungsangebots an hu-
manen Diensten und Aufbau eines flächendecken-
den Netzes ambulanter sozialer Dienste. Die Bun-
desrepublik ist gegenüber Skandinavien, aber auch
im Verhältnis zu den Vereinigten Staaten, im Ange-
bot an „Humandiensten“ ein unterentwickeltes
Land: Der Beschäftigungsanteil der Humandienste
— Gesundheit, soziale Dienste, Bildung — beträgt
in Schweden 25,5 Prozent, in den Vereinigten Staa-
ten 17,8 Prozent, in der Bundesrepublik jedoch nur
10,7 Prozent ).  Der Pflegenotstand in Altershei18 -
men und Krankenhäusern erfordert eine kräftige
Ausweitung der dort Beschäftigten ebenso wie das
zunehmende Lebensalter und die Vereinsamung al-
ter Menschen in ihrer häuslichen Umgebung.

6. Intensivierung und Erweiterung der Qualifizie-
rungsmaßnahmen für Arbeitslose, um sie mit den
Produktions- und Verwaltungsbedingungen nach
Einsatz neuer Technologien vertraut zu machen,
sowie Erweiterung der Qualifikationsmöglichkei- 
ten für Arbeitnehmer während der Erwerbsarbeit.
Den Investitionen in neue Technologien und für



neue Produktionsverfahren müssen bildungspoliti-
sche Anstrengungen für die Beschäftigten entspre-
chen. um zu sozialverträglicher Anwendung und
sozialer Akzeptanz der neuen Technologien zu
kommen (Erweiterung der Mitbestimmungsmög-
lichkeiten sind dafür unverzichtbar).

7. Zügige Fortsetzung der Arbeitszeitverkürzun-
gen in jeweils den einzelnen Wirtschaftszweigen
entsprechenden Formen. Das gegenwärtig im Mit-
telpunkt der gewerkschaftlichen Tarifpolitik ste-
hende Ziel der 35-Stunden-Woche darf nicht zur
Vernachlässigung der Möglichkeiten einer Verkür-
zung der Lebens- und der Jahresarbeitszeit führen,
die für bestimmte Branchen (z. B. Baugewerbe und
Gastronomie) Arbeitnehmern und Arbeitgebern
Vorzüge bietet. Aber nur Arbeitszeitverkürzungen
mit Lohnausgleich sind gesamtwirtschaftlich sinn-
voll, bei „Lohnverzichten“ wird nicht eine Ausdeh-
nung der Beschäftigung sondern das Gegenteil er-
reicht.

Die obigen Eckpunkte entsprechen einer „gebün-
delten Strategie“, wie sie das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung schon 1984 erarbeitet und
durchgerechnet hat, daß diese Strategie „zu einer
Halbierung der Arbeitslosigkeit nach sechs Jahren“
führen würde19). Von 1989 aus gerechnet, wäre
dies Mitte der neunziger Jahre erreicht; von da ab
wird das Beschäftigungsproblem durch die sich
dann kräftig verändernde Bevölkerungskurve er-
leichtert. auch wenn die Erwerbsbeteiligung der
Frauen und der Anteil der Aus- und Übersiedler
zunehmen wird (diese sind zugleich aber auch nach-
fragende Konsumenten).

Natürlich stellt sich auch für dieses Programm die
Finanzierungsfrage — die verteilungspolitisch un-
sinnige und beschäftigungswidrige „Steuerreform
1990“ ist gelaufen. Doch für beschäftigungswirk-
same Investitionen und andere Maßnahmen zur
Verbesserung der Lebensqualität gäbe es einen soli-
den Finanzsockel, wenn die Deutsche Bundesbank
von den für eine Zentralnotenbank völlig abwegi-
gen Bilanzierungsvorschriften des Handelsrechts
befreit würde.

Die Anwendung des aus guten Gründen des Gläu-
bigerschutzes im Handelsrecht vorgeschriebenen
Niederstwertprinzip führt bei der Bundesbank
dazu, daß beispielsweise 1987 von den eingehenden
Zinserträgen 8.6 Milliarden DM für „Abschreibun-
gen auf Währungsreserven und sonstige Fremdwäh-
rungspositionen“ aufgrund des Dollar-Tiefstkurses
von DM 1,58 ausgebucht wurden20). Der Goldbe-
stand der Bundesbank wird seit ihrem Bestehen mit
13,68 Milliarden DM bewertet, das ist inzwischen

etwa ein Zehntel des tatsächlichen Marktpreises.
Die Bundesbank hat aber keine Gläubiger, zu de-
ren Sicherung Reserven dieser Größenordnung ge-
bildet werden müßten. Sie betreibt mit dieser —
durch das Bundesbankgesetz ihr vorgegebenen —
Bilanzgestaltung Reduzierungen der Geldmenge
und der öffentlichen Einnahmen zum konjunkturell
ganz falschen Zeitpunkt. Mit einer Streichung die-
ser Vorschrift und einer behutsamen Anpassung
der Aktiva der Bundesbank an den Marktwert ließe
sich eine mittelfristige Stabilisierung der Bundes-
bankgewinne als solide Finanzbasis öffentlicher In-
vestitionen finden.

Natürlich kann mit Rücksicht auf das Volumen des
Geldkreislaufs keine ruckartige Bewertung der
Goldbestände der Deutschen Bundesbank nach
dem Marktpreis erfolgen. Aber es gibt auch keinen
vernünftigen Grund, den vorsintflutlichen „Ein-
standspreis“ auf Zeit und Ewigkeit beizubehalten
und damit Reservenbildung um der Reserven willen
zu praktizieren. Reserven werden in Zeiten des
Überflusses zur Verwendung in schlechteren Zeiten
angelegt. Die „stille Reserve“ Gold und Devisen
bei der Bundesbank entstand im Laufe der Zeit
durch den Aufwärtstrend des Marktpreises für
Gold und den sinkenden Dollarkurs. Beides wird
von der Bilanzierung nach dem Niederstwertprinzip
ignoriert.
Die damit verbundene künstliche Reduzierung der
Aktiva der Bundesbank ist in Zeiten überschäu-
mender Konjunktur und bei Vollbeschäftigung ver-
nünftig — doch Vollbeschäftigung haben wir nicht.
Zwei Millionen registrierte Arbeitslose und eine
Vielzahl aus Finanzierungsgründen zurückgestell-
ter Infrastruktur- und Umweltschutzprojekte sind
Anlaß genug, an einen vernünftig dosierten Einsatz
„stiller Reserven“ zu denken. Eine mittelfristige
Stabilisierung der Bundesbankgewinne auf rund 15
Milliarden DM jährlich durch behutsame Anpas-
sung der Bewertung der Gold- und Devisenbe-
stände an den Marktwert wäre hierzu ein geeigneter
Weg, wobei die Größenordnung der jeweils an die
Bundeskasse abgeführten Gewinne natürlich bei
der Festsetzung des Geldmengenzieles beachtet
werden muß.

Die Einpassung in das jeweilige Geldmengenziel
schließt stabilitätspolitische Befürchtungen aus. Im
übrigen müßte je nach Konjunktur- und Beschäfti-
gungslage, Kapazitätsauslastung und Investitions-
bedarf das Heranführen der Bewertung der Bun-
desbankreserven an den Marktwert in größeren
bzw. kleineren Schritten erfolgen — eine vernünf-
tige Ergänzung des Instrumentariums des Stabili-
täts- und Wachstumsgesetzes durch die Notenbank-
politik, die durch strikte Begrenzung der Verwen-
dung ausschließlich für gemeinsame Bund/Länder/
Kommunen-Investitionsprojekte abgesichert wer-
den kann.



Ulf Fink

Zukunftsfelder der Arbeit

I. Einführung

Die Arbeitswelt befindet sich im Umbruch. Mit
modernen technischen Verfahren erreicht unsere
Gesellschaft eine höhere Produktivität durch im-
mer geringere menschliche Arbeitskraft. Breit an-
gelegte strukturelle Umwälzungen durch den Ein-
satz neuer Informations- und Kommunikations-
technologien sowie durch Anwendung moderner
Steuerungs- und Produktionstechniken verändern
Arbeitsinhalte und -abläufe. Neue Arbeitszeit-
modelle sind möglich und kommen den veränder-
ten Wertvorstellungen vieler Arbeitnehmer entge-
gen.

Das größte Problem bleibt, daß eine der reichsten
Industrienationen nicht in der Lage ist, eine ausrei-
chende Zahl von Arbeitsplätzen zur Verfügung zu
stellen. Nach sechs Jahren Aufschwung ist festzu-
halten, daß selbst verbesserte wirtschaftliche Rah-
menbedingungen die hohe Arbeitslosigkeit nicht
durchschlagend verringern konnten. Tarifparteien,
Bund. Länder und Gemeinden dürfen daher in ih-
rem Kampf gegen die Arbeitslosigkeit nicht nach-
lassen. Arbeitslosigkeit verursacht jährlich etwa
60 Mrd. DM Kosten. Es ist menschlicher und wirt-

schaftlicher zugleich, diese Mittel zur Finanzierung
von Arbeit auszugeben.

Der Staat muß sinnvolle Arbeit zusätzlich organi-
sieren, wenn dies vom Markt nicht zu erwarten ist!
Zur Beseitigung von gefährlichen Umweltbelastun-
gen, zur Reduzierung des Energieverbrauches und
zur weitestmöglichen Umstellung unserer Energie-
versorgung auf erneuerbare Energiequellen sowie
zur Behebung schwerwiegender Folgen verfehlter
Wohnungsbaukonzepte vergangener Jahrzehnte
bedarf es dringend des Einsatzes zusätzlicher öf-
fentlicher Mittel. Diese Maßnahmen sind erforder-
lich zur Erhaltung von Gesundheit und lebens-
werter Unabhängigkeit sowie von Chancen zum 
produktiven Wirtschaften in späteren Jahrzehnten.
Es sind typische öffentliche Aufgaben im Sinne so-
zialer Marktwirtschaft, denn ihr Ergebnis ist die
bessere Qualität öffentlicher Güter, die vom einzel-
nen Bürger nicht direkt nachgefragt werden kön-
nen, oder die Bereitstellung von Infrastruktur, von
Innovations- und Markteinführungshilfen. Ein Hin-
ausschieben dieser Maßnahmen verschärft die Pro-
bleme und wälzt von uns verursachte Lasten und
drängende Aufgaben auf spätere Generationen ab.

II. Arbeitsverständnis

Es gibt derzeit eine Inflation von Literatur zur Zu-
kunft der Arbeit und zur Weiterentwicklung der
modernen Industriegesellschaft. Hierbei gerät das
ganzheitliche Arbeitsverständnis der christlichen
Sozial- und Gesellschaftslehre bisweilen aus dem
Blickfeld. Gleichwohl sind gerade ihre Aussagen
über Sicht und Bedeutung menschlicher Arbeit
hochaktuell.

Arbeit ist grundlegendes Merkmal menschlicher
Existenz. Die Würde des Menschen und seine Ar-
beit haben Vorrang vor allen anderen Maßstäben.
Arbeit ist bedeutsamer als Besitz, denn nach christ-
lichem WerteVerständnis gilt sie als sinnstiftende
Grundlage des Menschen. Arbeit hilft uns. das Le-
ben zu meistem, denn die Sicherung des Lebensun-
terhaltes erfolgt unmittelbar durch die Konsumgü-
ter. mittelbar durch die Produktionsmittel. Ein aus-

reichendes Arbeitseinkommen, ein sozialgebunde-
nes Eigentumsrecht an Produktionsmitteln und ein
verantwortungsbewußter Umgang mit der Natur
verknüpfen als Voraussetzungen diese Dimension
menschlicher Arbeit.

Arbeit hilft uns, Zuwendung zu geben. Denn wie
der Mensch von seinem Wesen her sowohl indivi-
duelle als auch soziale Veranlagungen trägt, so ver-
deutlicht die soziale Dimension der Arbeit sein Da-
sein für andere — wie auch das soziale Ansehen,
das durch Arbeit konstituiert wird. Arbeit hilft uns,
nicht nur unsere Umwelt, sondern auch unsere Per-
sönlichkeit zu gestalten. Für den Menschen bedeu-
tet Arbeit die Chance, sich selbst zu verwirklichen
und zu entwickeln. Diese personale Funktion der
Arbeit unterstreicht die Subjektfunktion des Men-
schen und verdeutlicht, daß Arbeitskraft nicht nur



als Ware gesehen werden darf. Der ethische Maß-
stab zur Bewertung von Arbeit kann daher nicht im
materialistischen Ökonomismus liegen, sondern
einzig in dem Verständnis vom Menschen als einer
mit Freiheit und Würde ausgestatteten Person ).1

Für die Aktualität dieses ganzheitlichen Arbeitsver-
ständnisses der christlichen Sozial- und Gesell-
schaftslehre sprechen derzeitige Sinnbedrohungen
der Arbeit. Die Frühinvalidität vieler Arbeitneh-
mer deutet auf immer noch existierende Arbeitsbe-
dingungen hin, die zum Raubbau am Kräftehaus-
halt des Menschen führen. Ausgedehnte Rationali-
sierung und Modernisierung führen nicht automa-
tisch zu menschenwürdigeren Arbeitsprozessen,
sondern können auch Leistungsverdichtung und
Entmündigung von Arbeitnehmern bewirken. Pro-
duktionsprozesse und Konsumverhalten unserer

Arbeitsgesellschaft führen zu ökologischen und so-
zialen Folgekosten, die von 1970 bis 1985 das
Wachstumstempo des Bruttosozialproduktes um
276 Prozent übertroffen haben2).

Die traditionelle Verankerung weiter Teile der so-
zialen Dienste in öffentlichen Administrationen be-
hindert bislang eine durchgreifende Neuorganisa-
tion der Sozialpolitik, um der sich öffnenden sozia-
len Dienstleistungslücke zu begegnen. Der aktuelle
Arbeitskräftemangel im Pflegebereich verweist
über die Aspekte der Finanzierbarkeit und Vergü-
tung sozialer Dienstleistungen hinaus auf die Not-
wendigkeit einer neuen Kultur des Helfens: Men-
schen brauchen mehr als Pflege. Sie brauchen Zu-
wendung, Geborgenheit, Wärme und Freund-
schaft3).

III. Langzeitarbeitslosigkeit

Wir erleben eine widersprüchliche Entwicklung auf
dem Arbeitsmarkt: Trotz verbesserter Beschäfti-
gungs- und Vertragslage in der Wirtschaft nimmt
die Zahl der Menschen zu, die länger als ein Jahr
ohne Arbeit sind. Von September 1980 bis Septem-
ber 1988 stieg ihre Zahl von 106 145 auf 684 670
Personen. Die Langzeitarbeitslosigkeit hat sich ver-
festigt. Vor allem hier gilt: Es nicht hinnehmbar,
wenn einerseits öffentliche Ausgaben zur Unter-
stützung der Betroffenen getätigt, gleichzeitig je-
doch in vielen Bereichen genug sinnvolle, aber noch
unerschlossene Arbeit vorhanden ist. Denn insbe-
sondere Langzeitarbeitslosigkeit „bedeutet für die
Betroffenen erhebliche materielle Einbußen; sie
unterhöhlt den Leistungswillen und das Selbstbe-
wußtsein; sie greift die sozialen Bindungen in Ehe
und Familie, im nachbarschaftlichen Leben an und
zerstört die Solidarität. Arbeitslosigkeit trifft Ju-
gendliche besonders schwer ... Es kann zu einem
Zerbrechen des sozialen Grundkonsens zwischen
Arbeitslosen und Arbeitsplatzbesitzern in unserem
Staat kommen, zu einer Entsolidarisierung der ge-
sellschaftlichen Gruppen, zu Unruhe und den inne-
ren Frieden gefährdenden Aktionen.“4)

Bevor arbeitsmarktpolitische Instrumente zur Be-
kämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit erörtert
werden, gilt es. sich von wenig dienlichen Sprach-
regelungen zu lösen. Die Kennzeichnung der Be-
troffenen als „Rand- oder Problemgruppen“ ver-
schleiert, daß die heutige Arbeitswelt mit ihren Lei-
stungsstandards, mit gestiegenen Anforderungen
an Kenntnisse, Belastbarkeit und Konzentrations-
vermögen Personen mit eingeschränkter Anpas-
sungsfähigkeit nicht ausreichend integriert5). Das
Bemühen der Arbeitgeber, jeweils den aus ihrer
Sicht besten Bewerber einzustellen, ist aus betriebs-
wirtschaftlicher Sicht nachvollziehbar. Es rechtfer-
tigt aber keinesfalls Behauptungen, Langzeitar-
beitslose seien nicht mehr vermittelbar und daher
keine „echten Arbeitslosen“.

Sonderprogramm der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat im Rahmen ihrer Arbeits-
marktpolitik auf die steigende Zahl der Langzeitar-
beitslosen mit einem Sonderprogramm reagiert, das
seit dem 1. Juli dieses Jahres läuft. Private und
öffentliche Unternehmen können, wenn sie Lang-
zeitarbeitslose einstellen, Lohnkostenzuschüsse er-
halten. Hierfür wurden 1,5 Milliarden DM zur Ver-
fügung gestellt. Flankiert wird diese Initiative durch



Maßnahmen zur Betreuung und Vorqualifizierung
von Arbeitslosen, die mit besonders schwerwiegen-
den Vermittlungshemmnissen konfrontiert sind.

Eine berufliche Wiedereingliederung besonders be-
nachteiligter Langzeitarbeitsloser hängt vor allem
davon ab, daß sie für die erste Zeit von geschultem
Ausbildungs- und Betreuungspersonal begleitet
werden, das jederzeit als Ansprechpartner für be-
rufliche wie private Probleme erreichbar ist und sie
gegebenenfalls auch immer wieder motiviert, nicht
aufzugeben und weiterzumachen. Kirchliche und
karitative Einrichtungen, Beschäftigungsinitiati-
ven, aber auch die Bundesanstalt für Arbeit, die auf
diesem Feld arbeiten, bestätigen das immer wieder.
250 Millionen DM stellt die Bundesregierung für
diesen Zweck zur Verfügung.

Nun sind Kommunen und Tarifpartner. Kirchen
und Verbände aufgerufen, in einer konzertierten
Aktion „Runder Tisch sozialer Verantwortung“ vor
Ort den Betroffenen den Weg in die Beschäftigung
zu ebnen. Dieses Mittun vor Ort ist notwendig und
wichtig! Die Lage ist regional und sektoral unter-
schiedlich, und die Voraussetzungen für die Reali-
sierung des Programms also nicht überall gleich.

Neue Wege in der Arbeitsmarktpolitik

Das Instrumentarium des Arbeitsförderungsgeset-
zes (AFG) mit seinen zahlreichen Möglichkeiten
darf trotz der teilweise vorgebrachten Kritik, es
könnten damit Standards der sozialen Sicherheit
unterlaufen werden, nicht ungenutzt bleiben, da die
positiven Wirkungen deutlich überwiegen. Die
Möglichkeiten der gezielten Arbeitsförderung nach
ABM liegen insbesondere im Bereich der Dienstlei-
stungen.

Besondere Beachtung sollten jedoch in Zukunft
kommunale und regionale Arbeitsbeschaffungs-
und Investitionsprojekte finden. Eine Studie des
Deutschen Instituts für Urbanistik (1979) unter-
scheidet zwischen Nachhol-, Neu- und Ersatzbedarf
der Kommunen für folgende Investitionsbereiche:
Stadterneuerung, Bildungsbereich, Verkehr, Ver-
und Entsorgung, Alten- und Jugendhilfeeinrichtun-
gen, Gesundheitswesen, Sport und Bäder. Die Auf-
gabenfelder lokaler und regionaler Beschäftigungs-
potentiale sind in jüngster Zeit immer wieder von
Wissenschaft und Politik öffentlich aufgezeigt wor-
den6); vielfach mußte ihre Ausnutzung aufgrund
der Finanzknappheit eingeschränkt oder zurückge-
stellt werden.

Neue Wege in der Arbeitsmarktpolitik setzen bei
allen Beteiligten die Bereitschaft voraus, über das
derzeitige Instrumentarium hinaus zu gehen und
über bestehende Finanzierungs-, Zuständigkeits-
und Förderungsgrenzen zu neuen Ansätzen zu
kommen:

— Eine vorausschauende Arbeitsmarktpolitik muß
die Einrichtung von Fonds einschließen, aus denen
zinsverbilligte Kredite für Belegschaften vergeben
werden, deren Betriebe geschlossen oder verkauft
werden sollen. Den Belegschaften sollte ein „Vor-
kaufsrecht“ gewährt werden, um durch selbständi-
ges Management das Unternehmen weiterzufüh-
ren. Die bislang stattgefundenen Betriebsübernah-
men durch die Belegschaften7) könnten durch ei-
nen entsprechenden Fonds sicher in größerer Zahl
erfolgreich verlaufen.

— Bei der Initiierung der „Runden Tische“ gegen
Arbeitslosigkeit muß auf allen Ebenen auf die Ein-
beziehung strukturpolitischer Aspekte hingearbei-
tet werden. An die „Runden Tische“ gehören ne-
ben den Sozialämtern, der Arbeitsverwaltung, den
Kirchen, Verbänden, Kammern und Gewerkschaf-
ten vor allem auch die finanz- und einflußstarken
Strukturpolitiker! Durch Einbeziehung der Wirt-
schaftsförderungs-, Liegenschafts- und Umweltde-
zernenten muß deutlich werden: Arbeitsmarktpoli-
tische Initiative kann „reale“ Arbeit schaffen; eine
Diskussion um einen sogenannten „zweiten Ar-
beitsmarkt“ ist von vornherein die verkehrte, da es
um die Notwendigkeit geht, dringend benötigte Ar-
beitsplätze mit öffentlicher Unterstützung zu orga-
nisieren.

Für die Zeit, in der das Problem der Langzeitar-
beitslosigkeit viele Menschen besonders belastet,
sollten auch unkonventionelle Maßnahmen forciert
werden, die vor allem bei Jugendlichen einer so-
zial-pädagogischen Begleitung bedürfen. Hinter
dem „Merkmal“ „langzeitarbeitslos“ verbirgt sich
bei immer mehr Betroffenen ein Konglomerat von
individuellen Problemen (Verschuldung, Drogen.
Kriminalität etc.), das sie in einen äußerst
problematischen Rückzug in eine „Privatsphäre“
ohne nennenswerte Außenkontakte treibt. Mit-
arbeiter und Träger von Maßnahmen und Modell-
projekten betonen, daß diese gesellschaftliche Iso-
lierung von Langzeitarbeitslosen nur in langfristig
finanziell abgesicherten Projekten aufzufangen ist.
Über die berufliche Qualifizierung hinaus bedarf es 
immer auch sozialer Qualifizierung, damit Betrof-
fene ihre Lebenssituation wirklich bewältigen kön-
nen.



Es existieren bereits Ansätze in dieser Form für
„Neue Wege in der Arbeitsmarktpolitik“. Das Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung nennt
in seinem gleichnamigen Programm, das seit 1986
läuft, einige Beispiele:
— Errichtung einer Werkstätte als Gemeinschafts-
einrichtung von Klein- und Mittelbetrieben mit dem
Ziel, schwerstvermittelbare Arbeitslose durch den
Einsatz von besonders geschultem Personal so weit
zu bringen, daß sie von den Betrieben übernommen
werden können. Dadurch kann auch einem sich 
stärker abzeichnenden Facharbeitermangel begeg-
net werden.
— Gründung eines Vereins durch sozialpolitisch en-
gagierte Rechtsanwälte mit dem Ziel, gerade entlas-
sene Strafgefangene in eigenen Werkstätten (z. B.
Tischlerei, Kfz-Werkstatt) solange zu beschäftigen,
bis in der freien Wirtschaft Arbeit gefunden ist.
— Gründung einer Cafeteria mit Mittagstisch durch
in der Psychiatrie tätige Personen, um psychisch
behinderten Arbeitslosen Dauerarbeitsplätze in der
Küche oder als Bedienung zu bieten.
— Gründung einer Initiative zur Ansprache und
Basisbetreuung von abgeglittenen Obdachlosen mit
dem Ziel, sie nach einer Stabilisierung ihrer Persön-
lichkeit in eine betriebliche Beschäftigung oder be-
rufliche Qualifizierungsmaßnahme zu bringen.
Der finanzielle Umfang des BMA-Programms
„Neue Wege der Arbeitsmarktpolitik“ liegt in die-

sem Jahr bei 3,5 Millionen DM. Es ist unschwer zu
erkennen, daß sich dieses wegweisende Programm
in einem Problembereich mit höchster gesell-
schaftspolitischer Sprengkraft mit recht bescheide-
nen Mitteln begnügen muß.

Eine innovative Arbeitsmarktpolitik, die den bis-
lang vorhandenen „Instrumentenkasten“ zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit inhaltlich und kon-
zeptionell weiter entwickelt, wird einen steigenden
Finanzierungsbedarf nach sich ziehen, der in der
politischen Auseinandersetzung immer umstritten
sein wird. Deshalb ist es unabdingbar, mehr politi-
sche Akzeptanz für größere Transferleistungen in
den Arbeitsmarkt herzustellen, selbstverständlich
ohne die Wirtschaft aus ihren Pflichten zu entlas-
sen. Ein notwendiger Beitrag hierzu liegt sicher
auch in der Benennung nur schwer erträglicher Wil-
lensbildungs- und Entscheidungsprozesse: Es kann
doch nicht richtig sein, daß ein erbitterter Streit
darüber anhebt, ob für Erziehungsleistungen und
Vorruhestandsregelungen ein paar Millionen DM
mehr oder weniger ausgegeben werden, während
wir andererseits als Ergebnis einer EG-Nachtsit-
zung zur Kenntnis nehmen müssen, daß zusätzlich
vier bis zehn Milliarden DM Jahr für Jahr mehr aus
dem Bundeshaushalt für die Erzeugung von Agrar-
produkten in Westeuropa bereitgestellt werden sol-
len. Nicht nur in der Landwirtschaft sollten staatli-
che Transferleistungen üblich sein, um strukturelle
Verwerfungen auszugleichen.

IV. Neue Arbeitsplätze durch Umweltsanierung

Umwelt und Natur dürfen wir nicht in einer Art
ausbeuten und belasten, als seien wir die einzigen
und letzten Menschen auf dieser Erde. Es gilt, un-
sere natürlichen Lebensgrundlagen zu erhalten.
Umweltschutz, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
und Vollbeschäftigung sind keine Gegensätze!
Lange Zeit galten Umweltschutzmaßnahmen als
„Jobkiller“. Anfang der siebziger Jahre trugen
W. Meißner und E. Hödl zu einer Versachlichung
der Umweltdiskussion bei, als sie die Beschäfti-
gungswirkung von Umweltschutzaufwendungen für
den Zeitraum von 1975 bis 1979 mit fast 370 000
gesicherten oder neugeschaffenen Arbeitsplätzen
bezifferten8). Laut Ifo-Institut verdankten Ende
1987 rund 450 000 Menschen in der Bundesrepublik
ihren Arbeitsplatz dem Umweltschutz. L. Wicke
und R.-D. Brunowsky erwarten von arbeitsintensi-
ven Umweltschutzmaßnahmen zusätzliche 335 000

Arbeitsplätze9). Der Umweltschutzbedarf nimmt
in der Tat ein steigendes Ausmaß an: Die weitere
Verminderung der Schwefeldioxid-Emissionen, die
Entstickung von Kraftwerken, kommunale Ener-
giesparmaßnahmen, Ausbau des Gewässerschut-
zes, Sanierung von Deponien und Altlasten, ökolo-
gische Stadterneuerung und Renaturierung land-
wirtschaftlich stillgelegter Flächen sind Schwer-
punkte des Bemühens, durch Arbeit nicht länger
Natur und Umwelt zu zerstören, sondern sie zu
schützen und zurückzugewinnen.

Die Bauwirtschaft gehört zu den wichtigsten Trä-
gern von Umweltschutzinvestitionen, da sie an der
Nachfrage sowohl aufgrund öffentlicher Investitio-
nen als auch aufgrund privater Umweltschutzmaß-
nahmen (z. B. private Kläranlagen und wärmedäm-
mende Maßnahmen) beteiligt ist. 1980 führten



Wirtschaftswissenschaftler etwa zwei Fünftel der
Bruttowertschöpfung von 9,7 Mrd. DM. die durch
öffentliche und private Umweltinvestitionen zu-
stande kam, auf das Bauhauptgewerbe zurück. Die
Bauwirtschaft hat seit 1980 etwa 260 000 Arbeits-
plätze abgebaut, heute arbeiten in dieser Branche
etwa eine Million Menschen10). Der Trend zu Um-
weltschutzinvestitionen in bauwirtschaftsnahe Fel-
der muß und wird sich verstärken. Der riesige Be-
darf an Umweltsanierung zeigt sich beispielhaft im
überalterten Abwassernetz, dessen Sanierung
150 000 Arbeitsplätze schaffen könnte. Experten
gehen davon aus, daß 20 Prozent des öffentlichen
und 40 Prozent des privaten Kanalnetzes der Bun-
desrepublik mittlerweile defekt sind und auf einer
Länge von ca. 300 000 km das Grundwasser gefähr-
den. Mit Unterstützung aus Bundesmitteln muß ein
Programm zur Erneuerung des Kanalisationsnetzes
durchgeführt werden11). Sanierungsbedürftig ist 
auch das etwa 281 000 km lange Wasserrohrnetz,
über das heute 15 Prozent und mehr des Wassers
durch undichte Stellen verloren geht. Die Sanie-
rungskosten liegen für die kommenden zehn bis
15 Jahre bei ca. 20 Mrd. DM 12).
Innerhalb der nächsten zehn Jahre müssen des wei-
teren alle alten Deponien saniert werden, von de-
nen Gefahren für Grundwasser oder Gesundheit

der im Umkreis lebenden Menschen ausgehen. Da-
bei sind dort, wo sie von Privatunternehmen betrie-
ben wurden, diese als Verursacher zur Finanzierung
heranzuziehen — falls erforderlich mit Überbrük-
kungshilfen des Staates. In anderen Fällen muß die
Finanzierung über den Staat erfolgen. Direkte Aus-
wirkungen auf die Bauwirtschaft ergeben sich durch
eine konsequente Altlastensanierung. Die Beseiti-
gung der sogenannten Altlasten allein kostet nach
Schätzung des Umweltbundesamtes ca. 20 Milliar-
den DM. Hier kommt es aber nicht allein aufs Geld
an. Hier liegt ein weites Feld vor uns, das sowohl
hochqualifiziertes Personal als auch Handarbeit
und Hilfsarbeit erfordert.
Diejenige Volkswirtschaft, die sich als erste innova-
tiv auf umweltfreundliche Verfahren und Produkte
umstellt und moderne Umwelttechniken entwik-
kelt, wird am ehesten Wettbewerbsfähigkeit und
hohen Beschäftigungsstand behaupten. Heute un-
terlassene Investitionen im Umweltbereich werden
morgen zu schweren volkswirtschaftlichen Schäden
führen. Darauf weist insbesondere auch das Wald-
sterben hin: Durch unzureichende Luftreinhalte-
maßnahmen stehen im Falle eines ungebremsten
Waldsterbens Hunderttausende von Arbeitsplätzen
in der Forstwirtschaft und in den Fremdenverkehrs-
regionen auf dem Spiel.

V. Neues Arbeitsverständnis — Soziale Dienstleistungslücke schließen

Nicht Arbeit an sich, sondern die Erwerbsarbeit
wird knapp! Arbeit ist sowohl Erwerbsarbeit wie
Nichterwerbsarbeit. Beide haben ihren eigenen
Wert. Das Arbeitsverständnis der modernen Indu-
striegesellschaft richtet sich bislang weitgehend an
der Erwerbsarbeit aus. Um Mißverständnissen vor-
zubeugen: Aus einer stärkeren Anerkennung der
Nichterwerbsarbeit folgt nicht, daß die Erwerbsar-
beit in der Zukunft keinen zentralen Stellenwert
mehr im Leben der meisten Menschen besitzen
werde.
Die historische Entwicklung, die die Lohnarbeit
bzw. die Erwerbsarbeit zur zentralen individuellen
Produktionsform gemacht hat. ist nicht nur von gro-
ßer ökonomischer Bedeutung, weil sie die Produk-

tivkraft unserer Wirtschaft entscheidend gesteigert
hat. Noch wichtiger war die befreiende emanzipa-
torische Wirkung des an die Leistung des einzelnen
Menschen gebundenen Erwerbseinkommens.

Die Erwerbsarbeit und das Einkommen, das an die
persönliche Leistung des einzelnen gebunden ist.
werden auch weiterhin große Bedeutung für die
Autonomie der Menschen und für die Offenheit der
Gesellschaft behalten. Tatsache ist allerdings, daß
vielfältige, für Menschen und Gesellschaft unver-
zichtbare Tätigkeiten außerhalb der Erwerbsarbeit
geleistet werden. Angesprochen sind hier natürlich
nicht die Schwarzarbeit und Untergrundwirtschaft,
die über inoffizielle Märkte abgewickelt werden.
Auch do-it-yourself-Tätigkeiten wie Haareschnei-
den, Tapezieren, Autoreparieren und Gemüsezie-
hen — Tätigkeiten, die je nach Kasse auch am
Markt erhältlich sind — sind Sache des einzelnen
und nicht der Gesellschaft. Es geht vielmehr um
diejenigen Teile der Nichterwerbsarbeit, die von
öffentlichem Interesse sind: für die Gesellschaft un-
verzichtbare Dienste, die sonst öffentlich erbracht
und als Erwerbsarbeit bezahlt werden müßten.



wenn sie nicht weiter wie bisher freiwillig geleistet
würden. Dies betrifft insbesondere drei Bereiche:
— Erziehung der Kinder;
— Pflege der alten, kranken und behinderten Men-
schen;
— freiwillige und ehrenamtliche soziale Tätigkei-
ten.
Die wirtschaftliche Bedeutung der Bereiche von
Nichterwerbsarbeit für unsere Gesellschaft ist er-
heblich. Diese Leistungen sind in den normalen
Statistiken nicht erfaßt. Sie werden nicht systema-
tisch gemessen und gezählt, daher hier nur einige
schlaglichtartige Schätzungen: Der Wert ehrenamt-
licher sozialer Arbeit kann für die Bundesrepublik
Deutschland auf über 22 Milliarden DM pro Jahr
geschätzt werden. Der jährliche Wert der unent-
geltlich erbrachten Dienstleistungen für pflegebe-
dürftige Angehörige wird auf mindestens 73 Milliar-
den DM pro Jahr veranschlagt. Der Geldwert der
Leistungen, die in den privaten Haushalten für die
Erziehung und Betreuung von Kindern und Jugend-
lichen erbracht werden, wird auf über 190 Milliar-
den DM geschätzt.

Das verdeutlicht, daß in diesen Bereichen ein gro-
ßer Teil gesellschaftlicher Wertschöpfung geleistet
wird. Diese Leistungen entsprechen insgesamt ei-
nem Geldwert von jährlich über 285 Milliarden
DM. Zum Vergleich: Das Bruttoinlandsprodukt,
also der Wert aller im Inland erbrachten Sachgüter
und Dienstleistungen, lag im Jahr 1986 bei 1 937
Milliarden DM. Das bedeutet, daß rund ein Siebtel
des Bruttoinlandsproduktes noch einmal über die
Nichterwerbsarbeit — die von großem öffentlichem
Interesse ist — geleistet wird. Den Löwenanteil der
in unserer Gesellschaft produzierten Güter und
Dienste besitzt mit rund 85 Prozent weiterhin die
Erwerbsarbeit. Die Nichterwerbsarbeit hat jedoch
einen Anteil von immerhin etwa 15 Prozent. Das
bedeutet nicht — wie einige fürchten —, daß alles
sich verändern muß. Einiges wird sich jedoch än-
dern müssen!
Gab es 1950 in der Bundesrepublik Deutschland
500 (XX) Menschen im Alter von über 80 Jahren, so
sind es heute bereits über zwei Millionen; in ein
paar Jahrzehnten werden es über drei Milhonen
sein — bei insgesamt einer niedrigeren Bevölke-
rungszahl als heute. Alter und Pflegebedürftigkeit
sind nicht identisch. Aber wir wissen, daß mit stei-
gendem Alter der Anteil der Pflegebedürftigen
wächst.
Sind — alle Altersgruppen gerechnet — insgesamt
weniger als drei Prozent der Menschen pflegebe-
dürftig, so sind es mit 80 und mehr Jahren fast
30 Prozent. Das große, demographisch bedingte

Problem der Zukunft wird also die Versorgung der
wachsenden Zahl älterer Menschen mit sozialen
Diensten sein.

Trotz der Brisanz dieses Problems hat sich die Poli-
tik dieser Herausforderung bis jetzt praktisch nicht
gestellt. Warum? Weil die Familien sich bisher noch
immer wie selbstverständlich dieser Aufgabe ange-
nommen haben. Wir alle waren überrascht, in wel-
chem Maße: 80 bis 90 Prozent der Pflegebedürfti-
gen werden heute zu Hause von den Familien be-
treut. Dies erbrachte die berühmte Socialdata-
Studie13).

Was heute vielleicht noch als selbstverständlich er-
scheint, wird in Zukunft zum Problem. Um die
Dimension des Problems richtig zu erkennen, reicht
es nicht aus, die Zahl der älteren zur Zahl der jün-
geren Menschen ins Verhältnis zu setzen. Es gibt
auch noch andere Gründe, die einen wachsenden
sozialen Dienstleistungsbedarf erkennen lassen. Es
sind die Gründe, die zugleich eine sinkende Fähig-
keit zur Selbstregulierung zur Folge haben. Nicht
nur ältere Menschen, auch immer mehr Menschen
im jüngeren oder mittleren Lebensalter wohnen al-
lein. Kaum jemand macht sich richtig klar, daß
heute bereits jeder dritte Haushalt in der Bundes-
republik Deutschland ein Einpersonenhaushalt ist,
in Berlin sogar jeder zweite. 1950 war dies noch
ganz anders. Damals war nur jeder fünfte Haushalt
ein Einpersonenhaushalt. Einpersonenhaushalte
stellen kein Problem dar, solange die Menschen,
die darin wohnen, jung, gesund und glücklich sind.
Was aber ist, wenn diese Bedingungen nicht oder
nicht mehr gegeben sind? Immer mehr Menschen
sind alleinstehend und haben keine Kinder. An wen
wenden sich dann aber alte Menschen? Umfragen
ergeben: Heute wendet sich noch weit mehr als die
Hälfte der alten Menschen an die Kinder.

Es wird sehr schwer werden, den Bereich der sozia-
len Dienste neu zu organisieren. Das Problem der
Zukunft wird hier die sich öffnende Dienstlei-
stungslücke sein. Eine Aufstellung des Deutschen
Städtetages aus dem Jahre 1983 nennt über die Pfle-
geproblematik hinaus vor allem folgende Arbeits-
felder: Hilfen für Kinder. Hilfen für Kranke und
Behinderte, Hilfen für Jugendliche, Frauen, Aus-
länder und Randgruppen. Hinter diesen Vorschlä-
gen stehen unbearbeitete soziale Aufgaben, Über-
lastungen pflegender oder erziehender Familien,
Alltagssorgen von Randgruppen oder besonders
belasteter Menschen.



• All diese Aufgaben werden von der Öffentlichkeit
meist zu wenig gesehen. Die Gesellschaft entwik-
kelt im Bück auf diese Probleme nur wenig soziale
Phantasie oder verdrängt sie gar vollends. Ende des
19. Jahrhunderts mußte die Altersversorgung auf
eine neue Grundlage gestellt werden; Ende des
20. Jahrhunderts werden die humanen Dienste neu
geordnet werden müssen. Vom Gesichtspunkt des
Arbeitsmarktes her ist dies ein dringendes Gebot,
aber auch ein Angebot — das Problem kann zu
einer Chance werden: Arbeit, neue Arbeit wird
erkennbar. Vielmehr Menschen werden im Dienst-
leistungsbereich eine Tätigkeit finden können.

Im Hinblick auf den großen Verlust von Arbeits-
plätzen im industriellen Bereich sind die durch
diese Veränderungen sich abzeichnenden Entwick-
lungen gewaltig: Allein zwischen Mitte der siebzi-
ger bis Mitte der achtziger Jahre sank die Zahl der
im verarbeitenden Gewerbe in der Bundesrepublik
Deutschland Beschäftigten um mehr als 1,3 Millio-
nen. Nur im Dienstleistungsbereich ist die Zahl der
Arbeitsplätze gewachsen. Hans-Jürgen Krupp hat
die Tätigkeiten von Lehrern, Sozialarbeitern, Ärz-
ten und Krankenpflegern als humane Dienste be-
zeichnet14). 1960 waren hier etwa 1,5 Milhonen
Menschen beschäftigt. Heute sind es schon weit
mehr als drei Millionen. Man stelle sich nur einmal
vor. dieser Bereich wäre nicht gewachsen: Statt 2,5

Millionen wären dann schon vier Millionen Men-
schen bei uns arbeitslos!
Daß dieser Bereich der Humandienste, der ein Be-
reich wachsender Bedürfnisse ist, nicht noch mehr
Arbeitskräfte aufgenommen hat, liegt im wesentli-
chen daran, daß der Staat dem Bedarf nicht stärker
Rechnung getragen hat. Ein Vergleich mit anderen
Ländern zeigt, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land durchaus einen Nachholbedarf hat. Mit dem
heute erreichten Stand ist sie nach den Untersu-
chungen von Krupp noch ein Entwicklungsland. In
den USA. in Schweden, aber selbst im „armen“
England liegt die Zahl der im Humandienst Be-
schäftigten weitaus höher. Die humanen Dienste
sind für unseren Arbeitsmarkt eine weitere große
Hoffnung.
Wir müssen Abschied nehmen vom Nullstellenplan
im Bereich humaner Dienste. Dies wird aber nur
möglich sein, wenn die Finanzmittel des Staates aus
den Bereichen gelöst werden, in denen sie nicht
vorrangig benötigt werden, wo z. B. auch eine pri-
vate Finanzierung möglich ist. Der Staat darf seine
Finanzmittel nicht in den falschen Bereichen bin-
den. Er muß sie denjenigen Bereichen zuführen,
die ohne staatliche Finanzierung nicht funktionsfä-
hig sind. Die Wiederherstellung der sozialen Hand-
lungsfähigkeit des Staates ist die Voraussetzung zur
Überwindung der Arbeitslosigkeit. Es wird auf
Dauer nicht durchzuhalten sein, daß es auf der
einen Seite in den Heimen, den Sozial-, Gesund-
heits- und Erziehungseinrichtungen überall an
Kräften fehlt, auf der anderen Seite sehr teuer aus-
gebildete Leute in den Arbeitsämtern vergeblich
nach Arbeit anstehen.



Wolfgang Klauder

Längerfristige Arbeitsmarktperspektiven

I. Einleitung

In der Bundesrepublik Deutschland und den mei-
sten anderen westlichen Industrieländern hat sich
nach 1973 in zwei Schüben, die zeitlich den beiden
Ölpreisschüben folgten, eine hohe Arbeitslosigkeit
aufgebaut, ohne daß es anschließend zu einem
deutlichen Abbau gekommen wäre. Im Zuge des
damit verbundenen Ausleseprozesses hat sich auch
allenthalben der Sockel schwer vermittelbarer
Langfristarbeitsloser merklich erhöht.

In der Bundesrepublik ist die Zahl der registrierten
Arbeitslosen zwar seit Mai 1989 erstmals wieder
unter die Zwei-Millionen-Grenze gefallen, und in
vielen Bereichen werden dringend Fachkräfte ge-
sucht. Doch ist die Sorge weit verbreitet, daß wei-
terhin mit hohen Arbeitslosenzahlen zu rechnen sei

oder es zumindest für die gering Qualifizierten und
die Problemgruppen unter den Arbeitslosen nicht
mehr genügend Arbeitsplätze geben oder uns die
(bezahlte) Arbeit in absehbarer Zukunft sogar im-
mer mehr ausgehen werde. Andere dagegen be-
fürchten einen längerfristig zunehmenden Fach-
kräftemangel. wenn nicht gar eine generelle Ar-
beitskräfteknappheit.

Welche längerfristigen Arbeitsmarkttendenzen las-
sen sich nun für die Bundesrepublik ableiten? Dies
hängt entscheidend davon ab. wie sich längerfristig
die grundlegenden strukturellen Rahmenbedingun-
gen für das Wirtschaftsleben und den Arbeitsmarkt
verändern und wie die Menschen darauf reagie-
ren.

II. Wandel der Rahmenbedingungen
1. Grundlegend neue Technologien

Mit der Mikroelektronik ist im Laufe der siebziger
Jahre eine Basis-Technik in die Anwendungsphase
eingetreten, deren innovative Bedeutung wohl nur
mit der Erfindung der Dampfmaschine zu verglei-
chen ist. Sie dürfte daher ähnlich starke Umwälzun-
gen auslösen, wie sie seinerzeit mit dem Durch-
bruch der Dampfmaschine begannen. Von der
grundsätzlichen Bedeutung her hat mit der Mikro-
elektronik die zweite industrielle Revolution be-
gonnen.

Die traditionelle „Industriegesellschaft“ wird sich
zu einer „Informationsgesellschaft“ mit weitgehen-
der Automatisierung der Routinevorgänge wan-
deln, die Ökonomie der Zukunft auf Wissen und
Elektronik basieren. Flexibilisierung der Produk-
tion, Dezentralisierung, Abflachung von Hierar-
chien zugunsten kleinerer Einheiten. Entkoppe-
lung von Arbeitszeit und Betriebszeit sowie von
Arbeitsort und Betriebsort sind ohne Effizienzein-
bußen möglich und werden weiter um sich grei-
fen.

Neben der Mikroelektronik befinden sich weitere
qualitativ neuartige Techniken am Beginn ihrer

Diffusion oder kurz davor, z. B. Bio-Technik, La-
ser-Technik, Solarenergie. Wir stehen somit am
Beginn eines bedeutenden technologischen Innova-
tionsschubes.

2. Synthese von Ökonomie und Ökologie

Seit den siebziger Jahren werden in aller Welt zu-
nehmend die Grenzen des Wachstums für umwelt-
schädliche Produktionen erkannt und umweltzer-
störende Formen des Wirtschaftens immer weniger
akzeptiert. Sollte die Industriegesellschaft nicht
umweltverträglich werden, wird sie wachsender Wi-
derstand beeinträchtigen und gefährden. Inzwi-
schen nehmen die Umweltprobleme bereits solche
Dimensionen an, daß ihre Bewältigung sogar schon
bald zu einer Existenzfrage der Menschheit werden
könnte.

Die weltweiten Umweltprobleme werden daher
nicht nur Maßnahmen zur nachträglichen Beseiti-
gung von Umweltschäden (erste Stufe des Umwelt-
schutzes) und zur Schadstoffzurückhaltung und
Wiederverwertung (zweite Stufe) erzwingen. Es
wird vielmehr in der dritten Stufe auch eine weit-
reichende Umstellung des Wirtschaftens auf von



vornherein umweltverträgliche und ressourcen-
schonende Verfahren und Produkte erforderlich —
also ein integrierter Umweltschutz, die vielbe-
schworene Synthese von Ökonomie und Ökologie.
Diese Tendenzen müssen ebenfalls das Wirtschaf-
ten von Grund auf verändern.

3. Internationalisierung des Wirtschaftens

Mit dem EG-Binnenmarkt, der Entwicklung der
Dritten Welt und der wachsenden weltwirtschaftli-
chen Verflechtung fallen Grenzen und entfallen
Bedingungen, die das Wirtschaften und die Wirt-
schaftsstrukturen der Industriegesellschaften seit
Beginn der Industrialisierung maßgeblich geprägt
haben. Das muß gleichfalls zu weitreichenden Ver-
änderungen führen. Diese Tendenzen dürften z. B.
einerseits generell zusätzliche Expansionschancen
eröffnen, andererseits den Wettbewerb verschärfen
und manche bisher durch Grenzen geschützte
Standorte in Frage stellen1).

2) Vgl. vor allem das umfassende Gutachten der Gesellschaft
für Sozialen Fortschritt, Bevölkerungsentwicklung und nach-
wachsende Generation. Bericht eines Arbeitskreises der Ge-
sellschaft für Sozialen Fortschritt. Schriftenreihe des Bundes-
ministers für Jugend. Familie und Gesundheit. Bd. 93. Stutt-
gart 1980. insbesondere die Abschnitte „Demographische
Lage“ (Bearbeiter: Ch. Höhn/K. Schwarz) und „Bestim-
mungsgründe des Geburtenrückgangs und Überlegungen
zu einer möglichen Beeinflußbarkeit“ (Bearbeiter:
K. M. Bolte). Zu den Auswirkungen s. a. W. Klauder, Die
Bedeutung des Bevölkerungsrückganges für Arbeitsmarkt 
Wirtschaft und Politik, in: Mitteilungen aus der Arbeits-
markt- und Berufsforschung (MittAB). (1980) 4. S. 485-

4. Geburten unter dem Bestandserhaltungsniveau

Fast überall in den Industrieländern sinken im lang-
fristigen Trend die Geburtenraten, bahnen sich Be-
völkerungsrückgänge an. In der Bundesrepublik ist
der Geburtenrückgang auf 60 Prozent des zur Be-
standserhaltung nötigen Niveaus allerdings ausge-
prägter als in anderen Industrieländern. Deshalb
lebten im Bundesgebiet 1987 trotz der Zuwande-
rungen rd. eine Million weniger Menschen als 1974.
dem Jahr mit dem bisher höchsten Bevölkerungs-
stand.

Inzwischen hat sich in der Bundesrepublik die Be-
völkerungszahl im Zuge der dramatischen Umwäl-
zungen in der DDR und den übrigen osteuropäi-
schen Ländern wieder erhöht. Nachdem bereits
1988 rd. eine halbe Million Deutsche und Auslän-
der mehr zu- als abwanderten, könnte der Zuwan-
derungsüberschuß in diesem Jahr eine Million über-
steigen. Weitere umfangreiche Zuwanderungen an

1) Zum EG-Binnenmarkt vgl. G. Nerb, Zukunftschancen
für Europa — was bringt der Europäische Binnenmarkt nach
1992, in: Ifo-Schnelldienst. 16/89, S; 5—13; J. Gürtler, Er-
wartete Auswirkungen des Europäischen Binnenmarktes auf
die Deutsche Industrie, in: ebd., S. 24—31; K. Vogler-Lud-
wig, Europäischer Binnenmarkt und Beschäftigung. Ein Pro-
blemaufriß, in: Beiträge zur Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (BeitrAB) 127, Nürnberg 1989. Außerdem hat die
Bundesanstalt für Arbeit für eine im Frühjahr 1990 in Nürn-
berg stattfindende internationale Arbeitsmarktkonferenz
eine eingehendere Analyse bei der Prognos AG in Auftrag
gegeben. (Die Ergebnisse werden in den BeitrAB veröffent-
licht werden.)

deutschen Übersiedlern und Aussiedlern sind denk-
bar. Aber auch der Zuwanderungsdruck an Aus-
ländern dürfte in einem Umfeld schwächer schrum-
pfender oder vorerst trotz des Geburtenrückganges
noch wachsender Bevölkerungen mit zugleich häu-
fig niedrigeren Einkommen anhalten. Es spricht
derzeit vieles dafür, daß die Zuwanderung an Über-
siedlern. Aussiedlern und Ausländern den
Schrumpfungsprozeß der Bevölkerung für eine
Reihe von Jahren unterbrechen und vielleicht selbst
nach 2000 vorerst noch abbremsen wird.

Allerdings können selbst hohe Zuwanderungen den
mit den schrumpfenden Nachwuchsjahrgängen ver-
bundenen Alterungsprozeß der Bevölkerung nur
zeitweilig etwas abschwächen, da ja nicht nur Kin-
der und Jugendliche zuwandern. Eine grundle-
gende Änderung ist nur über einen Tendenzwandel
bei der Geburtenhäufigkeit möglich. Nach den vor-
liegenden Analysen ist allerdings kaum damit zu
rechnen, daß es in absehbarer Zeit zu einem dauer-
haften Wiederanstieg der Geburten auf das Repro-
duktionsniveau kommen könnte2). Möglich er-
scheint indessen eine Abschwächung des Geburten-
rückganges, wenn Hemmnisse abgebaut werden,
die heute verhindern, daß Wünsche nach Kindern
auch realisiert werden.

Dieser Tendenzwandel von jahrhundertelangem
Bevölkerungswachstum zu einer bislang beispiello-
sen Alterung und langfristigen Schrumpfung der
Bevölkerung  der Anteil der Älteren könnte sich 
in der Bundesrepublik bis 2030 nahezu verdop-
peln — wird ebenfalls Verhaltensweisen und Wirt-
schaftsstrukturen nachhaltig beeinflussen. Auch
wenn in der Bundesrepublik im Jahre 2030 noch
ebenso viele Menschen wohnen dürften wie 1950,
muß es die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Perspektiven tiefgreifend verändern, wenn den Be-
wohnern bewußt wird, daß sie ohne enorme Zu-
wanderungen oder einen Wiederanstieg der Gebur-
tenhäufigkeit um über 50 Prozent in Zukunft von



Jahr zu Jahr immer weniger werden und sich selbst
bei Zuwanderung das Zahlenverhältnis von Jungen
und Alten umdreht.

5. „Wertewandel"

In allen Industrieländern ist mit steigendem mate-
riellen Lebensstandard, zunehmendem Bildungs-
grad und freiheitlicher oder gewährenlassender Er-
ziehung ein sogenannter „Wertewandel“ in der Be-
völkerung zu postmateriellen Werten zu beobach-
ten. Die Einstellung zur Erwerbsarbeit ändert sich
in Richtung auf mehr individuelle Entfaltung, Mit-
wirkung und Zeitsouveränität. Zu einem Gutteil
dürften diese Tendenzen lediglich eine Art Gegen-
gewicht dazu bilden, daß mit der Integration von
immer mehr Männern und Frauen in die Zwänge
des gewerblichen Arbeitslebens andere individuelle

Freiheitsspielräume verloren gegangen sind und
sich Rollenkonflikte verschärft haben3). Bietet der
berufliche Bereich diese Möglichkeiten der indivi-
duellen Entfaltung nicht, so kommt es vermehrt zur
Verlagerung des Leistungswillens in den Freizeitbe-
reich. dem auch unabhängig davon wachsende Be-
deutung beigemessen wird. Ferner wächst der
Wunsch nach Wahrung nicht nur ökonomischer,
sondern auch ökologischer und kultureller Lebens-
grundlagen. Diese Tendenzen dürften bei weiter
steigendem Lebensstandard und Bildungsgrad ein
immer größeres Gewicht erlangen.

3) Vielleicht ist es auch aus diesem Grunde richtiger, mit
K. M. Bolte nicht von einem Wertewandel, sondern einem
Wandel der Wertverwirklichung zu sprechen, nämlich „daß
diese Einstellungsänderungen ... als die Folge einer Festi-
gung und weiteren Verbreitung tragender kultureller Werte
der Industriegesellschaft und des Bestrebens zu verstehen
sind, diese Werte unter veränderten gesellschaftlichen Le-
bensbedingungen zu verwirklichen“ (K. M. Bolte, Verände-
rungen im Verhältnis von Arbeit und Leben. Anmerkungen
zur Diskussion um den Wandel von Arbeitswerten, in:
L. Reyher/J. Kühl [Hrsg.], Resonanzen. Arbeitsmarkt und 
Beruf — Forschung und Politik. Festschrift für Dieter Mer-
tens [BeitrAB 111], Nürnberg 1988. S. 79).

Die Industrieländer befinden sich also in der An-
fangsphase eines grundlegenden Strukturwandels
der gesamten Wirtschafts- und Arbeitswelt, wie er
vielleicht nur mit dem Übergang von der Agrar- zur
Industriegesellschaft zu vergleichen ist.

II. Auswirkungen auf die globalen Arbeitsmarkttendenzen
1. Rückblick

Bereits in den siebziger Jahren begann sich der
skizzierte Wandel der Rahmenbedingungen ab-
zuzeichnen, auch wenn er zum Teil noch durch
andere Entwicklungen überlagert und noch
nicht in vollem Umfang erkannt wurde. Erinnert
sei z. B. an den Eintritt der Mikroelektronik
aus der Inventions- in die Innovationsphase,
das Aufkommen neuer Schwellenländer, die
Ölpreisexplosion, das Ende der Nachkriegsära
fester Wechselkurse, die Schrumpfung der
deutschen Bevölkerung seit 1972, den Anstieg der
Frauenerwerbsbeteiligung, die Technologie- und
Wachstumsdebatten, das Aufkommen von Um-
weltschutzbewegungen.

Im Gefolge der beiden Ölkrisen kam es welt-
weit sogar zu ernsten Wirtschaftsrezessionen,
die mit gravierenden Beschäftigungseinbrüchen

verbunden waren. In der Bundesrepublik konnte
(unter überschlägiger Berücksichtigung der
Ergebnisse der Volkszählung von 1987, der zu-
folge es 1987 rd. eine Million Erwerbstätige mehr
gab als bislang ausgewiesen) der starke Be-
schäftigungseinbruch der Jahre 1974 bis 1976 schon
bis 1980 und der Einbruch der Jahre 1982 bis 1983
bereits bis 1986 wieder voll ausgeglichen werden
(vgl. Abb. 1).

Daß es trotzdem zu keinem entsprechenden Abbau
der Arbeitslosigkeit kam, hängt mit dem gleichzei-
tigen Hineinwachsen der geburtenstarken Jahr-
gänge der mittfünfziger bis mittsechziger Jahre ins
Erwerbsalter und der steigenden Frauenerwerbsbe-
teiligung zusammen.

Diese Tendenzen ließen das Erwerbspersonenpo-
tential zwischen 1973 (dem letzten Vollbeschäfti-
gungsjahr) und 1988 um immerhin über drei Millio-
nen anwachsen. Für einen so großen Potentialzu-
wachs waren Wirtschaftswachstum und Arbeitszeit-
veränderungen nicht ausreichend, so daß nicht ge-
nügend neue Vollzeit- und Teilzeitarbeitsplätze ge-
schaffen werden konnten. Bemerkenswert ist aber,
daß ohne diesen Potentialzuwachs — unter sonst
gleichen Umständen — bereits 1980 und 1986 wie-
der Vollbeschäftigung geherrscht hätte.

Die Ursachen für die Beschäftigungseinbrüche und
das nicht ausreichende Arbeitsplatzwachstum sind



umstritten und wohl etwas differenzierter zu sehen,
als es in der Öffentlichkeit zumeist geschieht. Ein in
der öffentlichen Diskussion häufig genannter Fak-
tor — nämlich die durch die neuen Technologien
wie die Mikroelektronik möglich gewordene Ratio-
nalisierung — kann jedoch bislang noch keineswegs
für die unbefriedigende Arbeitsplatzentwicklung
verantwortlich gemacht werden4). Wenn dem so
wäre, müßte sich das Tempo des Produktivitätsfort-
schrittes unabhängig vom Wirtschaftswachstum
deutlich erhöht haben. Tatsächlich hat sich der Pro-
duktivitätsfortschritt im gesamtwirtschaftlichen
Saldo im Trend in den letzten dreieinhalb Jahrzehn-
ten ständig verlangsamt und nicht beschleunigt, und
zwar auch in Relation zum Wirtschaftswachstum.
Die gestiegene Arbeitslosigkeit kann folglich bisher
nicht auf eine Temposteigerung des technischen
Fortschrittes bzw. auf vermehrte technikbedingte
Freisetzungen zurückgeführt werden. Sie ist viel-
mehr eine Folge von Wachstumseinbrüchen und
eines im Vergleich zur gleichzeitigen enormen Zu-
nahme des Erwerbspersonenpotentials zu schwa-
chen Wirtschaftswachstums sowie eine Folge unzu-
reichender Gegenmaßnahmen und Anpassungsre-
aktionen auf den verschiedensten Gebieten ein-
schließlich der Arbeitszeitpolitik.

4) Vgl. u. a. W. Dostal. Arbeitsmarktwirkungen moderner
Technologien. Neue Erkenntnisse aus der Meta-Studie?, in:
MittAB, (1989) 2, S. 187 -201; W. Friedrich/G. Ronning,
Technischer Fortschritt — Auswirkungen auf Wirtschaft und
Arbeitsmarkt, in: Ifo-Schnelldienst, 22/85, S. 13—25;
W. Klauder. Technischer Fortschritt und Beschäftigung, in:
MittAB. (1986) 1, S. 1-18; L. Pusse/W. Ruppert, Zu den
Auswirkungen von Innovationen und Wachstum. Beschäfti-
gung und Arbeitsproduktivität im Verarbeitenden Gewerbe,
in: MittAB, (1989) 2, S. 218-232.

5) Daß sich bei zielbewußtem und aufeinander abgestimm-
tem Handeln die Arbeitslosigkeit erheblich herabdrucken
läßt und auch die Kreislaufzusammenhänge nicht außer Kraft
gesetzt sind, zeigen die Erfahrungen in Österreich und
Schweden sowie in den USA und in der Schweiz. Abgesehen
von der Schweiz, in der vor allem die Ausländerbeschäfti-
gung gedrosselt wurde, kamen in diesen Ländern gemischte
Strategien zum Einsatz, gegen die im einzelnen zwar viele
Einwände vorgebracht werden können, die jedoch auf durch-
aus sehr unterschiedliche Weise sowohl Angebots- als auch
Nachfrageaspekte umfaßten. Hauptelemente der Wirt-
schaftspolitik waren (etwas vereinfacht):
In Österreich: Verstetigung der Erwartungen durch Koope-
ration von Regierung, Arbeitgebern und Gewerkschaften im
Rahmen einer sogenannten „Wirtschafts- und Sozialpartner-
schaft“ mit Preis- und Lohnunterausschüssen; produktivitäts-
orientierte Lohnpolitik; angebots- und nachfrageorientierte
steuerliche Investitionsförderung; 1987 drastische Senkung
der Lohn- und Einkommensteuer; fiskalpolitische Global-
steuerung; Anbindung des Wechselkurses an die DM (Hart-
währungspolitik); Begrenzung der Ausländerbeschäfti-
gung.
In Schweden (achtziger Jahre): Ein breiter Konsens, die
Wirtschafts-, Finanz-, Sozial- und Vollbeschäftigungspolitik
als Einheit zu sehen mit höchster Priorität für die Vollbe-
schäftigung; abgestimmte Lohn- und Geldpolitik sichert sta-
bile reale Lohnkosten; einheitliche Lohnniveauänderungen
forcieren Strukturwandel; öffentliche Mittel für zukunfts-
trächtige Investitionen; drastischer Abbau bestandserhalten-
der Subventionen; investitionsfreundliche Steuerpolitik;
70 Prozent der Ausgaben der Arbeitsverwaltung für aktive
Arbeitsmarktpolitik wie Qualifizierung und Arbeitsbeschaf-
fung (Bundesrepublik: Relation umgekehrt); Beschäfti-
gungsgarantie für 18- und 19jährige; Förderung von Teilzeit-
beschäftigung; Möglichkeit des vorzeitigen Ruhestandes;
starke Ausweitung des öffentlichen Dienstes; hohe Staats-
quote; hohe Abgabenbelastung.
In den USA (achtziger Jahre): Nachfrageanregung mit ange-
botspolitisch begründeten und strukturierten umfangreichen
Steuersenkungen unter Inkaufnahme großer Haushaltsdefi-
zite; Lockerung der Geldpolitik ab 1982; Abbau der Sozial-
leistungen unter gleichzeitiger Erhöhung der Verteidigungs-
ausgaben; Lockerung von Genehmigungsvorschriften.

Sicherlich stellen derart grundlegend veränderte
Rahmenbedingungen Wirtschaft und Gesellschaft
vor enorme Anpassungsaufgaben, die nur langsam,
Schritt um Schritt, bewältigt werden können. Au-
ßerdem lösen derart einschneidende Veränderun-
gen zunächst große Unsicherheit über die zukünfti-
gen Entwicklungspfade aus, was die Investitions-
neigung fürs erste dämpfen muß. Auch setzen so-
wohl die unzureichenden Daten und Kenntnisse des
Wirtschaftsprozesses als auch der Mensch selbst je-
der Steuerung des Wirtschaftslebens enge Gren-
zen.

Dennoch gibt es einige Anzeichen dafür, daß trotz
der veränderten Rahmenbedingungen, trotz der auf
die beiden Ölpreisschübe folgenden Wirtschaftsre-
zessionen, trotz der amerikanischen Hochzinspoli-

tik und anderer exogener Faktoren die Beschäfti-
gung in der Bundesrepublik in den letzten 15 Jah-
ren sich vielleicht noch etwas günstiger hätte ent-
wickeln können5). Wie so häufig im Leben waren
aber offensichtlich die Pendelausschläge sowohl in
der Wirtschaftstheorie als auch in der Politik zu
ausgeprägt. In den siebziger Jahren vertraute man 
zu einseitig der globalen Nachfragesteuerung und
schenkte der Kostenlage und den Erwartungen der
Wirtschaft zu geringe Aufmerksamkeit. Die Steue-
rung der globalen Nachfrage erfolgte dabei relativ
kurzatmig und unstetig sowie ohne die unerläßliche
lohnpolitische Absicherung. Seit den achtziger Jah-
ren dominiert die sogenannte Angebotspolitik, die
auf die Entfaltung der Anbieter von Gütern und
Diensten setzt und dazu deren Angebotsbedingun-
gen z. B. durch Senkung der Unternehmenssteuern
und durch Deregulierungen verbessern will, unter
Hintansetzung einer globalen Nachfragesteuerung



und unter Absage an Beschäftigungs- bzw. Investi-
tionsprogramme ).6

Die Gewerkschaften schließlich fanden sich im all-
gemeinen erst in den achtziger Jahren zu einer zu-
rückhaltenden Lohnpolitik bereit. Zu erwähnen ist
ferner, daß die durchschnittliche Jahresarbeitszeit
ausgerechnet in den der zweiten Weltwirtschaftsre-
zession folgenden Jahren 1982 — 1984, in denen die
Arbeitslosenzahlen erstmalig die Zwei-Millionen-
Grenze überstiegen, nur relativ wenig zurück-
ging.

Nicht zu verkennen bleibt aber, daß es der deut-
schen Wirtschaftspolitik in den letzten Jahren of-
fensichtlich gelungen ist, die Expansionserwartun-
gen der Wirtschaft zu stabilisieren und mit der jüng-
sten Steuerreform sowohl Angebots- als auch Nach-
frageaspekten Rechnung zu tragen. Auf diese
Weise konnte der 1983 einsetzende Erholungspro-
zeß in einen sich verstärkenden und inzwischen
schon sieben Jahre anhaltenden Aufschwung mit
beachtlichen Beschäftigungszuwächsen überge-
führt werden. Allerdings sollte der glückliche
Umstand nicht übersehen werden, daß der Auf-
schwung der letzten Jahre nicht zuletzt auch
durch den Ölpreisverfall Mitte der achtziger Jah-
re unterstützt wurde, der wie ein großes kon-
junkturelles Steuerentlastungsprogramm wirken
mußte.

2. Globale Perspektiven des Arbeitskräfteange-
bots

Bis vor kurzem rechnete man in der Öffentlichkeit
häufig damit, daß es wegen der mit dem Geburten-
rückgang schrumpfenden Nachwuchsjahrgänge in
den neunziger Jahren zu einer drastischen Entla-
stung des Arbeitsmarktes kommen müßte und spä-
testens nach dem Jahr 2000 zu allgemeiner Arbeits-
kräfteknappheit. Wie die Abb. 1 zeigt, würde nach
den Modellrechnungen des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB)7) tatsächlich
rein demographisch bedingt das Potential an Er-
werbspersonen aufgrund des Geburtenrückganges
ab 1990 sinken und im Jahr 2000 um ca. 1,7 Millio-
nen , im Jahr 2010 um beinahe vier Millionen und im
Jahr 2030 um fast elf Millionen niedriger sein als
heute (unterste, gepunktete Potentialkurve). Hier-
bei ist jedoch vorausgesetzt, daß die Bevölkerung
im erwerbsfähigen Alter in allen Alters-, Ge-
schlechts- und Familienstandsgruppen zu gleichen
Anteilen erwerbstätig sein will wie bisher und daß
der Wanderungssaldo Null beträgt. Beide Annah-
men waren und sind unrealistisch.

6) Eine Flut von insgesamt 16 sogenannten Beschäftigungs-
programmen zwischen Anfang 1974 und Ende 1981 ohne
gleichzeitigen Rückgang der Arbeitslosenzahlen hat dieses
Instrument in einen nicht ganz gerechtfertigten Mißkredit
gebracht. Denn die meisten dieser Programme waren für glo-
bale Beschäftigungseffekte viel zu gering bemessen oder sie
wurden durch Sparmaßnahmen an anderer Stelle der öffent-
lichen Haushalte konterkariert. Ihren Namen verdienten
höchstens das „Programm zur Stärkung von Bau- und ande-
ren Investitionen“ von August 1975 in Höhe von knapp sechs
Milliarden DM. die „Beschlüsse zur Stärkung der Nachfrage
und zur Verbesserung des Wirtschaftswachstums“ vom Juli
1978 mit einem Ausgabenteil von fünf Milliarden DM. die
„Beschäftigungswirksamen Maßnahmen im Rahmen der
Operation ‘82" vom September 1981 mit einem Ausgabenteil
von neun Milliarden DM. am ehesten aber noch das soge-
nannte Zukunftsinvestitionsprogramm („Mehrjähriges öf-
fentliches Investitionsprogramm zur Wachstums- und um-
weltpolitischen Vorsorge“) vom März 1977 in Höhe von
20 Milliarden DM. Diesen vier Programmen lassen sich nicht
nur strukturelle, sondern auch globale Beschäftigungseffekte
zurechnen. Ohne diese Programme wäre die durch die Welt-
wirtschaftskrisen und den Anstieg des Erwerbspersonenpo-
tentials ausgelöste Zunahme der Arbeitslosenzahlen noch
höher ausgefallen. Auch die oft behaupteten sogenannten
„Crowding-out“-Effekte dieser Jahre (nämlich daß die öf-
fentliche Kreditaufnahme am Kapitalmarkt die Zinsen hoch-
getrieben und private Investoren verdrängt hätte) lassen sich
für diese Unterbeschäftigungsjahre nicht belegen. Vgl. zu
diesen Themen u. a. J. Kromphardt, Arbeitslosigkeit und
Inflation. Eine Einführung in die makroökonomischen Kon-
troversen, Göttingen-Zürich 1987.

7) Vgl. M. Thon. Das Erwerbspersonenpotential in der Bun-
desrepublik Deutschland. Entwicklung seit 1960 und Projek-
tion bis 2000 mit einem Ausblick bis 2030 (BeitrAB 105),
Nürnberg 1986.

Erstens beteiligen sich wie in allen Industrieländern
auch in der Bundesrepublik immer mehr Frauen
trotz ungünstiger Arbeitsmarktlage am Erwerbsle-
ben. Schreibt man diese Tendenz fort, ergibt sich 
die zweite Kurve von unten.

Zweitens sind weitere Nettozuwanderungen zu er-
warten, so daß sich die Potentialkurve weiter nach
oben verschieben dürfte. So ist in den nächsten Jah-
ren vermutlich mit weiteren zahlreichen Aussied-
lern und Übersiedlern zu rechnen. Unter Umstän-
den könnten die Übersiedlerzahlen aus der DDR
sogar dramatische Größenordnungen erreichen.
Ferner wird angesichts der Bevölkerungs- und Ar-
beitsmarktentwicklung in den meisten anderen EG-
Ländern sowie in den südlichen und östlichen EG-
Nachbarländern der Zuwanderungsdruck von Aus-
ländern anhalten. Immerhin dürfte es sowohl in den
übrigen EG-Ländern als auch in der Türkei im
Jahre 2000 jeweils rd. sechs Millionen Erwerbsper-
sonen mehr geben als heute. Nimmt man daher
Netto-Zuwanderungen in Höhe von insgesamt
2,1 Millionen von 1990 bis 2010 an, ergibt sich 
die dritte Kurve von unten. Sollte sich schon bis
1993 ein Zuwanderungssaldo von 1,9 Millionen
ergeben, errechnet sich die oberste Kurve. Noch
höhere Zuwanderungen sind nicht unwahrschein-
lich.





Aufgrund der beabsichtigten Wiederanhebung der
Altersgrenze auf 65 Jahre würden sich die drei obe-
ren Kurven im Jahre 2010 weiter nach oben ver-
schieben. Legt man zur ersten Abschätzung der
Größenordnung näherungsweise die vor 1987 beob-
achteten maximalen Erwerbsquoten der Älteren
zugrunde, so ergeben sich für das Jahr 2010 jeweils
zusätzlich 0.9 Millionen Personen. Schon bei einem
Wanderungsgewinn von insgesamt 2,1 Millionen
1990 bis 2010 könnte es dann 2010 sogar noch mehr
Erwerbspersonen geben als heute.

Zeitpunkt und Umfang der Abnahme des Arbeits-
kräftepotentials durch den Geburtenrückgang müs-
sen also noch als ungewiß eingestuft werden. Mit
einer allmählichen Entlastung des Arbeitsmarktes
durch den Geburtenrückgang ist bei steigender
Frauenerwerbstätigkeit und Zuwanderungen frühe-
stens in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre zu
rechnen, evtl, auch erst nach 2010.

Nach 2010, wenn die geburtenstarken Jahrgänge
der fünfziger und sechziger Jahre ins Rentenalter
kommen, könnte der Geburtenrückgang allerdings
wohl auch auf den Umfang des Erwerbspersonen-
potentials durchschlagen. Selbst bei einem Anstieg
der Frauenerwerbsneigung aufannähernd das Män-
nemiveau, wie für 2000 in Schweden erwartet, be-
dürfte es dann drastischer zusätzlicher Heraufset-
zungen der Altersgrenze und/oder massiver Zuwan-
derungen, um dann noch einen Rückgang des Er-
werbspersonenpotentials zu verhindern. Immerhin
gäbe es jedoch bei einem derartigen Anstieg der
Frauenerwerbsneigung sowie bei einem allgemei-
nen Ausscheiden wie in den sechziger Jahren im
Jahr 2030 bereits ca. fünf Millionen mehr Erwerbs-
personen, als rein demographisch zu erwarten
wäre. Würde man z. B. ferner annehmen, die bis-
her bei den 55- bis 64jährigen maximal beobachte-
ten Erwerbsquoten würden auch noch von den 60-
bis 69jährigen realisiert werden, so stiege diese Zahl
sogar auf rd. sechs Millionen. Damit wäre der rein
demographisch von heute bis 2030 zu erwartende
Potentialrückgang noch ohne Zuwanderungen der
Kopfzahl nach bereits zu etwa 60 Prozent allein
durch eine veränderte Erwerbsbeteiligung ausgegli-
chen.

Außerdem dürfte es nicht realistisch sein anzuneh-
men, daß die Bundesrepublik sich jahrzehntelang
zu einer Insel mit überproportionalem Bevölke-
rungsrückgang und steigendem Lebensstandard ab-
schotten könnte in einer Umwelt mit geringer
schrumpfenden oder gar mit wachsenden und zu-
gleich ärmeren Bevölkerungen. Verbieten sich
nicht in der heutigen Zeit insulare Betrachtungswei-
sen immer mehr?

3. Globale Perspektiven des Arbeitskräftebedarfs
und der Arbeitsmarktbilanz

Die Frage, ob in der Zukunft auf dem deutschen
Arbeitsmarkt Arbeitskräfteknappheit oder Ar-
beitslosigkeit vorherrschen werden, hängt natürlich
nicht nur vom Arbeitskräfteangebot, sondern auch
vom Bedarf an Arbeitskräften und damit vom Wirt-
schaftswachstum sowie von dem sich dabei vollzie-
henden Strukturwandel und Produktivitätsfort-
schritt ab.

Im Auftrag der Bundesanstalt für Arbeit hat die
Prognos AG in enger Zusammenarbeit mit dem
IAB im Rahmen dreier umfassender Wachstumsze-
narien die Arbeitslandschaft der Zukunft nach Um-
fang, Branchen und Tätigkeitsprofilen unter expli-
ziter Berücksichtigung technologischer und sozio-
ökonomischer Bestimmungsfaktoren vorausge-
schätzt, und zwar 1985/86 auf der Basis 1982 bis
2000 und 1988/89 auf der Basis 1985/1987 bis
2010 ). Bei den drei IAB/Prognos-Szenarien han8 -
delt es sich allerdings nicht um Darstellungen dreier
völlig unterschiedlicher „Zukunftsbilder“. Auch
sind sie nicht als „Potentialvariante“, „Normalvari-
ante“ und „Krisenvariante“ konzipiert worden.
Vielmehr schreiben die Prognos-Szenarien den Ent-
wicklungspfad der achtziger Jahre in einer Bandbreite
fort, die sich im wesentlichen daraus ergibt, ob die
Wirtschaftssubjekte und die Politik auf die veränder-
ten Rahmenbedingungen und die Herausforderun-
gen der Zukunft mehr offensiv oder mehr defensiv
reagieren, ob z. B. der EG-Binnenmarkt zügig oder
nur schleppend und eingeschränkt realisiert wird,
ob Energieeinsparung und Umweltschutz forciert
oder vernachlässigt werden, ob es neue Impulse zur
Lösung der Nord-Süd- und Ost-West-Probleme gibt
oder ob Protektionismus, Regulierungen und Be-
harrungstendenzen vorherrschen.

Die IAB/Prognos-Szenarien berücksichtigen noch
nicht die möglichen Auswirkungen der jüngsten
Umwälzungen in der DDR, der massenhaften Zu-

8) Vgl. zur ersten Generation:
Prognos AG (C. v. Rothkirch/I. Weidig, u. a.). Die Zukunft
der Arbeitslandschaft. Zum Arbeitskräftebedarf nach Um-
fang und Tätigkeiten bis zum Jahr 2000 (BeitrAB 94.1 und 
94.2), Nürnberg 1985; Prognos AG (C. v. Rothkirch/I. Wei-
dig). Zum Arbeitskräftebedarf nach Qualifikationen bis zum
Jahr 2000 (BeitrAB 95), Nürnberg 1986; K. M. Bolte u. a. 
(Hrsg.), Schwerpunktheft „Arbeitskräftestruktur 2000“, in:
MittAB. (1986) 1, S. 1—201; E. Hoffmann/P. Schnur/
F. Stooß/M. Tessaring, Die Zukunft der Arbeitslandschaft,
IAB/Prognos-Projektion zur Entwicklung des Arbeitskräfte-
bedarfs bis 2000, in: Materialien aus der Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (MatAB), (1986) 6.
Vgl. zur zweiten Generation:
Prognos AG (P. Hofer/I. Weidig/H. Wolff). Arbeitsland-
schaft bis 2010 nach Umfang und Tätigkeitsprofilen.
(BeitrAB 131), Nürnberg 1989. Weitere Veröffentlichungen
werden vom IAB vorbereitet.



Wanderung an Übersiedlern und des neuen Woh-
nungsbauprogramms der Bundesregierung auf die
längerfristige Arbeitsmarktentwicklung. Das IAB
erarbeitet daher zur Zeit ein viertes Szenario. Die-
ses soll die jüngste anhaltend positive Beschäfti-
gungsentwicklung aufgreifen und überschlägig auch
die durch die überraschende Entwicklung in der
DDR veränderte Situation zu berücksichtigen ver-
suchen, soweit das heute überhaupt schon absehbar
ist. Da bis zum Vorhegen dieser weiteren Variante
auf der Basis 1989 das Spektrum der künftigen glo-
balen Beschäftigungsentwicklung noch zu unvoll-
ständig erscheint und die drei IAB/Prognos-Varian-
ten aufgrund ihrer Bevölkerungsannahmen auch
nur eingeschränkt mit den beiden obersten Poten-
tialkurven vergleichbar sind, wurde darauf verzich-
tet, die Beschäftigungspfade der drei IAB/Prognos-
Szenarien in das Bilanzbild einzuzeichnen.

So viel läßt sich aber trotzdem sagen: Höhe und
Struktur des zukünftigen Arbeitskräftebedarfs hän-
gen vor allem vom Tempo des Strukturwandels ab,
d. h. letztlich von der Bereitschaft und Fähigkeit
von Wirtschaft und Gesellschaft im In- und Aus-
land, sich den veränderten Rahmenbedingungen
anzupassen. Je offensiver die Wirtschaftssubjekte
und die Politik auf die veränderten Rahmenbedin-
gungen und die Herausforderungen der Zukunft
reagieren, je schneller z. B. neue und zugleich um-
weltfreundliche Techniken angewandt werden, je
zügiger der EG-Binnenmarkt realisiert wird, desto
höher werden Wirtschaftswachstum und Beschäfti-
gung ausfallen. Bei Vorherrschen defensiver Strate-
gien, starken Beharrungstendenzen und Protektio-
nismus, innen- und außenpolitischen Polarisierun-
gen durch vermehrte staats- und gruppenegoisti-
sche Handlungsweisen usw. ist dagegen mit einem
nur niedrigen Pfad des Wirtschaftswachstums und
einer tendenziell sinkenden Beschäftigung zu rech-
nen. Im ersten Fall könnte nach den Ergebnissen
der drei lAB/Prognos-Szenarien die Beschäftigung
im Jahre 2010 um ca. zwei Millionen höher, im
zweiten Fall um ca. eine Million niedriger sein als
1987. Das in Arbeit befindliche IAB-Szenario
dürfte aufgrund der enormen Zuwanderungen und
des Wohnungsbauprogramms einen noch höheren
Wachstumspfad mit einem vermutlich noch kräfti-
geren Anstieg der Erwerbstätigenzahl als die obere
Variante der drei IAB/Prognos-Szenarien aufwei-
sen.

Ein günstiges Bild ergibt sich auch, wenn man der
Einfachheit halber einmal annimmt, der in den
sechs Jahren 1984—1989 beobachtete Anstieg der
Erwerbstätigenzahl um rd. 200 000 Personen pro
Jahr würde sich im Durchschnitt bis 2010 fortsetzen
— eine zweifellos kühne Annahme. Dann schnitte
die Bedarfskurve um das Jahr 2000 die gepunktete.

rein demographisch abgeleitete Potentialkurve und
würde im Jahr 2010 das 93er Niveau der obersten
Potentialkurve erreichen (ohne Berücksichtigung
der Wiederanhebung der Altersgrenze). Das be-
deutet: Bleibt die Wirtschaftskonstellation der
Jahre 1984 bis 1988 uns im Durchschnitt bis zum
Jahr 2010 erhalten, gäbe es 2010 über vier Millionen
mehr Beschäftigte. Unter den Annahmen der Po-
tentialkurve mit einem Wanderungssaldo von nur
2,1 Milhonen 1990—2010 würde dann die Arbeits-
losigkeit etwa ab Mitte der neunziger Jahre deutlich
zu sinken beginnen und ohne eine Wiederanhebung
der Altersgrenze der Arbeitsmarkt um das Jahr
2005 leergefegt sein. Allerdings können konjunk-
turelle Schwächephasen nicht ausgeschlossen wer-
den, und es ist ferner damit zu rechnen, daß bei
abnehmender Arbeitslosigkeit noch mehr als bisher
rationalisiert werden dürfte, was den Produktivi-
tätsfortschritt wieder steigern müßte.

Nach Erreichung der Vollbeschäftigung bestünde
bei jeder Variantenkombination die Gefahr, daß
die aufgrund des Geburtenrückganges längerfristig
möglichen Potentialabnahmen den Wachstums-
spielraum der Bundesrepublik einengen und damit
künftige Wohlstandsmehrungen erheblich begren-
zen oder sogar den erreichten Wohlstand und das
soziale Netz gefährden.

Dieser Gefahr könnten indessen eine Zeitlang nicht
nur — bis zur Ausschöpfung dieser Möglichkei-
ten — der steigende Trend der Frauenerwerbsnei-
gung, Zuwanderungen und weitere Anhebungen
der Altersgrenze entgegenwirken, sondern auch die
Gestaltung von Arbeitszeit und Produktivität. Bei
allgemeiner Arbeitskräfteknappheit sind verstärkte
Rationalisierungen und damit zusätzliche Produkti-
vitätsfortschritte zu erwarten. Außerdem dürfte der
Wunsch nach weiteren allgemeinen Verkürzungen
der Jahresarbeitszeit nach dem Jahr 2000 sicherlich
zunehmend an Bedeutung verlieren, wenn man die
Arbeit als einen sinnvollen Bestandteil des Lebens
ansieht. Immerhin wäre die jährliche Arbeitszeit
bei Fortsetzung des derzeitigen Trends von
—0,7 Prozent pro Jahr (einschließlich des Teilzeit-
effektes) im Jahre 2010 um 14 Prozent und 2030 um
rd. 25 Prozent kürzer als 1989. Bereits eine Forcie-
rung des jährlichen Produktivitätsfortschrittes um
0,5 Prozentpunkte und eine Verlangsamung der
jährlichen Arbeitszeitverkürzung um ebenfalls
0,5 Prozentpunkte würde ausreichen, die demogra-
phisch bedingte Schrumpfungskomponente beim
Potential im ersten Jahrzehnt nach 2000 voll, im
zweiten Jahrzehnt zu zwei Dritteln und im dritten
Jahrzehnt zur Hälfte zu kompensieren.

Alle diese Handlungsmöglichkeiten können natür-
lich hinsichtlich ihrer Aus- und Rückwirkungen



auch nur wieder im gesamtwirtschaftlichen Kontext
angemessen beurteilt werden. Mit diesen ceteris-
paribus-Aussagen sei nur deutlich gemacht, daß es 
ein ganzes Spektrum von Ausgleichsmechanismen
gibt, und daß es bei anhaltend niedrigen Geburten-
ziffern selbst nach 2010 noch nicht zwangsläufig zu
einer generellen Arbeitskräfteknappheit zu kom-
men braucht. Damit ist allerdings noch nichts über
strukturelle Engpässe ausgesagt.

Mit welcher globalen Arbeitsmarktsituation, mit
welcher Variantenkombination wir in Zukunft
rechnen müssen, hängt also ganz entscheidend von
den Reaktionen auf die neuen Herausforderungen
durch die veränderten Rahmenbedingungen ab; mit
anderen Worten: davon, wie schnell und gut wir
den Strukturwandel auf beiden Seiten des Arbeits-
marktes bewältigen. Wie wird dieser Strukturwan-
del aussehen?

III. Auswirkungen auf die strukturellen Arbeitsmarkttendenzen
1. Folgen für die Struktur des Arbeitskräfte-

bedarfs

Die Strukturtendenzen, insbesondere die Verände-
rungen von Strukturanteilen, haben sich sowohl
von Projektion zu Projektion als auch gegenüber
den häufigen, nicht unerheblichen Datenrevisionen
des Statistischen Bundesamtes als ziemlich robust
erwiesen. Daher dürften auch die bereits vorliegen-
den drei neuesten IAB/Prognos-Projektionsvarian-
ten die Tendenzen des Strukturwandels weitgehend
zutreffend erfassen. Nach diesen Projektionen wird
sich sowohl der säkulare Strukturwandel zur
Dienstleistungsgesellschaft im weitesten Sinne
- nämlich zu den Dienstleistungsbranchen und zu
den Dienstleistungstätigkeiten in allen Branchen —
als auch der Strukturwandel zu im Durchschnitt
höheren Tätigkeitsanforderungen und höheren for-
malen Qualifikationen fortsetzen. Am besten
kommt der Strukturwandel auf dem Arbeitsmarkt
in der Untergliederung nach Tätigkeiten zum Aus-
druck (vgl. Abb. 2 und 3):

- Im Jahr 2010 dürften fast drei Viertel der Er-
werbstätigen überwiegend Dienstleistungstätigkei-
ten im weitesten Sinne ausüben im Vergleich zu rd.
65 Prozent 1985.

— Von den verbleibenden produktionsorientierten
Tätigkeiten dürften 2010 fast 40 Prozent der Tätig-
keiten auf das Einrichten, Einstellen und Warten
von Maschinen entfallen gegenüber ca. 23,5 Pro-
zent 1985, und zwar nicht nur in Produktionsbetrie-
ben, sondern zu einem Viertel auch in Dienstlei-
stungsbetrieben.

- Innerhalb der Dienstleistungstätigkeiten ver-
schieben sich die Anteile stark von den „primären“
Dienstleistungstätigkeiten Handel, Büro, allge-
meine Dienste zu den „sekundären“ Dienstlei-
stungstätigkeiten Forschung und Entwicklung, Or-
ganisation und Management, Betreuen. Beraten,
Lehren u. ä. Um das Jahr 2010 könnten rd. 35 Pro-
zent aller Tätigkeiten (fast die Hälfte der Dienstlei-

stungstätigkeiten) auf die „sekundären“ Dienstlei-
stungen entfallen.

— Der Anteil der höherqualifizierten Tätigkeiten
dürfte sich bis 2010 auf fast 40 Prozent erhöhen
gegenüber 28 Prozent 1985 zu Lasten des Anteils
der einfachen Tätigkeiten, während sich der Anteil
der mittelqualifizierten Tätigkeiten nur wenig än-
dert.

— Die Kombination von betrieblichen Hierarchie-
ebenen und Tätigkeitsgruppen ergab für den Zeit-
raum zwischen 1985 und 2010 folgende Haupt-Ex-
pansionsfelder:
qualifizierte Fachaufgaben bei den „sekundären“
Dienstleistungstätigkeiten (ca. +40 Prozent);
Führungsfunktionen sowie Organisations- und Ko-
ordinationsaufgaben (ca. +35 Prozent);
Fachaufgaben beim „Maschinen einrichten/einstel-
len/warten" und beim „Reparieren“ (ca. +16 Pro-
zent);

und nachstehende Haupt-Schrumpfungsfelder:
Fachaufgaben bei „primären“ Dienstleistungstätig-
keiten (ca. —8 Prozent);
Hilfsfunktionen bei „primären“ Dienstleistungstä-
tigkeiten (ca. —21 Prozent);
Fachaufgaben beim „Gewinnen und Herstellen“
(ca. —31 Prozent);
Hilfsfunktionen beim „Gewinnen und Herstellen“
(ca. —45 Prozent).

Bezieht man die qualitativen Szenarioüberlegun-
gen in die Betrachtung ein, so läßt sich zusam-
menfassend sagen: Die Bundesrepublik wird sich 
verstärkt zu einer forschungs- und entwicklungsin-
tensiven sowie umweltverträglichen Wirtschaft mit
weitgehender Auslandsorientierung und hohem
Dienstleistungsanteil wandeln. Die einfache indu-
strielle Massenproduktion wird weiter an Bedeu-
tung verlieren. Begünstigt werden ferner dezentra-
lisierte Strukturen, individualisierte Arbeitsmuster







und durchlässige Strukturen, die den Bedürfnissen
nach individueller Entfaltung und ganzheitlichem
Leben mehr Raum geben. Den staatlichen Aktivi-
täten dürften enge Grenzen gesetzt bleiben. Der
Strukturwandel wird ferner generell wachsende
Anteile flexibler, kreativer Erwerbspersonen mit
breitangelegter, fachübergreifender Ausbildung
und hoher beruflicher und sozialer Qualifikation
erfordern. Geschlechtsspezifische Unterschiede der
Arbeitsplätze werden eingeebnet und für ihre Be-
setzung immer mehr Niveau und Struktur der Qua-
lifikation ausschlaggebend.

Wenn auch — gemessen an den Tätigkeiten — die
Arbeitswelt der Zukunft als Dienstleistungsgesell-
schaft zu bezeichnen sein wird, so ist sie damit aber
noch keineswegs als postindustriell anzusehen,
denn ein großer Teil der zusätzlichen Dienstleistun-
gen ist Ausdruck einer vermehrten Förderung und
Nutzung des „menschlichen Geistes“ — des soge-
nannten Humankapitals — für eine hochentwik-
kelte industrielle Produktion, die ihrerseits damit
immer abhängiger wird von diesen qualifizierten
Dienstleistungen (den sogenannten „sekundären“
Dienstleistungen wie Forschen, Entwickeln, Koor-
dinieren, Organisieren, Beraten, Lehren, Betreuen
usw. im Unterschied zu den sogenannten „primä-
ren“ Dienstleistungen wie Lagern, Transportieren,
Verteilen, Verkaufen, Reinigen, Bewirten usw.).
Diese Interpretation wird auch dadurch gestützt,
daß den Projektionen zufolge die Gruppe der wirt-
schaftsbezogenen Dienstleistungsbranchen (Bera-
tung, Planung, Werbung, Ausstellungswesen, Lea-
sing, Leiharbeit, Übersetzungsbüros, Entsorgung
usw.) relativ weitaus am stärksten expandieren
dürfte.

Beim Qualifikationsbedarf ist zu berücksichtigen,
daß angesichts des grundlegenden Strukturwandels
der Wirtschafts- und Arbeitswelt sich weniger denn
je die zukünftigen Qualifikationsanforderungen
längerfristig im Detail vorhersagen lassen. Die
Halbwertzeit des Wissens sinkt. Die Dynamik der
Entwicklung stellt immer häufiger und rascher for-
male Ausbildungsabschlüsse auf Spezialgebieten im
Zeitablauf in Frage. Die neuen mikroelektroni-
schen Techniken erfassen auch die bisher technik-
freien Berufe. Der integrierte Umweltschutz wird
ebenfalls so gut wie fast jeden Beruf und jede Bran-
che betreffen. Die Diffusion grundlegend neuer
Techniken, die zusätzliche Berücksichtigung ökolo-
gischer Gesichtspunkte erfordern einen breit ge-
streuten Sachverstand, Flexibilität, Kreativität,
mehr abstraktes, systematisches, planerisches so-
wie ganzheitliches, vernetztes Denken statt des bis-
her verbreiteten linearen, monokausalen Ursache-
Wirkung-Denkens. Gerade die zukunftsweisenden

interdisziplinären Arbeitsfelder, wie der integrierte
Umweltschutz, reichen in oft weit voneinander ent-
fernte Wissenschaftsgebiete hinein. Die neuen
Technologien ermöglichen auf vielen Gebieten
auch eine Umkehr des Vergangenheitstrends zur
Arbeitsteilung.

Die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft wird mehr als bisher davon abhängen, daß
eine „Up-to-Date-Qualifikation“ zur Bewältigung
der jeweiligen Phase verfügbar ist. Gefragt sein
werden auf allen Ausbildungsebenen zunehmend
diejenigen Erwerbspersonen, die sich im Rahmen
einer soliden Erstausbildung sowohl ein breites
Grundlagen- und Methodenwissen im jeweiligen
Fach als auch in hohem Maße fachübergreifende
„Schlüsselqualifikationen“ angeeignet haben und
die auf dieser Basis lebenslang in der Lage sind, sich
gezielt die jeweils erforderlichen Spezialkenntnisse
und den allgemeinen Wissensfortschritt auf dem
Wege der Weiterbildung anzueignen. Damit wird
die traditionelle, weitgehende räumliche und zeitli-
che Trennung von Ausbildung und Berufsausübung
problematisch.

2. Folgen für die Struktur des Arbeitskräfteange-
bots

Den Strukturtendenzen auf der Bedarfsseite des
Arbeitsmarktes werden auf der Angebotsseite stei-
gende Anteile von Frauen. Ausländem und Älteren
am Erwerbspersonenpotential sowie zwar höher
qualifizierte, aber drastisch schrumpfende Nach-
wuchsjahrgänge gegenüberstehen. Wie Abb. 4
zeigt, wird nach den 1985 veröffentlichten und in-
zwischen überschlägig aktualisierten und ausge-
dehnten IAB-Projektionen (neue Projektionen er-
scheinen voraussichtlich Anfang 1990) der Anteil
der unter 30jährigen Erwerbspersonen am Er-
werbspersonenpotential bereits bis 2000 von rd.
33 Prozent um ein Drittel auf rd. 20 Prozent sin-
ken, ihre absolute Zahl um rd. 40 Prozent abneh-
men und noch in den neunziger Jahren die der über
50jährigen Erwerbspersonen unterschreiten.

Gegen 2020 wird umgekehrt jede dritte Erwerbs-
person — noch ohne Berücksichtigung einer Wie-
derausdehnung der Altersgrenze — 50 bis 64 Jahre
alt sein (heute jede Fünfte). Durch die Wiederan-
hebung der Altersgrenzen wird der Anteil Älterer
von einem Drittel sogar schon bald nach 2010 er-
reicht werden. Auch die jüngsten hohen Zuwande-
rungen werden an dieser Alterung nur wenig än-
dern und nicht verhindern können, daß junge Nach-
wuchskräfte schon sehr bald knapp sein werden.
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Neuere Projektionsergebnisse zur weiteren Unter-
gliederung des zukünftigen Erwerbspersonenange-
bots — z. B. nach der formalen Ausbildungs-
ebene — liegen zur Zeit noch nicht vor. Auf jeden
Fall dürfte aber mit einem deutlichen Anstieg des
formalen Bildungs- und Ausbildungsniveaus der
Erwerbsbevölkerung und des Neuangebots an Er-
werbspersonen zu rechnen sein. So dürften in den
neunziger Jahren rd. 23 Prozent einen Hochschul-
abschluß und rd. 68 Prozent einen betrieblichen
oder Fachschulabschluß aufweisen.

3. Folgen für die strukturelle Arbeitsmarktbilanz

Aufgrund der schrumpfenden Nachwuchsjahrgänge
werden der allgemeine Wissensfortschritt und aus-
gerechnet der von der Mikroelektronik und den
anderen veränderten Rahmenbedingungen ausge-
hende grundlegende Strukturwandel in Zukunft in
immer bedeutenderem Ausmaß von den Erwerbs-
tätigen mittleren und höheren Alters bewältigt wer-
den müssen, bei steigenden Anteilen von Frauen
und Ausländern, die bislang in Wissenschaft und
Technik unterrepräsentiert sind; bis 2000 außerdem
weitgehend von Personen, die heute zum größten
Teil ihre Erstausbildung bereits abgeschlossen ha-
ben, die noch relativ wenig aufden Umgang mit den
neuen Technologien und die anderen Herausforde-
rungen wie z. B. den EG-Binnenmarkt und den
Umweltschutz vorbereitet wurden und die teilweise
nach dem Motto „besser irgendeine Ausbildung als
gar keine“ in Tätigkeitsfeldern ausgebildet wurden,
die in Zukunft schrumpfen werden.
Ferner liegen die Schwerpunkte des Bedarfszu-
wachses z. B. auf der betrieblichen Ausbildungs-
ebene bei den Angestelltentätigkeiten, vor allem im
Dispositionsbereich, nicht dagegen bei den Arbei-
ter- und Handwerkertätigkeiten — den Schwer-
punkten der betrieblichen Ausbildung. Aus den
sich abzeichnenden Diskrepanzen zwischen Be-
darfszuwachs und den Schwerpunkten der formalen
Berufsausbildung kann allerdings nicht ohne weite-
res auf eine allgemein verfehlte Erstausbildung ge-
schlossen werden. Z. B. kann in vielen Fällen die
Erlernung der Fertigungstechniken Voraussetzung
für eine spätere Tätigkeit im Dispositionsbereich, in 
der Beratung usw. sein — Tätigkeiten, für die dann
Zusatzqualifikationen erworben werden müssen.

Auf der Akademikerebene könnten sich um das
Jahr 2000 herum bei günstiger Wirtschaftsentwick-
lung Angebot und Bedarf trotz der bis dahin zu
erwartenden Erhöhung des Akademikerbestandes
um die Hälfte global weitgehend ausgleichen9).
Eine allgemeine Akademikerschwemme ist also

10) Vgl. W. Klauder, Erwerbsmöglichkeiten und Nachfrage
nach Dienstleistungen bei Freien Berufen. Ergebnisse ge-
samtwirtschaftlicher Projektionen, in: NIW-Niedersächsi-
sches Institut für Wirtschaftsforschung (Hrsg.), Freie Berufe,
Beschäftigungsmöglichkeiten und Wettbewerb in der
Diskussion, NIW-Workshop 1987, Hannover Juli 1988,
S. 1-16.

9)Vgl. M. Tessaring, Arbeitsmarkt für Akademiker, in:
Gestern — heute — morgen, (1988), 5 MatAB.

entgegen mancher Besorgnis nicht zu befürchten.
Allerdings ist im Zeitablauf und nach Fachrichtun-
gen sehr wahrscheinlich mit beachtlichen Diskre-
panzen zwischen der Angebots- und Bedarfsent-
wicklung zu rechnen. Während der Bedarf relativ
kontinuierlich ansteigt, werden die Absolventen-
jahrgänge bereits in der ersten Hälfte der neunziger
Jahre am stärksten besetzt sein. Außerdem entfällt
den Projektionen zufolge ein großer Teil des Be-
darfszuwachses auf den privatwirtschaftlichen Be-
reich und auf Tätigkeitsbereiche, auf die die Stu-
diengänge der Fachhochschulen bislang häufig noch
zu wesentlich höheren Anteilen vorbereiten als die-
jenigen der wissenschaftlichen Hochschulen. Auch
wenn langfristig der Strukturwandel die Beschäfti-
gungschancen für Akademiker verbessern dürfte,
könnte der Berufseinstieg daher mittelfristig zu-
nächst noch schwieriger werden als bisher.

Die Zukunft läßt sich jedoch beeinflussen. Interna-
tionale Vergleiche deuten z. B. darauf hin, daß in
der Bundesrepublik in den meisten Dienstleistungs-
zweigen noch deutlich über die Projektionen hin-
ausgehende Wachstumschancen bestehen10). Die
Erschließung dieser Wachstumspotentiale könnte
manchem flexiblen und mutigen qualifizierten Ar-
beitnehmer sogar zu einer selbständigen Existenz
verhelfen, insbesondere bei staatlicher Förderung
von Existenzgründungen. Auch in den übrigen
Wirtschaftsbereichen dürfte der vor uns liegende
Strukturwandel vermehrte Chancen für kreative
Unternehmensgründungen bieten.

Der einzelne schließlich verbessert in aller Regel
durch die für ihn höchstmögliche Qualifizierung
seine Beschäftigungschancen gegenüber geringer
Qualifizierten. Auch Arbeitsplätze, die zunächst
nicht dem Ausbildungsniveau entsprechen, lassen
sich mit der Zeit, wie Untersuchungen belegen, den
persönlichen Fähigkeiten entsprechend anrei-
chern.

Für Unqualifizierte oder nicht Qualifizierungsfä-
hige wird indessen zweifellos das Arbeitslosigkeits-
risiko weiter zunehmen, sofern es nicht gelingt, den
Anteil der Unqualifizierten durch Bildungs- und
Weiterbildungsmaßnahmen etwa entsprechend
dem Rückgang der Arbeitsplätze für Hilfstätigkei-
ten ebenfalls deutlich zu senken. Aufgrund der al-
tersstrukturellen Entwicklung könnte insbesondere
die Zahl der älteren Langzeitarbeitslosen tenden-



ziell ansteigen, die nicht mehr ausreichend qualifi-
zierungsfähig sind und denen bei ungünstiger Wirt-
schaftsentwicklung nur noch mit Altemativbeschäf-
tigungen etwa im Rahmen von Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen geholfen werden könnte. Nicht
übersehen werden sollte aber, daß auch im Jahre
2000 noch ca. 20 Prozent der Arbeitsplätze von
Ungelernten besetzt werden können. Bei einer Ge-
genüberstellung der früheren IAB/Prognos-Projek-
tionswerte des Arbeitskräftebedarfs nach Qualifi-
kationsebenen und von entsprechenden Angebots-
schätzungen der „Bund-Länder-Kommission für
Bildungsplanung und Forschungsförderung“ erge-
ben sich sogar auch für die Qualifikationsebene

„ohne Ausbildungsabschluß“ im Jahr 2000 insge-
samt noch keine gravierenden Diskrepanzen).
Bei allgemeiner Arbeitskräfteknappheit dürften
daher nach aller Erfahru

11

ng auch viele nicht mehr
Qualifizierungsfähige einen Arbeitsplatz finden,
den ihnen Qualifizierungsfähige durch Wechsel auf
höherwertige Arbeitsplätze freigemacht haben.
Generell ist allerdings zu bedenken, daß die Bereit-
schaft und die Fähigkeit der Erwerbspersonen zur
beruflichen und regionalen Mobilität und zur Fort-
bildung mit zunehmendem Alter nach aller Erfah-
rung abzunehmen pflegen, so daß sich bei alternder
Erwerbsbevölkerung die strukturelle Anpassungs-
fähigkeit der Wirtschaft vermindert.

IV. Schlußbemerkungen

Für die langfristige Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
entwicklung der Bundesrepublik Deutschland
dürfte die Qualifikation der Erwerbstätigen zu ei-
ner Schlüsselgröße werden. Bereits heute hemmen
Informations- und Qualifikationsdefizite der Er-
werbstätigen den nötigen Strukturwandel. Insbe-
sondere für die Diffusion neuer Technologien fehlt
es an Fachkräften. Aufgrund der steigenden An-
teile Älterer könnten diese Qualifikationshemm-
nisse in Zukunft ein noch größeres Gewicht bekom-
men und die zusätzlich geforderte Innovations-,
Anpassungs- und Leistungsfähigkeit der Wirtschaft
gefährden. Auch Anhebungen der Altersgrenze
sind vom Arbeitskräftebedarf her gesehen nur für
diejenigen Fachkräfte sinnvoll, die up-to-date ge-
blieben sind. Für alle anderen wird in Zukunft die
Gefahr von Dequalifizierung oder struktureller Ar-
beitslosigkeit immer größer werden ).12

Um die Anpassungsfähigkeit der Volkswirtschaft
zu fördern und sowohl strukturelle Arbeitslosigkeit
als auch einen längerfristig wachsenden Fachkräfte-
mangel zu vermeiden und den Produktionsfaktor
„Qualifikation“ unter den veränderten technologi-
schen, ökologischen, weltwirtschaftlichen, demo-
graphischen und individuellen Rahmenbedingun-
gen besser zu nutzen, sind indessen eine Reihe von
Maßnahmen möglich, z. B.: die Verbesserung der
Erstausbildung, die Umgestaltung der Erstausbil-
düng in Richtung aufeine breite, fachübergreifende
solide Grundausbildung mit einem höheren Anteil
von Schlüsselqualifikationen, der massive Ausbau

11) Vgl. M. Tessaring. Arbeitslosigkeit, Beschäftigung und 
Qualifikation. Ein Rück- und Ausblick, in: MittAB, (1988)
2, S. 187.
12) Vgl. W. Klauder, Arbeitsmarkt und Ausscheiden Älte-
rer aus dem Erwerbsleben — gegenwärtige und zukünftige
Tendenzen und Probleme, in: Sozialer Fortschritt, 38 (1989)
4, S. 85-95.

der Weiterbildung, das Aufspüren brachliegender
Fachkenntnisse und der in der Ausbildungsbreite
zentraler Berufe angelegten Möglichkeiten berufli-
cher Mobilität; ferner die Förderung der Produkti-
vität durch Ausweitung der Mitwirkungsspielräume
und weniger Arbeitsteilung, eine vorsorgliche Per-
sonalpolitik mit gleichrangiger Durchführung von
Investitions- und Personalplanung, die vermehrte
Altersbeschäftigung qualifizierter, erfahrener Er-
werbspersonen, die volle und dauerhafte Integra-
tion der weiblichen Beschäftigten und der Auslän-
der in das Ausbildungswesen, die personelle Auf-
stiegsplanung, das Sozialwesen, die Ausweitung
und Integration der Teilzeitbeschäftigung sowie die
Einführung flexiblerer, insbesondere individuelle-
rer Arbeitszeiten bei gleichzeitiger Entkoppelung
der Arbeits- und Betriebszeiten.

Die Bereitschaft und Fähigkeit zu lebenslangem
Lernen sowie ein entsprechend massiver Ausbau
der Weiterbildung auf allen Ausbildungsebenen
einschließlich der Hoch- und Fachhochschulen
dürften dabei zu den wichtigsten Voraussetzungen
zählen, auch bei schrumpfenden Nachwuchsjahr-
gängen den Strukturwandel so zu bewältigen, daß
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung im inter-
nationalen Wettbewerb gesichert und technolo-
gisch bedingte Freisetzungen kompensiert werden.
Die geburtenschwächeren Jahrgänge sollten kein
Anlaß sein, den Bildungs- und Ausbildungssektor
wieder schrumpfen zu lassen, sondern als Chance
verstanden werden, Bildungs- und Ausbildungsauf-
wendungen zugunsten des Aufbaus einer zwischen
Wirtschaft, privaten Bildungsträgern und öffentli-
cher Hand abgestimmten Weiterbildungsinfra-
struktur umzuwidmen.

Ferner spricht nach allen Untersuchungen viel da-
für, daß mehr Teilzeitmöglichkeiten heute zunächst



den Arbeitsmarkt beachtlich entlasten könnten13),
längerfristig aber steigende Frauen- und Alterser-
werbstätigkeit erheblich erleichtern würden. Sie
könnten auch dazu beitragen, daß viele Frauen ihre
Wünsche nach Kindern dann besser mit ihren Be-
rufsvorstellungen vereinbaren können. Die Flexibi-
lisierung der Lebens- und Jahresarbeitszeit dürfte
außerdem nicht nur den wachsenden Wünschen

13) Saldiert man gewünschte und realisierte Arbeitszeiten
der erwerbstätigen Frauen auf der Basis der genauen Stun-
denangaben (pro Woche), so errechnet sich für 1986 eine
Diskrepanz von immerhin sieben Stunden bzw. 20 Prozent
der tatsächlichen Arbeitszeit. In diesem Umfang arbeiteten
also Frauen im Durchschnitt mehr als es ihrem eigentlichen
Wunsch entsprach. Die ungewollte Mehrarbeit entspricht
etwa acht Prozent des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsstun-
denvolumens und somit — rein rechnerisch — der derzeiti-
gen registrierten Arbeitslosigkeit. Vgl. Ch. Brinkmann, Ar-
beitszeitpräferenzen und Partnerarbeitsvolumen. Zwischen-
ergebnisse aus der 1986 durchgeführten IAB-Repräsentativ-
befragung von erwerbstätigen und nicht erwerbstätigen
Frauen, in: W. Peters (Hrsg.), Fraucnerwerbstätigkeit, Ar-
beitspapier 1989-7 aus dem Arbeitskreis Sozialwissenschaft-
liche Arbeitsmarktforschung (SAMF), S. 113—142.

nach mehr Zeitsouveränität und individuelleren
Gestaltungsmöglichkeiten im Wirtschafts- und Ar-
beitsleben entgegenkommen. Sie würde auch
marktwirtschaftlichen Steuerungselementen mehr
Raum geben — etwa bei der Anpassung des ge-
samtwirtschaftlichen Arbeitsvolumens an unter-
schiedliche Arbeitsmarktkonstellationen. So würde
auch der Unsicherheit über künftige Entwicklungen
besser Rechnung zu tragen sein.

Die Bundesrepublik steht somit, wie die meisten
anderen Länder, vor einer Periode gewaltiger Her-
ausforderungen auf den verschiedensten Gebieten,
denen nicht auf den wenigen eingefahrenen Gelei-
sen, sondern nur mit vielen innovatorischen Ant-
worten erfolgreich zu begegnen sein wird. Die all-
gemeinen gesellschaftspolitischen Trends weisen
dabei im Wirtschafts- und Arbeitsleben der Indu-
strieländer auf eine Erweiterung der individuellen
Optionen, auf mehr Dezentralisierung und ver-
mehrte marktwirtschaftliche Steuerung bei der Be-
wältigung des enormen Strukturwandels.



Friederike Maier/Ronald Schettkat

Beschäftigungspotentiale der Arbeitszeitpolitik

I. Einleitung

Die Bundesrepublik erlebt seit 1982 — dem letzten
Rezessionsjahr — einen anhaltenden Konjunktur-
aufschwung, der nun offenbar auch Auswirkungen
auf dem Arbeitsmarkt zeigt: Die Arbeitslosenzahl
lag im Oktober 1989 mit rund ,9 Milhonen Perso1 -
nen unter dem Höchststand von 1985 mit jahres-
durchschnittlich 2,3 Millionen Arbeitslosen. Sind
damit die arbeitsmarktpolitischen Verheißungen ei-
nes beschäftigungswirksamen Wirtschaftswachs-
tums nun doch eingetreten, die so häufig beschwo-
ren wurden? Geht der Industriegesellschaft nun
doch nicht die Arbeit aus? Sind mit dieser Entwick-
lung Überlegungen hinsichtlich zusätzlicher be-
schäftigungsfördernder Maßnahmen wie beispiels-
weise der Arbeitszeitverkürzung überflüssig gewor-
den?
Trotz der positiven Arbeitsmarktentwicklungen
sind noch immer nahezu zwei Millionen Personen
als Arbeitslose registriert. Es kann also weder kurz-
noch mittelfristig von einem entspannten Arbeits-
markt die Rede sein. Im Zentrum unserer Überle-
gungen steht daher, daß weiterhin offensive Strate-
gien zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit notwen-

dig sind. Wir konzentrieren uns dabei auf die be-
schäftigungspolitischen Potentiale der Arbeitsum-
verteilungspolitik, die ja nicht nur die Wochenar-
beitszeitverkürzung, sondern auch Teilzeitarbeit,
Eltemurlaub, Bildungsurlaub etc. umfaßt. Dabei
muß immer wieder betont werden, daß diese Maß-
nahmen nicht allein beschäftigungspolitisch moti-
viert sind, ja die beschäftigungspolitische Wir-
kungskomponente häufig nur ein „Nebenprodukt“
ist, was allerdings die Einführung solcher arbeits-
zeitpolitischen Maßnahmen gerade bei Massenar-
beitslosigkeit begünstigt, weil in dieser Situation
keine Konkurrenz zu anderen Zielen besteht.

Zunächst werden wir die aktuelle Arbeitsmarkt-
und Beschäftigungsentwicklung kurz diskutieren
und anschließend die verschiedenen Arbeitsumver-
teilungspolitiken nach ihrer Zielsetzung systemati-
sieren. Es folgt eine Auseinandersetzung mit zen-
tralen Kritikpunkten an der Arbeitszeitverkürzung
als Beschäftigungspolitik. In Teil III wird dann eine
detailliertere Diskussion spezifischer Politiken prä-
sentiert.

II. Beschäftigungsentwicklung und Systematisierung
von Arbeitsumverteilungspolitik

1. Die Beschäftigungsentwicklung im Aufschwung
der achtziger Jahre

Mit einer zeitlichen Verzögerung folgte dem erhöh-
ten Wirtschaftswachstum auch die gestiegene Zahl
der Erwerbstätigen und der abhängig Beschäftig-
ten. Der Zuwachs des Bruttoinlandsproduktes
hatte bereits 1982 seinen tiefsten Stand erreicht, die
Zahl der Erwerbspersonen erreichte ihr vorläufiges
Minimum jedoch erst in den Jahren 1983 und 1984
(vgl. Tabelle 2). Die Arbeitslosigkeit nahm sogar
bis 1985, dem Höchststand der Arbeitslosigkeit in
der Bundesrepublik mit jahresdurchschnittlich rund
2,3 Millionen Arbeitslosen (vgl. Tabelle 1), zu.

Die Tatsache, daß der wirtschaftliche Aufschwung
auf dem Arbeitsmarkt nicht sichtbar wurde, wird
mit der „demographischen Welle“ begründet, die
zur Folge hatte, daß mehr Jugendliche auf den Ar-
beitsmarkt traten, als ältere Arbeitnehmer aus-

schieden. So betrug der Zustrom aus Vollzeitschu-
len in den Arbeitsmarkt 1986 rund 1,2 Millionen
Personen, wohingegen nur rund 0,5 Millionen Per-
sonen das Erwerbssystem in Ruhestand und Er-
werbsunfähigkeitsrente verließen ')• Diese Relatio-
nen ergaben sich, obwohl die Vorruhestandsrege-
lung von 1984 sowie die Änderung des Arbeitsför-
derungsgesetzes (AFG), wonach ältere Arbeitslose
dem Arbeitsmarkt trotz Leistungsbezug aus der Ar-
beitslosenversicherung nicht mehr zur Verfügung
stehen müssen, das Ausscheiden Älterer begünstig-
ten. Beide Maßnahmen wirkten arbeitsangebots-
mindernd und reduzierten im letzten Falle sogar
direkt die registrierte Arbeitslosigkeit.

1) Die Zahlen beziehen sich auf die Arbeitskräftegesamt-
rechnung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung; vgl. dazu L. Reyher/U. Bach. Sonderauswertung
Arbeitskräftegesamtrechnung, Nürnberg 1986.



2) Vgl. Autorengemeinschaft, Zur Arbeitsmarktentwicklung
1987/89: Entwicklungstendenzen und Strukturen, in: Mittei-
lungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (MittAB).
(1987) 3, S. 265 ff.

Von den politisch Verantwortlichen wurde längere
Zeit immer wieder betont, daß zwar der Auf-
schwung noch nicht deutlich an den Arbeitslosen-
zahlen abzulesen sei, aber doch eine beachtliche
Zunahme der Beschäftigung erreicht wurde. Es
lohnt sich deshalb, die Beschäftigungsentwicklung
und ihre Komponenten genauer zu betrachten. Die
Zahl der Erwerbstätigen insgesamt — also der ab-
hängig und der selbständig Beschäftigten — hat
1988 nahezu den bisherigen Höhepunkt von 1980
erreicht (vgl. Tabelle ). Die sozialversicherungs2 -
pflichtigen Beschäftigungsverhältnisse übertrafen
1988 sogar den Wert von 1980. Diese Entwicklung
ging allerdings zu einem Gutteil auf die Zunahme
der Auszubildenden zurück, die aufgrund des dua-
len Berufsbildungssystems auch einen Beschäfti-
gungsvertrag haben.

Vollzeitige Beschäftigungsverhältnisse (mehr als 36
Stunden pro Woche) haben dagegen nur in sehr
bescheidenen Maße zugenommen. Es sind vor al-
lem Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse und die
Zahl der Auszubildenden, die den positiven Trend

bei der Zahl der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten bestimmt haben. Bei der Entwicklung
der Vollzeitbeschäftigungsverhältnisse ist zudem zu
berücksichtigen, daß hier auch die tariflichen Ar-
beitszeitverkürzungen einen positiven Beitrag ge-
leistet haben (vgl. dazu weiter unten). Hinzu kom-
men noch Sondereinflüsse wie die Einführung des
Erziehungsurlaubes, die die statistisch ermittelte
Beschäftigtenzahl um rund 66 000 (1986) er-
höhte2).

Löst man sich von der Zahl der Beschäftigungsver-
hältnisse und betrachtet die insgesamt gearbeitete
Stundenzahl in der Volkswirtschaft (zum Arbeits-
volumen vgl. Tabelle 2). so sieht man. daß seit 1985
zwar ein leicht positiver Trend beim Arbeitsvolu-
men festzustellen ist, diese Zunahme aber weit ge-
ringer ausfällt als die Zunahme der Beschäftigten-
zahl: Das Arbeitsvolumen nahm von 1985 bis 1988



nur um rund 0,5 Prozentpunkte zu. wohingegen die
Zahl der Erwerbstätigen im gleichen Zeitraum um
rund 2.3 Prozentpunkte zunahm. Offensichtlich ist 
die Zahl der Erwerbstätigen nicht nur von der Ent-
wicklung des Wirtschaftswachstums und des Ar-
beitsvolumens abhängig, sondern hängt wesentlich
von der Entwicklung der durchschnittlichen Ar-
beitszeit ab, die durch die Wochenarbeitszeitver-
kürzung, Urlaubszeiten, Freistellungszeiten und
den Teilzeiteffekt beeinflußt wird.

Die längerfristige Entwicklung der Komponenten
des Arbeitsmarktgeschehens in der Bundesrepublik
zeigt deutlich, daß das Wirtschaftswachstum selbst
in den „Goldenen Sechziger Jahren“ mit einer Stei-
gerungsrate von rund fünf Prozent im Zehn-Jahres-

Durchschnitt die Erwerbstätigenzahl insgesamt
nicht erhöhen konnte. Diese blieb vielmehr unge-
fähr konstant, und die Zahl der insgesamt gearbei-
teten Stunden ging auch während der sechziger
Jahre zurück. Das insgesamt stabile Beschäfti-
gungsniveau wurde also auch in den sechziger Jah-
ren durch eine sinkende durchschnittliche Arbeits-
zeit erreicht.

Die während der sechziger Jahre in der Bundesre-
publik aufgetretene Arbeitskräfteknappheit und
die daraus resultierende Anwerbung ausländischer
Arbeitnehmer ist nicht allein durch das damalige
relativ hohe Wirtschaftswachstum zu erklären, son-
dern auch darin begründet, daß es gleichzeitig zu
einem Rückgang des einheimischen Erwerbsperso-



nenpotentials kam. Dieses ging — neben demogra-
phischen Ursachen — auch auf institutioneile Fak-
toren zurück, wie z. B. die Einführung der dynami-
sierten Rente und die Mitte der sechziger Jahre ein-
setzende verstärkte Bildungsbeteiligung breiterer
Bevölkerungsschichten ).3

Unstrittig wäre es ohne das Wirtschaftswachstum
der sechziger Jahre zu einer ungünstigeren Beschäf-
tigungsentwicklung gekommen, aber es ist festzu-
halten. daß das damalige Wirtschaftswachstum al-
lein auch in der für heutige Zeiten außerordentli-
chen Größenordnung nicht zu einer höheren Zahl
der insgesamt gearbeiteten Stunden — dem valide-
sten Indikator für die Überprüfung des Zusammen-
hanges von Wirtschaftswachstum und Arbeitsvolu-
men — geführt hat. Zu einer Entwarnung auf dem
Arbeitsmarkt gibt die gegenwärtige Entwicklung
wesentlicher Arbeitsmarktindikatoren wie auch de-
ren langfristige Entwicklung keinen Anlaß. Ge-
stärkt wird die Notwendigkeit beschäftigungs- und
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen auch durch
die Projektionen der Arbeitsmarktbilanzen durch
das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB), die selbst bei Gegenüberstellung der gün-
stigsten Arbeitsangebots- und der günstigsten Ar-
beitsnachfragevariante noch eine Arbeitsplatzlücke
von rund einer Million für das Jahr 2000 projizieren.
Alle anderen Varianten kommen zu einer Arbeits-
losigkeit in weit größerem Maße.
Die Arbeitsmarktprobleme erledigen sich nicht
„von selbst“, vielmehr sind auf absehbare Zeit be-
schäftigungspolitische Initiativen notwendig, um ei-
nem Gleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt wieder
näher zu kommen. Dabei kommt den Beschäfti-
gungspotentialen verschiedener Varianten der Ar-
beitsumverteilungspolitik eine besondere Bedeu-
tung zu.

2. Klassifikation von Arbeitsumverteilungs-
politiken

Unter dem Stichwort „Arbeitsumverteilung“ wer-
den so unterschiedliche Maßnahmen wie die tarifli-
che Wochenarbeitszeitverkürzung, vermehrte Teil-
zeitarbeit, Überstundenabbau, Verkürzung der Le-
bensarbeitszeit sowie Bildungs- und Erziehungsur-
laub diskutiert. Wir wollen deshalb zunächst die
verschiedenen Formen der Arbeitsumverteilungs-
politik allgemein diskutieren und sie hinsichtlich
ihrer möglichen beschäftigungspolitischen Zielset-
zungen klassifizieren. Arbeitszeitverkürzungspoli-
tik — oder allgemeine Arbeitsumverteilungspolitik
— kann in ihrer beschäftigungspolitischen Zielset-
zung dahin gehend differenziert werden, ob sie auf

3) Vgl. dazu R. Schettkat, Erwerbsbeteiligung und Politik,
Berlin 1987.

eine Umverteilung des Arbeitsvolumens bei einer
Erhöhung der Zahl der beschäftigten Personen
oder lediglich aufeine Umverteilung des Arbeitsvo-
lumens zwischen einzelnen Gruppen gerichtet ist.
Arbeitsumverteilungspolitiken können weiter da-
hingehend differenziert werden, ob sie auf eine
Verringerung der Arbeitslosigkeit durch Beeinflus-
sung des Arbeitsangebotes — der Erwerbsperso-
nenzahl — setzen oder ob sie versuchen, die Ar-
beitslosigkeit bei gleichbleibender Erwerbsperso-
nenzahl zu vermindern.
Die Arbeitszeitverkürzungspolitiken auf der linken
Seite der Übersicht 1 sind auf die Verminderung der
gearbeiteten Stunden je Beschäftigten gerichtet,
lassen ihren Erwerbsstatus aber unberührt. Dies gilt
auch für die Politiken, die die Reduzierung der
Arbeitszeit zeitlich konzentrieren, wie beispiels-
weise Erziehungsurlaub und Bildungsurlaub. Die
drei genannten Politiken unterscheiden sich jedoch
grundsätzlich von den auf der rechten Seite von
Übersicht 1 genannten Politiken durch die Beibe-
haltung des Beschäftigtenstatus derjenigen, die
diese Maßnahmen in Anspruch nehmen.



Allerdings ist dieses mit einem Ausscheiden aus
dem Erwerbsleben und damit mit einem Wechsel
des Erwerbsstatus verbunden. Reduzierungen der
Rentenaltersgrenze — sei es durch Vorruhestands-
regelungen. „59er Regelungen“ oder andere Maß-
nahmen — sind nicht auf eine Erhöhung der Zahl
beschäftigter Personen gerichtet, sondern sie zielen
auf eine Umverteilung der Beschäftigungschancen,
denn es sollen ältere Beschäftigte aus dem Erwerbs-
leben ausscheiden und jüngeren Arbeitnehmern da-
mit eine Beschäftigungschance geboten werden. Es
geht also hier um eine intergenerationale Umvertei-
lung der Arbeit, die zwar zum Abbau der Arbeits-
losigkeit geeignet sein kann, aber nicht auf eine
Erhöhung der Beschäftigtenzahl gerichtet ist. Viel-
mehr kann diese Politik sogar beschäftigungsmin-
demd wirken, wenn nicht alle freiwerdenden Ar-
beitsplätze erneut besetzt werden.

Die Inanspruchnahme einer Rente führt in der Re-
gel zum unwiderruflichen Ausscheiden aus dem Er-
werbsleben. Dies ist solange kein Problem, wie die
Inanspruchnahme der Rente aufgrund einer freiwil-
ligen Entscheidung erfolgt. Problematisch ist es
aber, wenn ältere Arbeitnehmer in Rente „gezwun-
gen“ und so dauerhaft marginalisiert werden4).
Eine andere Zielsetzung verfolgt dagegen eine Teil-
rente, bei der die Arbeitszeit der Beschäftigten re-
duziert wird, die betroffenen Arbeitnehmer jedoch
im Erwerbsleben verbleiben. Gesellschaftspolitisch
— aufgrund demographischer Entwicklungen sind
zukünftig steigende Rentenbeiträge und damit in-
tergenerationale Verteilungskonflikte zu erwarten
— erscheint eine weitere Reduzierung der Renten-
altersgrenze kaum noch sinnvoll. Unter diesen
Aspekten dürften eher Politiken, die auf eine Aus-
weitung der Erwerbspersonenzahl und auf eine Ar-
beitsumverteilung innerhalb der Gruppe der Er-
werbspersonen gerichtet sind, zukünftig an Bedeu-
tung gewinnen.

4 Vgl. H. Berglind. Age and Marginality in the Swedish La-
bour Market, in: B. Gardell/G. Johansson (eds.). Working
Life, 1981.

Die allgemeine Wochenarbeitszeitverkürzung, der
Abbau von Überstunden, die Ausweitung von Teil-
zeitbeschäftigung — auch im Zusammenhang mit
der Teilrente — sowie von Erziehungs- und Bil-
dungsurlaub sind im Prinzip auf eine Erhöhung der
Beschäftigtenzahlen gerichtet. Die Arbeitszeit der
Beschäftigten wird hier reduziert, aber der Er-
werbsstatus wird beibehalten, und eine Einstellung
zusätzlicher Beschäftigter ist intendiert.

Die Arbeitsumverteilungs- und Arbeitszeitpoliti-
ken können also dahingehend klassifiziert werden,
ob sie auf eine Umverteilung von Erwerbschancen
durch Erhöhung der Beschäftigtenzahl bei konstan-

ter oder sogar erhöhter Erwerbspersonenzahl ge-
richtet sind (die linke Seite der Übersicht 1), oder
ob sie auf eine Umverteilung von Erwerbschancen
durch Verminderung der Erwerbspersonenzahl und
damit durch Ausgliederung von Teilgruppen des
Arbeitsmarktes zielen. Im folgenden wollen wir die
Ausgestaltung und Wirksamkeit der einzelnen zu-
vor genannten Maßnahmen detaillierter analysie-
ren.

3. Perspektiven der Arbeitszeitpolitik

Daß die Arbeitszeitpolitik einen Beitrag zur Um-
verteilung des Arbeitsvolumens zwischen Arbeitsu-
chenden und gegenwärtig Beschäftigten leisten
kann, ist mittlerweile in der wissenschaftlichen Dis-
kussion unumstritten. Strittig sind jedoch nach wie
vor die Ansatzpunkte und Modalitäten einer auf
Arbeitszeitverkürzung gerichteten Politik und die
Frage, welchen Beitrag der Staat neben den Tarif-
parteien zu einer beschäftigungsorientierten Ar-
beitszeitpolitik leisten soll.

Von den gegenwärtig praktizierten Formen der Ar-
beitszeitverkürzung:
— generelle Wochenarbeitszeitverkürzung,
— Einschränkung von Überstunden-,
— Flexibilisierung der Arbeitszeiten.
— Ausweitung von Teilzeitarbeit,
— Verkürzung der Lebensarbeitszeit durch Früh-
verrentungen oder Vorruhestandsregelungen.
— Ausweitung spezifizierter Arbeitsfreistellungen
(z. B. bei Elternschaft, Weiterbildung)

werden — neben der befristeten Freistellung durch
den Erziehungsurlaub — nur die Verkürzungen der
Lebensarbeitszeit durch Frühverrentungen und
durch den Vorruhestand finanziell aus den öffentli-
chen Kassen gefördert. Andere beschäftigungs-
wirksame Formen — wie die Verkürzung der Wo-
chenarbeitszeit, die Einschränkung von Überstun-
den oder die Ausweitung von Teilzeitarbeit — blei-
ben der Regelung durch die Tarifparteien überlas-
sen.

Obwohl prinzipiell nichts gegen tarifvertragliche
Vereinbarungen zu beschäftigungspolitischen Ar-
beitszeitverkürzungsmaßnahmen spricht, kann man
doch feststellen, daß durch die Abstinenz der öf-
fentlichen Hand in diesen Bereichen unter beschäf-
tigungspolitischen Gesichtspunkten nur subopti-
male Ergebnisse erzielt werden konnten. Die Tarif-
vertragsparteien sind überfordert, wenn sie allein
mit den Mitteln der tariflichen Arbeitszeitpolitik
einen spürbaren Beitrag zum Abbau der Massenar-
beitslosigkeit leisten sollen. Die Wiederherstellung
von Vollbeschäftigung ist letztlich eine Aufgabe



staatlicher Wirtschaftspolitik. Ein substantieller
Abbau der Arbeitslosigkeit in absehbarer Zeit wird
auch zukünftig nur möglich sein, wenn sich der
Staat an arbeitszeitpolitischen Initiativen beteiligt,
wobei die Kosten solcher Maßnahmen zumindest
teilweise durch höhere Beschäftigtenzahlen und da-
mit auch höhere Einnahmen und niedrigere Ausga-
ben kompensiert werden.

4. Kritikpunkte an der Arbeitszeitverkürzung

Gegen Arbeitszeitverkürzung als Beschäftigungs-
politik werden vor allem die folgenden Argumente
vorgebracht: 1. Arbeitszeitverkürzung statt sonst
möglicher Lohnerhöhung gefährdet die Binnen-
nachfrage (Kaufkraftargument); 2. die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepublik
würde leiden, weil kürzere Arbeitszeiten zu gerin-
geren Maschinennutzungszeiten und damit zu hö-
heren Kapitalkosten führen; 3. es bestehen qualifi-
katorische Engpässe auf dem Arbeitsmarkt (Fach-
arbeiterlücke).

Arbeitszeitverkürzungen führen in der Tat — auch
wenn sie mit vollem Lohnausgleich, also unverän-
dertem Einkommen vereinbart werden — zu einem
Verzicht auf anderenfalls mögliche Einkommens-
steigerungen. Auf der individuellen Ebene bedeu-
tet dies, daß die Konsumgüternachfrage weniger
stark ansteigen kann, als es bei ausschließlich ein-
kommensbezogenen Tarifabschlüssen der Fall
wäre 5). Wird die durch Verzicht auf Einkommens-
steigerung „erkaufte“ Arbeitszeitverkürzung je-
doch beschäftigungs- und damit auch kostenwirk-
sam. so stagniert zwar der individuelle Konsum der
bisher Beschäftigten, aber dem steht der erhöhte
Konsum der nun zusätzlich Eingestellten gegen-
über6). Kommt es allerdings nicht zu den erhofften
Neueinstellungen, sondern wird die Arbeitszeitver-
kürzung durch Produktivitätssteigerungen aufge-
fangen, so wird nicht nur die individuelle, sondern
auch die private gesamtwirtschaftliche Konsum-
nachfrage stagnieren. In diesem Falle wird die
Lohnquote — der Anteil der Löhne und Gehälter
am Volkseinkommen — zugunsten der Profitquote
sinken: eine Entwicklung, die in der Bundesrepu-
blik in den letzten Jahren eingetreten ist, die aber
auch auf die arbeitsmarktbedingte schwache Ver-
handlungsposition der Arbeitnehmer zurückzufüh- 7)Siehe dazu die Ergebnisse einer Analyse des Ifo-Instituts. 

München, zitiert nach Handelsblatt vom 17./18. November
1989.
8) Vgl. E. Appelbaum/R. Schettkat, Determinants of Em-
ployment Developments: Comparison of the U. S. and the
German Economies, Manuskript. Philadelphia-Berlin 
1989.
9) Vgl. Handelsblatt vom 17./18. November 1989 (Anm. 7).

5) Wenn man einmal davon absieht, daß die individuelle ver-
fügbare Nicht-Arbeitszeit auch ein Bestimmungsfaktor des
Konsums ist.
6) Vgl. dazu R. Schettkat, Arbeitszeitverkürzung, öffentli-
che Haushalte. Netto-Einkommen und private Nachfrage,
in: Wirtschaftsdienst, (1983) 8, S. 381 ff.

ren ist ). Das7 Argument der stagnierenden Binnen-
nachfrage gegen die Arbeitszeitverkürzung ist also
im Kern die Kritik an einer „falschen“ funktionalen
Einkommensverteilung; mit anderen Worten: Die
in der Bundesrepublik zu beobachtende Verschie-
bung der funktionalen Einkommensverteilung zu-
ungunsten der Arbeitseinkommen hat hemmend
auf die private Konsumnachfrage gewirkt — ein
Zusammenhang, der sich auch im internationalen
Vergleich beispielsweise mit der Entwicklung in
den USA feststellen läßt8).

Werden die tariflichen Arbeitszeiten verkürzt und
schlägt dieses auch auf verminderte effektive Ar-
beits- und Betriebszeiten durch, so erhöhen sich die
fixen Kapitalkosten je Arbeitsstunde. Dieser Effekt
scheint in der Metallindustrie in den letzten Jahren
eingetreten zu sein, denn nach einer Umfrage des
Ifo-Instituts hat sich die durchschnittliche Betriebs-
zeit der Unternehmen, die keine Schichtarbeit lei-
sten, auf rund 38 Stunden pro Woche vermindert9).
Steigende fixe Kapitalkosten je Arbeitsstunde kön-
nen aber durch die Entkoppelung von Arbeits- und
Betriebszeiten kompensiert werden. Maximale Ka-
pitalnutzungszeiten stehen allerdings im Konflikt
mit dem gesellschaftlichen und individuellen Be-
dürfnis nach kollektiver Freizeit („Samstag gehört
Papi mir“). Die Entscheidung dieses Konfliktes
muß eine politische sein, denn objektive Kriterien
für die gesellschaftliche Organisation der Arbeits-
zeiten gibt es nicht. Allerdings verliert der Konflikt
zwischen optimaler Maschinennutzung und kollek-
tiver Freizeit an Bedeutung, wenn allgemein kür-
zere Arbeitszeiten neue Arbeits- und Betriebszeit-
arrangements zulassen, wie es zum Beispiel beim
6-Stunden-Tag möglich ist.
Eine Ausweitung der Kapitalnutzungszeiten ohne
Arbeitszeitverkürzung wird gesamtwirtschaftlich
die Arbeitsmarktprobleme nicht lösen können. Zu
Wirtschaftswachstum führt die Verminderung der
durchschnittlichen Kapitalkosten durch Auswei-
tung der Masehinennutzungszeiten nur dann, wenn
die Kostensenkungen auf ungesättigte Nachfrage
stoßen. Ist die Nachfrage begrenzt, kommt es zu
Konzentrationsprozessen bei den Unternehmen,
also zu gleichzeitigem Ab- und Aufbau betriebli-
cher Beschäftigung. Gesamtwirtschaftlich können
sich diese direkten Beschäftigungseffekte neutrali-
sieren, aber gleichzeitig wird bei optimaler Nut-
zung der maschinellen Anlagen auch die Investi-
tionsgüternachfrage zurückgehen, so daß der



Netto-Beschäftigungseffekt eher negativ zu beur-
teilen ist ).10

Ein weiteres Argument gegen die Arbeitszeitver-
kürzung und vor allem gegen die tarifliche Wochen-
arbeitszeitverkürzung und die Begrenzung von
Überstunden ist die sogenannte „Facharbeiter-
lücke“. Qualifizierte Arbeitnehmer seien am bun-
desrepublikanischen Arbeitsmarkt nicht zu finden,
weshalb eine Verkürzung der Arbeitszeiten zu wirt-
schaftswachstumshemmenden Personalengpässen
führen muß. Zwar gibt es für einzelne Unterneh-
men immer wieder Schwierigkeiten, spezifische
Qualifikationen am externen Arbeitsmarkt zu er-
halten, aber es wird offenbar von den Unternehmen
mit zunehmender Dauer des Arbeitsangebotsüber-
hanges auch eine höhere Kongruenz von gewünsch-

tem Qualifikationsprofil und aktuell vorhandenen
Qualifikationen des neuen Mitarbeiters erwartet.
Auf der Basis von 38 Berufsgruppen zeigt sich, daß
es in der Bundesrepublik keine einzige Berufs-
gruppe gibt, in der die Arbeitslosigkeit im Zeitraum
von 1980 bis 1985 nicht zugenommen hat. Selbst in
diesem Fünf-Jahres-Zeitraum ist es dabei zu Verän-
derungen der Zahl beschäftigter Personen von über
20 Prozent sowohl nach oben (Gesundheitsdienst-
berufe) als auch nach unten (Textil- und Beklei-
dungsberufe) gekommen110 ). Das Arbeitsangebot
in der Bundesrepublik weist also offenbar eine be-
rufsgruppenspezifische Elastizität auf. Eine globale
Qualifikationslücke kann für die Bundesrepublik
jedenfalls nicht festgestellt werden — ein Ergebnis,
das auch durch Analysen zur strukturellen Arbeits-
losigkeit gestützt wird 12).

10) In diesem Zusammenhang wird auch eine Verlängerung
der Ladenöffnungszeiten vorgeschlagen, die geeignet seien,
die Nachfrage zu erhöhen. Zweifellos sind längere Ladenöff-
nungszeiten geeignet, die Kapitalkosten im Einzelhandel zu
senken und das Einkäufen für die Konsumenten angenehmer
zu gestalten, was angesichts steigender Frauenerwerbstätig-
keit an Bedeutung gewinnen wird. Ob aber eine wesentliche
Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Konsumnachfrage
über verlängerte Ladcnöffnungszciten zu erreichen ist. bleibt
zweifelhaft, wenn auch sicherlich positive Beschäftigungsef-
fekte dieser Maßnahmen im Einzelhandel zu erwarten sind,
was aber in dem Maße kostensteigernd ist. wie dies ohne
Absatzsteigerung geschieht. Der Verkauf ist um so produk-
tiver. je stärker die Öffnungszeiten konzentriert werden kön-
nen. Gleichzeitig nimmt aber auch die Unannehmlichkeit für
die Konsumenten zu.
11) Vgl. R. Schettkat. Innovation und Arbeitsmarktdyna-
mik. Berlin-New York 1989.
12) Vgl. W. Franz, Beschäftigungsprobleme aufgrund von
Inflexibilitäten auf Arbeitsmärkten?, Discussion Paper
Nr. 340-87. Universität Stuttgart 1987.

13) Vgl. Metall, Zeitung der IG Metall, (1989) 21, S. 14ff.
14) Vgl. R. Schettkat/M. Wagner (Hrsg.). Technologischer
Wandel und Beschäftigung. Berlin-New York 1989.
15) Vgl. F. W. Scharpf/R. Schettkat. Arbeitszeitverkürzun-
gen als flankierendes Instrument einer wachstumsorientier-
ten Beschäftigungspolitik, in: H.-J. Krupp/B. Rohwer.
K. W. Rothschild (Hrsg.), Wege zur Vollbeschäftigung.
Freiburg 1986.

III. Spezifische Arbeitsumverteilungspolitiken

1. Wochenarbeitszeitverkürzung

Auf dem Höhepunkt der Tarifauseinandersetzun-
gen um die Verkürzung der Wochenarbeitszeit im
Jahre 1984 wurden die Ökonomen, die eine Ar-
beitszeitverkürzung aus beschäftigungspolitischen
Gründen befürworteten, teilweise noch als verant-
wortungslos und unwissenschaftlich kritisiert. Mitt-
lerweile liegen Erfahrungen mit Arbeitszeitverkür-
zungen vor, und positive Beschäftigungseffekte wer-
den der Wochenarbeitszeitverkürzung kaum noch
ernsthaft abgesprochen. Allerdings gibt es eine
große Bandbreite der Schätzungen zu den Beschäf-
tigungseffekten, die für die Metallindustrie am un-
teren Rand mit 10 000 — 20 000 zusätzlichen Be-
schäftigten beziffert (Gesamtmetall) und am obe-

ren Rand auf 200 000 zusätzliche Beschäftigte ge-
schätzt werden ). Beide Tarifparteien13 stützen sich 
bei ihren Schätzungen der Beschäftigungseffekte
auf Umfragen, die jedoch aus methodischen Grün-
den kaum geeignet sind, Beschäftigungseffekte zu
ermitteln ).14

Die bisherigen Vereinbarungen zur Wochenar-
beitszeitverkürzungzeichnen sich dadurch aus. daß
sie eine relativ geringe Reduzierung der Arbeitszeit
pro Jahr vorsehen. In der Metallindustrie, dem
Vorreiter in der Arbeitszeitverkürzung, wurde im
April 1985 zunächst die 38.5-Stunden-Woche einge-
führt und 1989 eine Wochenarbeitszeit von 37 Stun-
den erreicht. Mithin betrug die jahresdurchschnitt-
liche Wochenarbeitszeitverkürzung in der Metallin-
dustrie eine % Stunde und bewegte sich damit unge-
fähr im Rahmen der Produktivitätsfortschritte. Von
einer solchen produktivitätsorientierten Arbeits-
zeitverkürzung kann kein substantieller Abbau der
Arbeitslosigkeit erwartet werden. Dennoch ist die
Beschäftigungswirksamkeit von kleinen Schritten
der Arbeitszeitverkürzung beachtlich: Bei stagnie-
rendem Wirtschaftswachstum können so vorhan-
dene Arbeitsplätze gesichert werden und bei einem
konjunkturellen Aufschwung werden zusätzliche
Neueinstellungen erforderlich ).15



Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung
(DIW) schließt aus der Analyse der Produktivitäts-
entwicklung in der Metallindustrie, daß die Arbeits-
zeitverkürzung von 40 auf 38,5-Wochenstunden
kaum zu induzierten Produktivitätseffekten geführt
hat. Zu zwei Dritteln wurde die eineinhalbstündige
Arbeitszeitverkürzung nach den Berechnungen des
DIW arbeitszeitwirksam, d. h. führte entweder zu
mehr Überstunden oder zusätzlichen Einstellun-
gen. Die Beschäftigungswirksamkeit wurde durch
die Zunahme der Überstunden reduziert, so daß
nur etwa die Hälfte der tariflichen Wochenar-
beitszeitverkürzung in Einstellungen umgesetzt
wurde. Dies entspricht nach den Angaben des DIW
rund 50 000 Arbeitern in der Metallindustrie16).

Zusätzlich zu den Neueinstellungen hat die Arbeits-
zeitverkürzung in der Metallindustrie auch bewirkt,
daß in den stagnierenden Branchen die Beschäfti-
gung gesichert wurde. Das DIW weist zudem
darauf hin, daß die arbeitszeitverkürzungsindu-
zierte Überstundenerhöhung in einem möglichen
Konjunkturabschwung beschäftigungsstabilisie-
rend wirken würde, denn bei rückläufiger Konjunk-
tur würden zunächst die Überstunden abgebaut
werden. Die Arbeitszeitverkürzung wirkt insofern
auch längerfristig beschäftigungssichemd. Be-
grenzte Schritte der Arbeitszeitverkürzung können
also durchaus zu positiven, wenn auch geringen
Beschäftigungseffekten führen und bestehende Be-
schäftigungsverhältnisse kurz- und auch mittelfri-
stig sichern. Allerdings ist von diesen kleinen
Schritten der Arbeitszeitverkürzung kein rascher
Abbau der Massenarbeitslosigkeit zu erwarten.
Hierzu müßten große Schritte der Arbeitszeitver-
kürzung eingeleitet werden, die aber von den Tarif-
parteien alleine nicht mehr durchgesetzt werden
können, denn sie würden den durch die Produktivi-
tätsfortschritte abgesteckten Verteilungsspielraum
überschreiten. Eine solche Arbeitszeitverkürzungs-
politik der großen Schritte kann nicht mehr gleich-
zeitig einkommensneutral für die Arbeitnehmer
(d. h. mit vollem Lohnausgleich) und kostenneutral
für die Arbeitgeber sein.

Lohnverzicht und Lohnkostensteigerungen hätten
jedoch negative Folgen für die weitere ökonomi-
sche Entwicklung, da sowohl von der Verminde-
rung der Realeinkommen der Beschäftigten als
auch von einer Erhöhung der realen Lohnstückko-
sten negative Effekte auf das gesamtwirtschaftliche
Produktionsvolumen ausgehen können. Dieses Di-
lemma kann durch Tarifpolitik allein kaum gelöst
werden; erst eine öffentliche Politik zur Unterstüt-
zung der beschäftigungsschaffenden Arbeitszeitver-

kürzungen könnte den Verteilungsspielraum erhö-
hen und größere Schritte der Wochenarbeitszeit-
verkürzung ermöglichen. Dem im Stabilitäts- und
Wachstumsgesetz definierten Interesse des Staates
aneinem hohen Beschäftigtenstand entspricht auch
ein fiskalisches Interesse, denn jedes zusätzliche
Vollzeit-Beschäftigungsverhältnis entlastet die öf-
fentlichen Kassen um etwa 21 000 DM pro
Jahr17).

Wie in dem von Scharpf/Schettkat (1986) entwickel-
ten Modell dargelegt, können diese Entlastungsef-
fekte in öffentlichen Haushalten unter bestimmten
Bedingungen für die Subventionierung zusätzlicher
Beschäftigungsverhältnisse verwendet werden. Da-
mit wäre eine Reduzierung der Arbeitszeit in grö-
ßeren Schritten als bisher möglich. Kosten, die an-
derenfalls für die Finanzierung von Arbeitslosigkeit
aufgewendet werden, werden in Kosten der Be-
schäftigung transformiert. Eine derartige Politik
setzt allerdings den politischen Willen zur Unter-
stützung der Tarifparteien bei ihren beschäftigungs-
politischen Bemühungen voraus.

Obwohl der skizzierte Politikvorschlag für eine Ar-
beitszeitverkürzung in großen Schritten prinzipiell
auch im öffentlichen Dienst anwendbar ist18), un-
terscheiden sich doch die Wirkungsbedingungen ei-
ner Arbeitszeitverkürzung in der öffentlichen und
privaten Wirtschaft grundsätzlich voneinander. Im
öffentlichen Dienst kann unter gegebenen Finanz-
restriktionen und der relativ großen Unabhängig-
keit der Beschäftigung von der Nachfrage nach den 
Leistungen des öffentlichen Dienstes davon ausge-
gangen werden, daß eine bestimmte Lohnsumme
zur Verteilung auf wenige oder viele Köpfe zur Ver-
fügung steht (Lohnfonds). Im Prinzip ist es also
möglich, durch Lohnzurückhaltung auch unter Fi-
nanzierungsrestriktionen im öffentlichen Dienst die
Beschäftigungszahl zu erhöhen. Allerdings ist dies 
kein automatischer Mechanismus, und die Beschäf-
tigten und ihre Gewerkschaften müssen befürchten,
daß jede Lohnzurückhaltung zwar zu Kosteneinspa-
rungen führt, diese aber von den öffentlichen Ar-
beitgebern nicht für Mehrbeschäftigung, sondern
zur Haushaltskonsolidierung genutzt wird. Aber
auch hier können die politischen Instanzen Signale
setzen, wenn sie eine Ümsetzung kollektivvertragli-
cher oder auch individueller Arbeitszeitverkürzun-
gen in zusätzliche Beschäftigung garantieren, was
aufgrund der Besonderheiten des öffentlichen
Dienstes möglich ist19).



2. Begrenzung der Überstunden

Die Begrenzung von Mehrarbeit ist eine weitere
Komponente der Arbeitsumverteilungspolitik, die
flankierend zu anderen Formen der Arbeitszeitver-
kürzung eingesetzt werden kann. Überstunden bie-
ten Unternehmen die Möglichkeit, betriebliche
Engpässe, saisonale Schwankungen oder Auftrags-
spitzen abzufangen; sie stellen für die Unternehmen
eine notwendige „Flexibilisierungsreserve“ dar, mit
der kurzfristige Schwankungen im Personalbedarf
ausgeglichen werden können. Umgekehrt wirken
Überstunden aber auch beschäftigungshemmend,
wenn sie von den Unternehmen zur Deckung des
mittel- und langfristigen Personalbedarfs genutzt
werden. Bei einer solchen Personalpolitik der „un-
teren Linie“, d. h. bei einem relativ niedrigen Be-
stand an dauerhaften Beschäftigungsverhältnissen,
müssen schon geringfügige Auftragszuwächse
durch Überstunden und immer häufiger auch durch
instabile Beschäftigungsverhältnisse (wie Zeitver-
träge/Leiharbeit) bewältigt werden20).

Die Zahl der bezahlten Mehrarbeitsstunden betrug
198b 1,6 Milliarden; dies entspricht rein rechnerisch
über 900 000 Vollzeitarbeitsplätzen. Auch wenn
man in Rechnung stellt, daß gewisse Flexibilitäts-
reserven auf betrieblicher Ebene erhalten bleiben
müssen, bietet die Beschränkung von Überstunden
angesichts dieser Dimension ein beschäftigungspo-
litisches Handlungspotential. Die Arbeitszeitord-
nung (AZO) von 1938 und der neue Entwurf des
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung sind
in dieser Frage jedoch unzureichend. In den Rah-
menvorgaben geht der neue Entwurf — was die
Möglichkeiten der Ausdehnung der Arbeitszeit auf
täglich zehn Stunden und wöchentlich auf 60 Stun-
den angeht — sogar über die bisherige Regelung
hinaus und erlaubt den Unternehmen eine Fortset-
zung der Personalpolitik der „unteren Linie“.

Eine gesetzliche Begrenzung von Überstunden ent-
sprechend den im Bundesrat abgelehnten Gesetz-
entwurf des Landes Nordrhein-Westfalen könnte
folgende Regelung enthalten: Arbeitszeiten, die die
tarifliche Wochenarbeitszeit überschreiten (1986:
wenn 39 Wochenstunden um acht Stunden monat-
lich überschritten werden), müssen mit Freizeit aus-
geglichen werden. Für den Freizeitausgleich ist ein
Dreimonatszeitraum vorzusehen, der bei dringen-
den betrieblichen Erfordernissen um einen weite-
ren Monat verlängert werden könnte. Neben einer
solchen Regelung sind auch gesetzliche Obergren-
zen für Mehrarbeit pro Jahr denkbar: So sind z. B.

in Schweden maximal 200 Stunden Mehrarbeit pro
Jahr für jeden Beschäftigten (also auch für Teilzeit-
beschäftigte) erlaubt — eine Regelung, die den
Unternehmen die notwendige Flexibilität gibt,
die aber zugleich verhindert, daß kontinuierlich
eine Personalpolitik der „unteren Linie“ verfolgt
wird.

Unter beschäftigungspolitischen Gesichtspunkten
reicht es vermutlich nicht aus, Überstundenarbeit
durch tarifliche Zuschläge zu „verteuern“ und über
diesen Preismechanismus auf eine Reduzierung zu
hoffen. Eine gesetzliche Begrenzung der Mehrar-
beit muß einerseits die kurzfristige Flexibilität der
Unternehmen erhalten, schafft andererseits aber
auch Umverteilungspotentiale und eröffnet da-
durch neue Beschäftigungschancen.

3. Flexibilisierung der Arbeits- und Betriebs-
zeiten

Die über die gegenwärtig üblichen Schicht-, Wo-
chenendarbeit- und Gleitzeit-Regelungen hinaus-
gehende Flexibilisierung der Arbeitszeiten ist ein
von den Arbeitgeberverbänden präferiertes Modell
der Arbeitszeitpolitik. Ihr Interesse ist es vor allem,
den Arbeitskräfteeinsatz besser an den arbeitstägli-
chen, arbeitswöchentlichen, saisonal oder konjunk-
turell schwankenden Arbeitskräftebedarf anzupas-
sen, Überstundenzuschläge zu vermeiden und so
die Arbeitskosten zu senken. Zudem trägt eine
Ausweitung der Betriebszeiten zu einer besseren
Auslastung der Produktionskapazitäten bei und
kann in einigen Fällen auch eine gleichmäßigere
Qualität der Produktion ermöglichen.

Neben traditionellen Modellen der Schichtarbeit,
die nun auf Wochenendschichten ausgedehnt wer-
den sollen und bei denen keine individuellen Wahl-
möglichkeiten bestehen (es sei denn bei der erstma-
ligen Einführung neuer Schicht- oder Wochen-
endarbeit), wird eine individuelle Flexibilisierung
der Arbeitszeiten diskutiert. Stärkere individuelle
Wahlmöglichkeiten könnten dabei auch den (durch
Familienpflichten oder Freizeitwünsche definier-
ten) Interessen der Arbeitnehmer entgegenkom-
men. Allerdings zeigen alle Untersuchungen, daß
sich die Bedürfnisse von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern insoweit unterscheiden, als die Mehrheit
der Arbeitnehmer nicht an einer weiteren Ausdeh-
nung von Nacht-, Schicht- und Wochenendarbeit
interessiert ist. Eine an den Interessen der Arbeit-
nehmer ausgerichtete Flexibilisierung der Arbeits-
zeiten scheint uns am ehesten über die Ausweitung
individueller Freistellungsansprüche gewährleistet
(siehe dazu weiter unten).



Die Auswirkungen flexibler Arbeitszeitregelungen
auf das Beschäftigungsniveau sind insgesamt eher
negativ zu beurteilen: In dem Maße, wie flexible
Arbeitszeitformen dazu führen, den jeweiligen Ar-
beitsanfall zeitlich besser mit dem Arbeitskräfteein-
satz zu synchronisieren, werden Leerzeiten entfal-
len, und die durchschnittliche Arbeitsintensität
wird zunehmen21)- Das insgesamt nachgefragte Ar-
beitszeitvolumen wird sich dadurch reduzieren. Zu
einer positiven Beschäftigungsentwicklung könnte
es nur dann kommen, wenn die so erreichte Lohn-
kostenreduzierung zu Preissenkungen führt und
eine entsprechende zahlungskräftige Nachfrage da-
durch mobilisiert wird. Eine Verlängerung der Ka-
pitalnutzungszeiten und damit verbundene mögli-
che Preissenkungen können ebenfalls die gesamt-
wirtschaftliche reale Nachfrage erhöhen, werden
aber auch zu Konzentrationsprozessen führen, wes-
halb die für einzelne Betriebe positiven Beschäfti-
gungseffekte keinesfalls mit den gesamtwirtschaftli-
chen Beschäftigungseffekten gleichgesetzt werden
dürfen22).

4. Ausweitung der Teilzeitarbeit

Beschäftigungspolitische Hoffnungen richten sich
deswegen weniger auf eine generelle Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit als vielmehr auf eine Auswei-
tung der Teilzeitbeschäftigung. Schon in den ver-
gangenen Jahren ist die sozialversicherungspflich-
tige wie auch die nichtsozialversicherungspflichtige
Teilzeitbeschäftigung angestiegen. Zu den 2,2 Mil-
lionen sozialversicherungspflichtig beschäftigten
Teilzeitarbeitskräften (vgl. Tabelle 2) kommen
noch einmal ca. 2,3 Millionen nichtsozialversicherte
Teilzeitkräfte, die nur über das Einkommen aus
dieser Teilzeitarbeit verfügen, hinzu23).

Die Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung hat die
Zahl der Beschäftigten insgesamt erhöht. Ver-
mehrte Teilzeitarbeit führt aber nicht zu einer Aus-
weitung des Arbeitsvolumens, sondern ist vielmehr
eine Arbeitsumverteilungspolitik, die — bezogen
auf die individuellen Beschäftigungsverhältnisse —
eine extrem große Reduzierung der Arbeitszeit mit
entsprechend großen Einkommenseinbußen und
langfristigen Auswirkungen auf die Rentenansprü-
che bedeutet.

Einer gesellschaftspolitisch wünschenswerten Aus-
weitung und Aufwertung der Teilzeitarbeit für
Männer und Frauen stehen nicht nur die überkom-
menen Familienstrukturen, sondern auch die Prin-
zipien der Rentenversicherung entgegen, die eine
ausreichende Altersversorgung nur denjenigen bie-
tet. die lebenslang vollzeiterwerbstätig waren
oder als Ehepartner eines Vollzeit-Erwerbstätigen
mitversorgt wurden24). Dieser Zusammenhang be-
deutet, daß Teilzeitarbeitsplätze vor allem für „mit-
verdienende“ Ehefrauen sozial akzeptabel sind.
80 Prozent der teilzeitbeschäftigten Frauen leben
denn auch in Haushalten mit einem weiteren Er-
werbstätigen, der zumeist ein „Vollzeiteinkom-
men“ bezieht. Aber 20 Prozent leben auch in Haus-
halten, in denen das „Teilzeiteinkommen“ das ein-
zige Erwerbseinkommen ist25). Insbesondere
Frauen mit prekären Teilzeitstellen leben in Haus-
halten, die nur ein unterdurchschnittliches Haus-
haltseinkommen beziehen, so daß selbst ihr gerin-
ges Einkommen für die Aufrechterhaltung des Le-
bensniveaus notwendig ist. Unter diesen Umstän-
den erscheint eine weitere Ausweitung insbeson-
dere der geringfügigen Teilzeitbeschäftigung soial-
politisch problematisch26).

Untersuchungen zeigen, daß sich die Arbeitszeit-
wünsche der meisten Teilzeitbeschäftigten auf ein
Stundenvolumen von 20 bis 34 Stunden beziehen;
geringfügige Teilzeitbeschäftigungen werden — zu-
mindest, was den Stundenumfang angeht — oft
„unfreiwillig“ angenommen27).

Die Ausweitung von Teilzeitbeschäftigungen insge-
samt und besonders im expandierenden Dienstlei-
stungssektor hat zu einer Erhöhung der Zahl be-
schäftigter Frauen ünd ihres Anteils am Arbeitsvo-
lumen beigetragen28). Befragungen zeigen, daß vor
allem auf Seiten der Frauen ein großes Interesse an
Teilzeitbeschäftigung besteht, da damit die Mög-
lichkeit gegeben ist, Berufstätigkeit mit familiären
Aufgaben zu vereinbaren29).

Die bisherige Praxis zeigt allerdings, daß Teilzeitar-
beit meist nur in gering qualifizierten und gering



entlohnten Tätigkeiten angeboten wird ). Es fehlt
an beruflichen Aufstiegsmöglichkeiten, eine eigen
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-
ständige Altersversorgung kann nur mangelhaft
aufgebaut werden, und in vielen Tarifverträgen sind
Teilzeitbeschäftigte hinsichtlich des Kündigungs-
schutzes, der Urlaubsregelungen, der betrieblichen
Altersversorgung etc. deutlich schlechter gestellt
als Vollzeitbeschäftigte.

Die Unternehmen sind an Teilzeitbeschäftigung un-
ter der Bedingung eines hohen Arbeitsüberangebo-
tes vor allem dann interessiert, wenn es damit ge-
lingt, den Arbeitskräfteeinsatz präziser an den be-
trieblichen Arbeitskräftebedarf anzupassen. „Im
Extremfall könnte also durch die Aufteilung vor-
handener Vollzeit-Arbeitsplätze auf eine größere
Anzahl von Teilzeit-Beschäftigten eine flexible, lei-
stungsfähige und kostengünstige Arbeitskraft-Re-
serve für den Fall einer notwendigen Produktions-
ausweitung vorgehalten werden.“31) Variable Ar-
beitszeiten gehen gegenwärtig schon häufig mit
Teilzeitbeschäftigungen einher, und Teilzeitarbeits-
plätze werden bisher neben dem öffentlichen Sek-
tor (insbesondere im Beamtenbereich) vor allem im
privaten Dienstleistungssektor angeboten, wo noch
mehr als im verarbeitenden Gewerbe ein variabler
Arbeitsanfall auftritt.

Insbesondere im privaten Dienstleistungssektor
nimmt der Einsatz flexibler, zum Teil auch prekärer
Teilzeitbeschäftigung zu, während private Indu-
striebetriebe statt Teilzeitarbeit andere Formen des
flexiblen Arbeitskräfteeinsatzes wie Überstunden.
Kurzarbeit, Aushilfsarbeit, befristete Einstellungen
und Leiharbeit bevorzugen. Eine Ausweitung der
Teilzeitbeschäftigung in gut bezahlten, hoch quali-
fizierten Arbeitsbereichen des privaten Sektors ist
unter gegenwärtigen Bedingungen nur in den Berei-
chen durchzusetzen, in denen eine Übernachfrage
nach spezifischen Qualifikationen — wie in Teilen
des EDV-Bereiches — besteht. Eine allgemeine
Erhöhung des Teilzeitanteils in gehobenen Positio-
nen der privaten Wirtschaft ist gegenwärtig relativ
unwahrscheinlich ).32

Bei der Beurteilung des gesellschaftspolitischen
Nutzens einer Ausdehnung der Teilzeitarbeit als
Beschäftigungsangebot für Frauen, die Familie und
Beruf in dieser Weise vereinbaren müssen oder
wollen, ist zwischen zwei verschiedenen Aspekten
zu unterscheiden: Erfahrungen in anderen OECD-
Ländern zeigen, daß ein vermehrtes Angebot an
Teilzeitarbeitsplätzen die Integration von Frauen in
den Arbeitsmarkt unterstützen und unter gewissen
Rahmenbedingungen des Arbeits- und Sozialsy-
stems flexible Optionen für die Arbeitnehmerinnen
eröffnen kann33). Bezogen auf Gleichstellungsziel-
setzungen zeigen jedoch die Entwicklungen in
Schweden — d. h. in einem Land, in dem die Aus-
weitung der Teilzeitarbeit als ein erster Schritt zu
einer beruflichen Gleichstellung von Männern und
Frauen begriffen wurde —, daß Teilzeitbeschäfti-
gung nicht dazu beigetragen hat. die Arbeitsteilung
innerhalb der Familien zu verändern. Die zuerst in
Schweden erhobene Forderung nach einem 6-Stun-
den-Tag für alle Arbeitnehmer geht auf die Hoff-
nung zurück, daß eine allgemeine Reduzierung der
täglichen Arbeitszeit die Chance einer beruflichen
und familiären Gleichstellung für Männer und
Frauen eröffnet.

Obwohl Teilzeitarbeit in der gegenwärtigen Situa-
tion für viele Frauen eine Option zur Vereinbarkeit
von Familie und Beruf darstellt, ist eine generelle
Ausweitung der Teilzeitarbeit als Mittel zur Redu-
zierung der Massenarbeitslosigkeit nur bedingt ge-
eignet. denn die vorübergehende Annahme einer
Teilzeitbeschäftigung kann sich als Sackgasse er-
weisen, wenn nicht eine Rückkehr zu Vollzeitarbeit
(und Einkommen) ermöglicht wird. Es gibt deshalb
einen erheblichen staatlichen Handlungsbedarf im
Bereich der arbeits- und sozialrechtlichen Absiche-
rung von (bestehenden) Teilzeitbeschäftigungen.
Eine ausreichende Alterssicherung auch für Perso-
nen. die aus Gründen der Arbeitsplatzknappheit,
unfreiwilliger Unterbeschäftigung oder sozial er-
wünschter partieller Nichterwerbstätigkeit (z. B.
zur Kindererziehung) Versicherungslücken aufwei-
sen, könnte durch eine andere Berechnungsgrund-
lage der Rentenhöhe erreicht werden.

Das sogenannte Geringfügigkeitsprinzip in der
Renten-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung,
das die Zunahme sozial ungeschützter, prekärer
Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse ermöglicht hat,
müßte aufgegeben werden. Ein Modell dafür
könnte die Orientierung der Arbeitgeberbeiträge



zur Sozialversicherung an der betrieblichen Lohn-
summe sein — was eine von der Arbeitszeitstruktur
unabhängige Finanzierung der Sozialversicherung
ermöglicht sowie auf Seiten der Arbeitgeber und
Arbeitnehmer die Anreize für eine sozialversiche-
rungsfreie Beschäftigung aufhebt. Durch das Be-
schäftigungsförderungsgesetz von 1986 wurden
Teilzeitbeschäftigte arbeitsrechtlich den Vollzeitbe-
schäftigten gleichgestellt, allerdings läßt das Gesetz
zu viele Ausnahmen zu und stellt insofern nur eine
Mindestnorm dar. Auch die Tarifvertragsparteien
sind aufgefordert, die bestehenden Ungleichbe-
handlungen von Teilzeitbeschäftigten (z. B. im Be-
reich der betrieblichen Zusatzleistungen) zu besei-
tigen.

5. Verkürzung der Lebensarbeitszeit

Die Verkürzung der Lebensarbeitszeit mit Hilfe der
gesetzlichen Vorruhestandsregelung, die bei Wie-
derbesetzung des Arbeitsplatzes aus dem Haushalt
der Bundesanstalt für Arbeit finanziell gefördert
wurde, war der einzige Bereich im Rahmen der
Arbeitszeitpolitik, in den die Bundesregierung bis-
her unterstützend eingewirkt hat. Vorruhestandsre-
gelungen sehen im Kem eine Reduzierung des Ar-
beitskräfteangebotes vor und zielen auf eine perso-
nelle Umverteilung des Arbeitsvolumens zwischen
Älteren und Jüngeren. Sie sind damit kein Instru-
ment zur Erhöhung der Beschäftigtenzahl, sondern
ein Mittel zur intergenerativen Arbeitsumvertei-
lung ).34

Als Alternative zur Wochenarbeitszeitverkürzung
eingeführt, sah das Vorruhestandsgesetz von 1984
(befristet bis Ende 1988) vor. daß sich die Bundes-
anstalt für Arbeit (BA) dann finanziell an den Ko-
sten eines Vorruhestandes beteiligt, wenn der Ar-
beitsplatz mit einem Arbeitslosen oder Auszubil-
denden wiederbesetzt wird und der Vorruheständ-
ler vom Arbeitgeber mindestens 65 Prozent seines
vorherigen Bruttolohns bezieht.

Ging man 1984 bei Verabschiedung des Vorruhe-
standsgesetzes noch davon aus. daß das Potential

für eine solche Regelung mindestens 750 000 Ar-
beitnehmer/innen zwischen 58 und 63 Jahren be-
trage und daß davon ca. 50 Prozent ein entspre-
chendes Angebot des Arbeitgebers nutzen würden,
so kann heute festgestellt werden, daß die Inan-
spruchnahme des Vorruhestandes weit hinter den
Erwartungen zurückblieb. Von 1984 bis Mitte 1988
nahmen insgesamt 150 000 Arbeitnehmer Vorruhe-
standsregelungen in Anspruch35). Dies liegt zum
Teil daran, daß nur für etwa ein Drittel der Betrof-
fenen entsprechende Tarifverträge abgeschlossen
wurden. In einigen Tarifverträgen finden sich ein-
schränkende Klauseln wie z. B. Einspruchsrechte
des Arbeitgebers, Überforderungsklauseln zugun-
sten der Betriebe, Vorruhestandsbeginn erst mit
58,5 Jahren oder bei einer bestimmten Dauer der
Betriebszugehörigkeit.

Daneben spielte die geringere finanzielle Attrakti-
vität der Vorruhestandsregelung gegenüber ande-
ren Formen der „Frühverrentung“ eine große Rolle
bei der Inanspruchnahme: Nur in wenigen Tarifver-
trägen (wie beispielsweise im Baugewerbe) erhiel-
ten die Vorruheständler mehr als 70 Prozent des
letzten Bruttoentgeltes; alle Vorruhestandsleistun-
gen, die die Summe von 000 DM im Jahr über36 -
stiegen, mußten versteuert werden; die Vorruhe-
ständler mußten darüber hinaus 50 Prozent der Bei-
träge zur Renten- und Krankenversicherung von
ihrer Vorruhestandsrente bezahlen. Im Einzelfall
war also ein Ausscheiden aus dem Betrieb im Rah-
men einer Sozialplanregelung mit Inanspruch-
nahme einer vorgezogenen Altersrente für Arbeit-
nehmer finanziell attraktiver.

Auch für die Arbeitgeber sind andere Formen der
Frühverrentung finanziell attraktiver als die Vorru-
hestandsregelung: So mußte der Arbeitgeber bis
zum frühest möglichen Beginn eines Rentenan-
spruchs, maximal bis zum 65. Lebensjahr, Vorruhe-
standsgeld bezahlen, und selbst dann, wenn er den
Arbeitsplatz wiederbesetzte und einen 35prozenti-
gen Zuschuß zu diesen Aufwendungen von der BA
erhielt, entstanden betrieblich durchschnittliche
Kosten von 80 000 DM pro Arbeitnehmer, der den
Vorruhestand in Anspruch nahm36). Wesentlich at-
traktiver scheint für Unternehmen nach wie vor die
Nutzung der sogenannten 59er-Regelung, die
bei einer Entlassung von Arbeitnehmern über



58 Jahren vorsieht, daß diese mit 60 Jahren nach
mindestens zwölf Monaten Arbeitslosigkeit eine
vorgezogene Rente beziehen können. Seit der
Arbeitslosengeldbezug 1987 für ältere Arbeitslose
auf 32 Monate verlängert wurde, hat sich die 59er-
Regelung de facto zu einer 57 Jahre und vier Mo-
nate-Regelung verändert37). Durch die Neurege-
lung des § 105 c AFG 1986 können Arbeitslose, die
älter als 58 Jahre sind, Arbeitslosengeld auch dann
beziehen, wenn sie dem Arbeitsmarkt nicht mehr
zur Verfügung stehen. Damit ist die Inanspruch-
nahme der 59er-Regelung weiter erleichtert wor-
den38).

Auch wenn die sehr hoch angesetzten Erwartungen
hinsichtlich der Inanspruchnahme des Vorruhe-
standsgesetz nicht erfüllt wurden, so hat diese Re-
gelung doch zu einer Entlastung des Arbeits-
marktes beigetragen, da ein Teil der freigeworde-
nen Arbeitsplätze wieder besetzt wurde. Die
Quote der mit einem Zuschuß der BA wieder-
besetzten Arbeitsplätze variierte zwar stark zwi-
schen den Branchen, sie liegt jedoch mit etwa
50 Prozent über den Erwartungen39). Der gesam-
te beschäftigungswirksame Effekt der Vorruhe-
standsregelungen wird auf 80 000 Arbeitsplätze ge-
schätzt.

Der Ersatz der Vorruhestandsregelung durch eine
Teilrenten-/Teilzeitregelung für ältere Arbeitneh-
mer zum 1. Januar 1989 basiert im wesentlichen auf
zwei Überlegungen: Die Diskussion über den Über-
gang von der Berufstätigkeit in die Rente wurde in 
den letzten Jahren völlig vom Ziel der Entlastung
des Arbeitsmarktes beherrscht. Erkenntnisse über
die Problematik eines plötzlichen Übergangs in die
Rente schienen ebenso verdrängt wie Hinweise dar-
auf, daß bei der gegenwärtigen Konstruktion end-
gültige Entscheidungen über den Ausstieg aus dem
Erwerbsleben getroffen werden müssen, daß Früh-
verrentung erhebliche Einkommenseinbußen be-
deuten kann und daß die Zugangsvoraussetzungen
zu Rente und Vorruhestand nach bisheriger Berufs-
biographie und Geschlecht ungleich verteilt
sind40). Nicht nur diese Argumente, die beispiels-
weise in den USA zur Aufhebung jeglicher Alters-
grenzen führten, sondern auch die finanzielle Situa-
tion der Rentenversicherung führten nun dazu, ein

neues Modell des Übergangs in die Altersrente zu
entwickeln41).
Auch in anderen westlichen Ländern werden Teil-
zeit-/Teilrenten-Regelungen praktiziert: So haben
z. B. seit 1976 in Schweden Arbeitnehmer (seit
1980 auch Selbständige) zwischen 60 und 65 Jahren
die gesetzlich verankerte Möglichkeit, eine Teilzeit-
beschäftigung mit einer Teilrente zu kombinieren.
Voraussetzung ist, daß sie mindestens fünf Monate
während des letzten Jahres und mindestens zehn
Jahre vor Vollendung ihres 55. Lebensjahres er-
werbstätig waren. Die Arbeitszeit muß um minde-
stens fünf Stunden wöchentlich reduziert werden,
aber mindestens noch 17 Stunden betragen. Die
Teilzeitarbeit wird mit dem bisherigen Lohn vergü-
tet, während die Teilrente 65 Prozent (zwischen
1981 und 1987 50 Prozent) der Einkommensdiffe-
renz beträgt. Die Teilrente muß zwar versteuert
werden, aber angesichts der starken Steuerprogres-
sion erhalten die Teilrentenempfänger bei einer
Reduktion der Arbeitszeit auf 20 Wochenstunden
etwa 80 Prozent des vorherigen Nettoeinkommens.
Die schwedische Teilrente wird durch Arbeitgeber-
beiträge in Höhe von 0,5 Prozent der Lohn- und
Gehaltssumme finanziert. Bis 1981 nahmen etwa
25 Prozent der Berechtigten diese Möglichkeit des
gleitenden Übergangs in den Ruhestand wahr; nach
1982 sank die Inanspruchnahme, was u. a. auf die
Reduzierung der Teilrente zurückgeführt wird42).
Analysen zeigen, daß die Teilrente in Schweden
nicht so sehr die Entscheidung zwischen Ruhestand
und Erwerbstätigkeit als vielmehr die Wahl zwi-
schen Vollzeit- und Teilzeitarbeit beeinflußt hat43).
Wesentlich für die relativ hohe Inanspruchnahme
sind zwei Faktoren: Zum einen ist das Versorgungs-
niveau im schwedischen Teilrentenmodell relativ
hoch, zum anderen besteht offenbar kein gravieren-
der Mangel an Teilzeitarbeitsplätzen für ältere Ar-
beitnehmer44).



Die nun in der Bundesrepublik geltende Regelung
einer Teilrente stößt bei Wissenschaftlern wie Tarif-
vertragsparteien auf eine gewisse Skepsis, da das
Versorgungsniveau relativ niedrig ist (etwa 70 Pro-
zent des Nettolohns) und damit die Belastungen für
Arbeitnehmer relativ hoch sein werden. Zudem ist
nicht absehbar, ob die Unternehmen bereit und in
der Lage sein werden, älteren Arbeitnehmern Teil-
zeitarbeitsplätze einzurichten. Die beschäftigungs-
politischen Effekte der neuen Regelung werden
deswegen als geringer als beim Vorruhestand beur-
teilt.

6. Ausweitung spezifizierter Arbeitsfreistellungen

Unter spezifizierten Freistellungen werden solche
Formen der Arbeitszeitverkürzung verstanden, die
an bestimmte Bedingungen wie Teilnahme an Wei-
terbildung, Elternarbeit, Schichtarbeit etc. ge-
knüpft sind und die ihre Begründung zwar nicht
primär in beschäftigungspolitischen Arbeitsmarkt-
effekten finden, die jedoch durch eine Reduzierung
der individuellen Arbeitszeit in gewissem Umfang
Neueinstellungen nach sich ziehen können. Die hier
entwickelten Modelle können die Flexibilität der
Arbeitszeiten im Interesse der Arbeitnehmer und
im Einklang mit gesellschaftspolitischen Zielset-
zungen erhöhen.

a) Arbeitszeitverkürzungen für besonders belastete
Gruppen

Verkürzte Arbeitszeiten für Schichtarbeit, gesund-
heitlich besonders belastende Arbeit und Nachtar-
beit sind bereits heute Bestandteil vieler Tarifver-
träge. Sie sind geeignet, in gewissem Maß einem
Verschleiß der Arbeitskraft entgegenzuwirken
bzw. die besonderen Belastungen zu mildem. Ob-
wohl es sicherlich ein Ziel bleiben sollte, solche
Arbeitsbedingungen zu verbessern, ist zu überden-
ken, inwieweit im Rahmen einer gesetzlichen Ar-
beitszeitregelung generelle Mindestfreizeiten bei
belastenden Arbeitsplätzen festgeschrieben wer-
den, die dann von den Tarifparteien konkret ausge-
füllt werden können. Die Aufgabe des Staates läge
darin, mit einem Rahmengesetz eine verbindliche
Mindestreduzierung festzulegen. Schon heute lie-
gen die Arbeitszeiten für Schichtarbeiter vielfach
unter den tariflichen Normalarbeitszeiten; aller-
dings ist nach einer neueren Untersuchung die Ar-
beitszeit für Schichtarbeit in der Bundesrepublik
Deutschland mit 37 Stunden deutlich höher als in
anderen OECD-Ländern45).

b) Arbeitszeitverkürzung für Eltern

Die zur Zeit geltende Regelung eines Erziehungs-
urlaubs mit Erziehungsgeld wird den besonderen
Problemen erwerbstätiger Eltern kaum gerecht.
So ist das Erziehungsgeld in seiner Höhe (maximal
600 DM monatlich) nicht geeignet, beiden Eltern-
teilen tatsächlich eine Wahlmöglichkeit zu eröff-
nen. Faktisch kann nur der Elternteil, dessen Ver-
dienstausfall nicht so gravierend für das Familien-
einkommen ist. diesen Erziehungsurlaub in An-
spruch nehmen — was bedeutet, daß der Erzie-
hungsurlaub fast ausschließlich von Frauen bean-
sprucht wird. Die mit dem Erziehungsurlaub einge-
räumte Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung muß
vom Arbeitgeber angeboten werden, ein Rechtsan-
spruch darauf besteht nicht. Kündigungsschutz und
die Rückkehrmöglichkeit an den ursprünglichen
Arbeitsplatz sind nur unzureichend abgesichert.

Schon seit längerer Zeit wird deswegen über andere
Formen des Elternurlaubs diskutiert — eine Not-
wendigkeit, die sich auch und gerade im Hinblick
auf die weiter steigende Erwerbsbeteiligung von
Frauen zeigt. Verschiedene Formen sind möglich:

— Verlängerung des Eltemurlaubs auf maximal
drei Jahre, mit einer Kompensation des entgange-
nen Einkommens (in Schweden 90 Prozent für den
nun einjährigen Elternurlaub);

— Freistellungsregelungen für Eltern von Kleinkin-
dern zur Kinderbetreuung im Pflegefall (in Schwe-
den 60 Tage pro Jahr bei Krankheit von Kindern
unter zwölf Jahren);

— Recht auf Teilzeitbeschäftigung und auf die
Rückkehr zur Vollzeitbeschäftigung für Eltern mit
Kindern (in Schweden besteht ein solcher Rechts-
anspruch für Eltern mit Kindern unter acht Jahren,
die Reduzierung der täglichen Arbeitszeit auf sechs
Stunden erfolgt ohne Lohnausgleich).

Die schwedischen Regelungen führen zu einer bes-
seren, auch flexibleren Form der Vereinbarkeit von
Familien- und Erwerbsarbeit. Sie vermeiden, daß
Eltern ganz aus dem Erwerbssystem ausscheiden
müssen, erhalten Sozialversicherungsansprüche,
eröffnen individuelle Wahlmöglichkeiten. Diese
Formen gesellschaftlich erwünschter Familienar-
beit können — wie in Schweden — auf der Basis
eines von Arbeitgebern und Staat finanzierten Ver-
sicherungssystems erfolgen (in Schweden ist die
Elternversicherung Bestandteil der allgemeinen
Krankenversicherung). Die Inanspruchnahme er-
weiterter Elternfreistellungen durch Männer und
Frauen wird — auch nach den Erfahrungen in
Schweden — vor allem dadurch beeinflußt, wie
hoch die Kompensation des entgangenen Einkom-
mens ist und inwieweit berufliche Nachteile hin-



sichtlich der Eingruppierung, der Arbeitsbedingun-
gen, der Aufstiegsmöglichkeiten und der Qualifi-
zierungschancen vermieden werden.
Eine Erweiterung der bundesdeutschen Eltemur-
laubsregelungen sowie der Freistellungszeiten für
Kinderbetreuung und Kindererziehung über das
jetzige Erziehungsgeld-/urlaubsgesetz hinaus nach
schwedischem Vorbild wäre auch bei uns geeignet,
Familie und Beruf kombinierbar zu machen46).
Dies wäre nicht nur ein positiver Beitrag zur Fami-
lienpolitik, der über tradierte Formen dieses Poli-
tikbereichs hinausginge, sondern eröffnete auch be-
schäftigungspolitische Optionen. Berechnungen
des IAB zeigen, daß selbst der nun geltende Erzie-
hungsurlaub Effekte für den Arbeitsmarkt hat: Ge-
schätzt wird, daß die Zahl der Erwerbstätigen da-
durch um ca. 66 000 gestiegen ist47).

c) Weiterbildung während der Arbeitszeit
Die Bedeutung der beruflichen Weiterbildung wird
angesichts der demographischen Entwicklung so-
wie der durch den raschen Strukturwandel und
neue Technologien veränderten Qualifikationsan-
forderungen weiter wachsen. Das berufliche Wei-
terbildungssystem der Bundesrepublik beruht ge-
genwärtig auf zwei Säulen: auf der durch das AFG
geförderten Fortbildung und Umschulung (FuU)
und der betrieblichen Weiterbildung. Beide Wei-
terbildungsbereiche entlasten schon heute den Ar-
beitsmarkt quantitativ und stellen qualitativ einen
Beitrag zur Bewältigung von notwendigen Qualifi-
zierungsprozessen dar48).
Allerdings sind beide Bereiche selektiv im Zugang
zur Weiterbildung sowie in der Art und Dauer der
Qualifizierung. Während im AFG Fortbildung und
Umschulung primär auf Arbeitslose und von Ar-

beitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmer konzentriert
sind, ist die betriebliche Weiterbildung stark auf
mittlere und obere Führungsebenen sowie techni-
sche Angestellte ausgerichtet. Nur 2,6 Prozent aller
un- und angelernten Arbeiter sowie acht Prozent
aller Facharbeiter partizipierten 1983/84 an betrieb-
licher Weiterbildung — gegenüber 65,2 Prozent al-
ler Führungskräfte49).

Die Schaffung eines nicht-selektiven Weiterbil-
dungsanspruchs für alle Arbeitnehmer in Form ei-
nes Bildungsurlaubsgesetzes oder in Form von Ta-
rifverträgen ist eine gesellschaftspolitische Aufgabe
mit hoher Priorität. Bisher wurden Bildungsur-
laubsgesetze nur in einigen Bundesländern reali-
siert, und nur einige wenige Tarifverträge erlauben
den Arbeitnehmern die Teilnahme an beruflicher
Weiterbildung mit voller Lohnfortzahlung. In der
Mehrheit der Tarifverträge ist der Weiterbildungs-
anspruch auf einige Gruppen (Betriebsräte/Funk-
tionsträger) beschränkt oder an konkrete technische
Veränderungen der Arbeitsplätze gebunden50).

Erste weiter gefaßte Tarifverträge zur Weiterbildung
wurden in der Metallindustrie, Teilen der chemi-
schen Industrie und im Baugewerbe abgeschlos-
sen51). Insbesondere im Baugewerbe wurde dabei
eine Finanzierungsform vereinbart, die Weiterbil-
dungsaktivitäten auch für Klein- und Mittelbetriebe
finanziell tragbar macht. Dort wird die Weiterbil-
dung aus einer gemeinsamen Kasse der Tarifparteien
finanziert, in die alle Betriebe der Branche einen
festen Prozentsatz ihrer Lohnsumme einzahlen. Wei-
terbildungsteilnehmer erhalten Lohnausgleich aus
dieser Kasse, deren Mittel darüber hinaus auch zum
Aufbau einer Weiterbildungsinfrastruktur eingesetzt
werden.

Ob und in welcher Weise die Ausweitung betriebli-
cher Weiterbildungszeiten für alle Arbeitnehmer mit
Wochenarbeitszeitverkürzungen „verrechnet“ wer-
den soll, ist momentan ein strittiges Thema; Tatsache
ist jedoch, daß die Garantie beruflicher Weiterbil-
dungszeiten ein weiteres beschäftigungspolitisches
Potential erschließt.



Klaus Leciejewski

Zur wirtschaftlichen Eingliederung der Aussiedler

I. Aussiedlerzustrom von 1945 bis 1988

1. Anzahl der im Bundesgebiet aufgenommenen
Deutschen

Die wirtschaftliche Eingliederung der Aussiedler ist 
die wichtigste Voraussetzung für die Integration
dieser Deutschen in die Gesellschaft der Bundesre-
publik Deutschland. Eine solche Leistung ist bereits
einmal vollbracht worden. 8 100 000 Vertriebene
und Flüchtlinge (im folgenden: Aussiedler) 1) fan-
den bis Ende 1950 Aufnahme im Bundesgebiet.
Rückblickend kann man sagen, daß ihre gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Integration eine der
größten Leistungen der deutschen Nachkriegsge-
schichte ist. Auch im Ausland hat die Bewältigung
dieser Aufgabe Achtung und Anerkennung einge-
tragen, und sie war ein Baustein für die Teilnahme
der Bundesrepublik Deutschland an der europäi-
schen Einigung. Von 1951 bis Ende 1988 wurden
weitere 573 146 Aussiedler aus Osteuropa aufge1 -
nommen*).

1. 3. 1989, Bad Homburg 1989. S. 14 ff., und Gerhard Reich-
ling. Die deutschen Vertriebenen in Zahlen. Bonn 1986.
S. 59.
3) Vgl. Bundesausgleichsamt 1989, ebd.. S. 17.
4) Vgl. ebd., 1989. S. 18. 5) Vgl. ebd.. S. 14ff.

Diese Zahlen stehen nicht allein. Von September
1949 bis zum 12. August 1961, also einem Tag vor
dem Mauerbau. haben sich außerdem noch
2 686 942 Menschen aus der DDR im Bundesgebiet
niedergelassen (im folgenden: Übersiedler)3). Da-
bei konnten jedoch nur diejenigen Menschen stati-
stisch exakt erfaßt werden, die sich in einem Not-
aufnahmelager registrieren ließen. Geschätzt wird,
daß eine Million Menschen mehr aus der DDR
kamen, die sich nicht registrieren ließen, weil sie
beispielsweise sofort von Verwandten aufgenom-
men wurden. Nach dem Bau der Mauer gelangten
bis Ende 1988 616 051 Menschen aus der DDR in
die Bundesrepublik4).

Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges bis Ende
1988 fanden demzufolge im Bundesgebiet 14 Millio-
nen Menschen eine Aufnahme. Fast ein Viertel der
heutigen Bürger der Bundesrepublik Deutschland
entstammen also nicht aus dem normalen Zuwachs

der hier ursprünglich ansässigen Deutschen, son-
dern gelangten zusätzlich in dieses Gebiet. Kein
anderes industrialisiertes Land der Erde hatte in
den vergangenen vierzig Jahren einen derartigen
Zustrom zu bewältigen.

Die Bundesrepublik Deutschland mußte nicht nur
diese Menschen aufnehmen, sie mußte sie als
gleichberechtigte Bürger eingliedern. Das ist eine
andere Dimension als bei der Aufnahme von Gast-
arbeitern.

Die jährlichen Aufnahmezahlen schwankten stark.
Die höchsten Aufnahmezahlen von Aus- und Über-
siedlem wurden in folgenden Jahren erzielt: 1957:
106 031, 1958: 128 133 und 1988: 39 832. Rechnet
man die Aus- und Übersiedler zusammen, so erge-
ben sich hier folgende Zahlen: 1952: 337 036,1956:
302 129, 1957: 367 653, 1968: 332 225 und 1988:
242 5055).

Ursprünglich wurde im vierzigsten Jahr des Beste-
hens der Bundesrepublik damit gerechnet, daß un-
gefähr 500 000 Deutsche — nämlich 400 000 Aus-
siedler und 100 000 Übersiedler — um Aufnahme
nachsuchen. Die sprunghafte Entwicklung in der
DDR hat diese Annahme erheblich verändert. In
jedem Fall wird 1989 eine neue Rekordzahl erreicht
werden. In der Größenordnung dieser Eingliede-
rungserfordernisse steht die Bundesrepublik 1989
einzigartig in der Welt da.

2. Erfahrungen für die Gegenwart

Über die Eingliederung der Vertriebenen und
Flüchtlinge, also der Aussiedler (ohne Berücksich-
tigung der Übersiedler aus der DDR), existiert ein
umfangreiches Schrifttum. Die umfassendste Ana-
lyse sind die drei Bände „Die Vertriebenen in West-
deutschland. Ihre Eingliederung und ihr Einfluß auf
Gesellschaft, Wirtschaft, Politik und Geistesle-
ben“, erschienen 1959 in Kiel, herausgegeben von
Eugen Lemberg und Friedrich Edding. Darin wird
der Begriff der Eingliederung mit wenigen Worten
erklärt: „Eingliederung ist Teilhaberschaft an der
Volkswirtschaft, der Eigentumsverteilung und dem



Kulturleben, die dem Können, der Vorbildung, der
Neigung und der Funktion in der heimatlichen Sozi-
alstruktur entsprechen oder nahekommen.“6)

Verständlicherweise dominierten in den wissen-
schaftlichen Untersuchungen der damaligen Zeit
das menschliche Leid, das mit der Vertreibung ver-
bunden war, sowie die vielfältigen Schwierigkeiten
des Neuanfangs, zu denen der Verlust an kulturel-
ler Identität, die soziale Rückstufung oder der wirt-
schaftliche Abstieg gehörten. Erst danach wurden
die Antriebskräfte, die sich aus dieser Tragik für die
junge Gesellschaft der Bundesrepublik ergaben,
hervorgehoben. Symptomatisch steht hierfür der

Titel einer kleinen Arbeit von Friedrich Edding
„Die Flüchtlinge als Belastung und als Antrieb der
westdeutschen Wirtschaft“, Kiel 1952.

Mit dem Wirtschaftswachstum wurden dann vor al-
lem die positiven ökonomischen Aspekte immer
stärker betont7), bis sich in der griffigen Formulie-
rung „Aus Unglück wurde Glück“ die positive Be-
wertung in den Vordergrund schob8).

Es ergaben sich folgende wirtschaftliche Vorteile:



1. Der mit den Flüchtlingen verbundene Zustrom
an Arbeitskräften bot der deutschen Wirtschaft
Menschen, die auf Grund ihrer Ausbildung und
Leistungsbereitschaft äußerst willkommen waren.
Mit steigenden Investitionen wurde die in den er-
sten Jahren gravierende Arbeitslosigkeit der
Flüchtlinge abgebaut. Mitte der fünfziger Jahre
drückte sich die Motivation der Flüchtlinge sogar in
einer niedrigeren Arbeitslosenquote, als sie die Ge-
samtbeschäftigung aufwies, aus. Die Leistungsbe-
reitschaft kam auch darin zum Ausdruck, daß der
Anteil der Kinder von Heimatvertriebenen in der
mittleren und höheren Schulausbildung weit über
ihrem Bevölkerungsanteil lag ).9

2. Diese zusätzlichen Arbeitskräfte waren sehr mo-
bil. Die erheblichen Wanderungsbewegungen in-
nerhalb des Bundesgebiets verringerten regionale
Arbeits-Engpässe und trugen damit zur Sicherung
des wirtschaftlichen Aufstiegs bei. Diese regionale
Mobilität vollzog sich jedoch nicht im Selbstlauf.
Sie wurde durch entsprechende wirtschaftspoliti-
sche Maßnahmen wesentlich unterstützt, wie bei-
spielsweise die zielgerichtete Neuansiedlung, der
Lastenausgleich, zinsgünstige Darlehen u. a.).10

3. Mit der Eingliederung waren verschiedene sek-
torale Wirkungen verbunden. Ein für die weitere
Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland
wichtiger Aspekt bestand z. B. darin, daß in ver-
schiedenen Bereichen neue Wirtschaftszweige ent-
standen. die ursprünglich ihren Schwerpunkt in den
Vertreibungsgebieten hatten, beispielsweise Gras-
litzer Musikinstrumentenbau (böhmische Blas-
instrumente), Haider-Steinschönauer Glasver-
edlungsindustrie (sudetendeutsche Glasindustrie),
Gablonzer Glasindustrie )-11

Ebenso sind die Anstöße, die vom — durch den
Bevölkerungszuwachs verursachten — zusätzlichen
Konsum für die weitere wirtschaftliche Entwick-
lung ausgingen, vorteilhaft für die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung gewesen. Eine neuere Un-
tersuchung gelangt nach einem Vergleich verschie-
dener gesamtwirtschaftlicher Ausgangsdaten Nord-
rhein-Westfalens zu der Feststellung: „Es kann des-
halb daraus geschlossen werden, daß sich die Pro-
Kopf-Konsumgüterversorgung der Bevölkerung als
Folge der Flüchtlingswanderung erhöht hat.“ )12

Nicht alle Vertriebenen konnten ihren früheren So-
zialstatus wiedererlangen, aber im wesentlichen

blieben sie nicht hinter der deutschen Stammbevöl-
kerung zurück. Dies belegt eine Erhebung aus dem
Jahre 1957, nach der die Einkommen von Vertrie-
benen in den unteren Einkommensgruppen über
denen der nichtvertriebenen Haushalte lagen; in
den mittleren Einkommensgruppen waren sie ähn-
lich hoch, in den oberen Einkommensgruppen lag
das Einkommen der Vertriebenen unter dem der
Stammbevölkerung ).13

Wenn bei dieser erfolgreichen Eingliederung die
Rolle der Wirtschaftspolitik hervorgehoben wird,
dann muß auch berücksichtigt werden, daß für die-
jenigen Menschen, die den wirtschaftlichen Lei-
stungsanforderungen aus objektiven Gründen nicht
gewachsen waren, eine wirksame Sozialpolitik not-
wendig wurde. In der Literatur findet sich dazu ein
eindringlicher Hinweis: „Selbst wenn die Eingliede-
rung sehr erfolgreich ist, wird ein schwieriger Rest
von alten beziehungsweise körperlich, geistig oder
sozial behinderten Personen übrigbleiben.“ ) Ge14 -
rade die wirtschaftliche Leistungskraft der Flücht-
linge insgesamt ermöglichte eine Sozialpolitik, die
diese Menschen nicht außerhalb des Wohlstandes
beließ.

3. Das Aussiedlungspotential

Die Aufnahme von Deutschen aus osteuropäischen
Staaten ist immer noch eine der Spätlasten des
Zweiten Weltkrieges. Es wird in der Diskussion oft
übersehen, daß ein erheblicher Teil der Spätaus-
siedler aus Polen ) unter die Bestimmu15 ng des Arti-
kel 116 des Grundgesetzes fallen, also bereits selber
oder als Nachkommen vor dem 31. Dezember 1937
die deutsche Staatsangehörigkeit besaßen. Dabei
ist noch folgender Umstand zu berücksichtigen: Die
Rechtsprechung im Dritten Reich unterschied zwi-
schen Deutschen verschiedenen Status. Dies diente
den rassistischen Zielsetzungen der Nationalsoziali-
sten. Es wäre in höchstem Maße verwerflich, würde
die Bundesrepublik auch nur den Anschein erwek-
ken, daran anzuknüpfen. Deshalb ist folgender
Feststellung, die Bezug auf die Präambel des
Grundgesetzes nimmt, zuzustimmen: „Es darf so-
mit nicht zu einer Diskriminierung der ,Statusdeut-



sehen' gegenüber den Deutschen mit deutscher
Staatsangehörigkeit kommen. Das Deutsche Volk
muß sich vielmehr in seiner Gesamtheit begrei-
fen.“ )16

Diejenigen Aussiedler, für die dieser Artikel des
Grundgesetzes nicht zutrifft, erhalten dann die
deutsche Staatsangehörigkeit, wenn sie ihre deut-
sche Volkszugehörigkeit nachweisen können. Aus-
führlicher läßt sich dieser Kreis folgendermaßen
charakterisieren: „Voraussetzung für die Anerken-
nung als ,Vertriebener' ist die deutsche Volkszuge-
hörigkeit (Paragraph 6 des Bundesvertriebenen-
und Flüchtlingsgesetzes, — BVFG —). Danach ist
deutscher Volkszugehöriger, wer sich in seiner Hei-
mat zum deutschen Volkstum bekannt hat. Dieses
Bekenntnis muß durch bestimmte Merkmale wie
Abstammung, Sprache, Erziehung und Kultur be-
stätigt werden. Als Vertriebener gilt auch der aus-
ländische Ehegatte eines deutschen Staatsangehöri-
gen oder deutschen Volkszugehörigen, der vom
Vertreibungsgebiet aus zusammen mit seinem
volksdeutschen Ehepartner einreist (Paragraph 1
Abs. 3 BVFG).“17)

21) Vgl. G. Reichling (Anm. 2). S. 45.
22) Vgl. zu diesem Komplex auch die Beiträge in: Aus Politik
und Zeitgeschichte. B 50/88. in denen Zahlen und Berichte
über die Lage der Deutschen in der Sowjetunion, in Polen
und in Rumänien enthalten sind.

Erkennt man die moralische und die durch das
Grundgesetz gegebene Verpflichtung der Bundes-
republik, Menschen mit deutscher Volkszugehörig-
keit aus den osteuropäischen Staaten die deutsche
Staatsangehörigkeit zu gewähren, an, dann muß die
Anzahl der Menschen geschätzt werden, die dafür
in Frage kommen würden. Diese Schätzungen lie-
gen zwischen 3,2 Millionen und 3,8 Millionen18)
Deutschen in Ost- und Südosteuropa ). Für die
Sowjetunion, die CSSR und für Ungarn gehen diese
Zahlen auf Volkszählungen zurück; für Polen, Ju-
goslawien und Rumänien sind es Schätzungen.
Über den Gehalt von Schätzungen können keine
Aussagen getroffen werden. Aber auch die Ergeb-
nisse der östlichen Volkszählungen sind mit Skepsis
zu betrachten. Wenn in einer repräsentativen Be-
fragung von ausgereisten Rußlanddeutschen fast
zehn Prozent angeben, daß sie bei der letzten
Volkszählung nicht Deutsch, sondern Russisch als
ihre Muttersprache angegeben haben, dann ist es 
sehr wahrscheinlich, daß sie in der Statistik dieser
Volkszählung auch nicht als Deutsche auftauch-
ten20).

20) Vgl. Peter Hilkes. Deutsche in der Sowjetgesellschaft.
Sprachkompetenz und Sprachverhalten. Arbeitsberichte
Nr. 10/1988, S. 23, Osteuropa-Institut München.

Da also sogar Ausreisewillige, die sowieso enorme
Repressalien zu erwarten hatten, in der Volkszäh-
lung — aus welchen Gründen auch immer — nicht
ihre Muttersprache zutreffend angaben, kann man
sich leicht vorstellen, daß die sowjetische Statistik
die Zahl der Deutschen zu niedrig angibt. Es wäre
daher sicher gerechtfertigt, die bisher bekannten
Zahlen um zehn Prozent nach oben zu korrigieren.
Unter gewandelten politischen Bedingungen kann
sich ein Bekenntnis vorteilhaft auswirken, wenn
damit die rasche Möglichkeit der Aussiedlung und
somit die Verbesserung der Lebenssituation er-
reicht werden kann. Aus diesem Grund könnte
auch ein Teil der 305 000 von Reichling unterstell-
ten „Assimilierungsverluste“ innerhalb der
deutschstämmigen Bevölkerung der Sowjetunion
unter für sie günstigeren politischen Umständen
ihre deutsche Volkszugehörigkeit wieder reakti-
vieren21). Dies wird von der Bundesrepublik
aus jedoch nur selten nachzuweisen sein. Will
man für politische Entscheidungen eine Schätzung
vornehmen, so ist es unter den aktuellen Be-
dingungen angeraten, von wenigstens vier Millio-
nen Deutschen in Ost- und Südosteuropa auszu-
gehen22).

Verständlicherweise ist es viel schwieriger zu schät-
zen, wieviele deutschstämmige Menschen tatsäch-
lich ausreisen wollen. Bisherige Schätzungen lagen
regelmäßig zu niedrig — mit der Konsequenz, daß
dies auch zu falschen politischen Einschätzungen
führte. Beispielsweise wurde vom Präsidenten des
DRK noch Anfang 1988 eine Zahl von 600 000 Aus-
reisewilligen genannt (Die Rotkreuz Zeitung,
2/88), die impliziert, daß mit den Zahlen von 1988
(200 000) und von 1989 (erwartet: 400 000) keine
Ausreisewillige mehr vorhanden sein dürften.
Auch die „Unabhängige Wissenschaftlerkommis-
sion“ geht in ihrem Bericht von 1987 zu den „Men-
schenrechten in den Staaten des Warschauer
Paktes“ nur von 262 000 bekannten Ausreise-
wünschen aus (Bundestagsdrucksache 11/1344,
S. 108 ff.).

Bei der Schätzung des Aussiedlungspotentials muß
ebenfalls beachtet werden, daß auch in Ungarn, wo
die Assimilierung der deutschstämmigen Bevölke-
rung allen Berichten nach weit vorangeschritten ist,
die Wirtschaftslage sehr unstabil ist. Sollte sich
diese einmal dramatisch verschlechtern, ist es nicht
mit letzter Gewißheit auszuschließen, daß auch hier
Teile der deutschstämmigen Minderheit dann eine
Ausreise anstreben.



II. Probleme und Methoden der Eingliederung von Aussiedlern

Vier Probleme sind bis zur Eingliederung von Aus-
siedlern in das Arbeitsleben zu lösen:
— die Anerkennung bzw. Einstufung der berufli-
chen Qualifikation;
— die Sprachausbildung;
— eine Anpassungsqualifizierung, eine Umschu-
lung oder eine Ausbildung;

— die Arbeitsplatzvermittlung bzw. Arbeitsplatz-
suche.

1. Berufliche Qualifikation

Eine der wichtigsten Aufgaben, die Aussiedler zu-
erst zu lösen haben, ist die formale Anerkennung
ihrer beruflichen Qualifikation. Etwa 85 Prozent
aller Aussiedler geben gewerblich-technische oder
kaufmännische Berufe an. Ihre in den osteuropäi-
schen Staaten erworbenen Berufsabschlüsse wer-
den nur von den örtlich zuständigen Industrie- und
Handelskammern (IHK) anerkannt23). Nur in Aus-
nahmefällen können die IHKs jedoch die tatsächli-
chen fachlichen Qualifikationen beurteilen. Nach
einem Vergleich der Ausbildungsinhalte erfolgt zu-
meist ohne weiteres eine Gleichstellung. Das be-
deutet, daß das in Osteuropa erworbene Prüfungs-
zeugnis in der Bundesrepublik anerkannt und mit
dem entsprechenden deutschen Berufsabschluß
gleichgestellt wird. Für viele Berufe ist diese
Gleichstellung allerdings problematisch:

— So existieren etliche Berufe in der Bundesrepu-
blik gar nicht, beispielsweise der Industrieöko-
nom.

— Andere Berufe weisen einen zur Bundesrepu-
blik recht unterschiedlichen Inhalt auf, wie dies in
kaufmännischen Berufen häufig der Fall ist.

— Einige Abschlüsse wurden auf Wegen erlangt,
die erheblich von denen der entsprechenden Be-
rufsausbildung in der Bundesrepublik abweichen.
Dies trifft etwa auf in Abendschulen oder durch
Sonderförderungen erlangte Berufe zu.
— Bei älteren Arbeitnehmern, liegen die Ab-
schlüsse sehr weit zurück und können deshalb auch
nur mit den damaligen deutschen Berufsinhalten
verglichen werden.

— Einige Berufe sind auch im Osten reine Frauen-
berufe, wie die Kindergärtnerin; demgegenüber

sind Baggerfahrerinnen in der Bundesrepublik un-
bekannt.

— Des öfteren waren die Antragsteller in den Be-
rufen, deren Abschluß sie anerkannt haben möch-
ten, gar nicht tätig. Sie übten andere Berufe — ohne
formalen Abschluß — aus.

Diese Auflistung der Schwierigkeiten resultiert aus
dem unterschiedlichen Ausbildungs- und Berufs-
ausbildungssystem in den sozialistischen Ländern.
Aus diesen Gründen ist es verständlich, warum „es
für viele Aussiedler nach der Ankunft in unserem
Land zunächst schwierig ist, einen Arbeitsplatz zu
finden, der ihrem erlernten Beruf entspricht. Die
rasche technologische Entwicklung und Rationali-
sierung hat in der Bundesrepublik Deutschland in
den letzten Jahren zunehmend zu neuen Berufsqua-
lifikationen und Berufsbildern geführt, denen die
Ausbildung der Aussiedler in ihrer alten Heimat
nicht mehr entsprechen dürfte.“24) Es werden dort
unvergleichlich stärker als in marktwirtschaftlichen
Systemen rein formale Qualifikationen vom Arbeit-
nehmer verlangt. Da jeder Abschluß als ein Beweis
der Leistungsfähigkeit des Gesellschaftssystems an-
gesehen wird, erfolgen Qualifizierungen für be-
stimmte Gruppen, wie beispielsweise Frauen, oft
nur formal.

Sind die Unterschiede zu gravierend, dann kann gar
keine Anerkennung vorgenommen werden, oder es
wird ein ähnlicher Beruf unterhalb des formalen
osteuropäischen Abschlusses gesucht. So kann die
Empfangssekretärin aus Polen keine Anerkennung
als Hotelfachfrau finden und ein Industriekauf-
mann unter Umständen nur als Bürokaufmann an-
erkannt werden.

Die Befürchtung, daß damit ein beruflicher und
sozialer Abstieg verbunden ist, kann entkräftet
werden. Einmal bedeutet es einen weitaus größeren
sozialen Abstieg, wenn jahrelang formal weiterge-
bildet und umgeschult wird, ohne eigentliche beruf-
liche Erfahrung und eine entsprechend höhere be-
rufliche Position zu erwerben. Zum anderen benö-
tigt ein Aussiedler für seine Integration in der Regel
zuerst einen Arbeitsplatz. Dort kann er auch in
geringer qualifizierter Tätigkeit erste notwendige
Erfahrungen sammeln, kann sein eigenes Wissen
und Können überprüfen, kann so die wichtigen Re-
ferenzen erlangen und das System eines Arbeits-
markts kennenlernen. In diesem Prozeß hat er dann



günstige Möglichkeiten, seine frühere Qualifika-
tion wieder zu erreichen25).

Eine andere Möglichkeit ist eine Qualifizierung
über das Arbeitsamt. Hier steht ein umfangreiches
Angebot zur Verfügung. Die Arbeitsverwaltungen
haben schon seit längerem ein sehr vielfältiges, auf
fast sämtliche Berufsgruppen und Qualifizierungs-
bedürfnisse abgestelltes System der Anpassungs-
qualifizierung und Umschulung entwickelt. Ar-
beitsverwaltungen und Wirtschaft arbeiten dabei
zusammen. Damit kann verhindert werden, daß am
Markt vorbei qualifiziert wird. Die deutsche Wirt-
schaft benötigt zahlreiche hochqualifizierte Ar-
beitskräfte; an Fachkräften herrscht selbst in Regio-
nen mit hoher Arbeitslosigkeit ein Mangel26).

So haben die meisten Unternehmen bei einer Be-
fragung durch die IHK Münster darauf verwiesen,
daß sie bereit seien, Facharbeiter mit nur geringen
Deutschkenntnissen sofort einzustellen. Es wurde
dort die Erfahrung gemacht, daß die Aussiedler
hochmotiviert und im Unterschied zu Teilen der
deutschen Stammbelegschaft auch sehr weiterbil-
dungsbereit sind. Im einzelnen hat diese Umfrage
zu folgenden Resultaten geführt:

- Der weit überwiegende Teil der Betriebe suchte
1988 Facharbeiter ohne ausreichenden Erfolg;

- auch das Arbeitsamt konnte bei der mangelnden
Qualifikation der Bewerber keine Abhilfe schaf-
fen;

- die Mobilität der Bewerber war zu gering;

- die Suche nach Ungelernten war kaum schwie-
rig, aber auch der Bedarf vergleichsweise gering;

- 80 Prozent der Unternehmen wollen den Bedarf
an Fachkräften zukünftig durch betriebsinteme
Schulungsmaßnahmen decken ).27

Deshalb sind die Chancen für Aussiedler, eine hö-
here Qualifikation zu erwerben, günstig. Von der
Wirtschaft werden jährlich über 26 Mrd. DM für
Weiterbildungsmaßnahmen ausgegeben28). Vor al-
lem auch die unterschätzten Klein- und Mittelbe-
triebe wenden für die Weiterbildung pro Mitarbei-
ter relativ viel Geld auf, um qualifizierte Mitarbei-
ter zu gewinnen.

Allerdings kann die Gleichstellung der formalen
Qualifikation für den arbeitsplatzsuchenden Aus-
siedler auch Schwierigkeiten mit sich bringen, die

der Aussiedler oft nicht berücksichtigt. Wird ein
Qualifikationsabschluß anerkannt, ist es dem Ar-
beitsamt untersagt, einen nachträglichen deutschen
Abschluß in dieser Qualifikation zu fördern. Dieser
bietet sich aber für verschiedene Berufsgruppen
und vor allem für junge Facharbeiter an. Zwar ver-
fügen die Arbeitsämter über Variationsmöglichkei-
ten und nutzen diese zugunsten der Aussiedler auch
aus, aber formell bleibt erst einmal diese Schwierig-
keit bestehen. Zu ihrer Überwindung müssen durch
Vermittler zusätzliche organisatorische Hürden ge-
nommen werden. Die IHKs sind mit den derzeiti-
gen Regeln der Gleichstellung genausowenig zu-
frieden wie die Arbeitsverwaltungen. Andere Lö-
sungen könnten nur durch neue gesetzliche Rege-
lungen ermöglicht werden.

2. Sprachausbildung

Etwa 90 Prozent der Aussiedler aus Polen und zwei
Drittel derjenigen aus der Sowjetunion beherrschen
die deutsche Sprache entweder nur unzureichend
oder gar nicht. Bei den Aussiedlern aus Rumänien
sind es jedoch nur wenige, die nicht Deutsch spre-
chen. Es kann keine Zweifel über die Bedeutung
einer fundierten Beherrschung der deutschen Spra-
che geben. Die Aussiedler kommen nicht als Gast-
arbeiter in das Bundesgebiet, sondern sie sind
Deutsche und erhalten hier die deutsche Staatsan-
gehörigkeit. Sie kommen nicht in das Bundesge-
biet, um nur einige Jahre hier zu arbeiten, sich 
dabei aber die Option, in ihr Heimatland zurückzu-
gehen, offenzuhalten. Sie wollen hier als Deutsche
endgültig eine Heimat finden, in der sie als Gleiche
unter Gleichen leben können. Nur bei ausreichen-
der Sprachbeherrschung wird es möglich sein, nach
einer Übergangszeit wieder gleichwertig in den er-
lernten Berufen tätig zu werden. Die Sprache ist 
somit auch eine unabdingbare Voraussetzung, um
einen sozialen Abstieg zu verhindern und wirt-
schaftliche Potenzen nicht brachliegen zu lassen.

Bis Anfang 1988 wurden die betroffenen Aussiedler
in der Regel in einen acht- bis zehnmonatigen
Sprachkurs eingeordnet. Damit sollten Sprachdefi-
zite abgebaut, die spätere Vermittlung in eine be-
rufliche Tätigkeit erleichtert und der Fall in die
sofortige Arbeitslosigkeit für viele erst einmal abge-
wendet werden. Es hat sich jedoch erwiesen, daß
ein genereller zehnmonatiger Sprachkurs bei wei-
tem nicht die günstigste Vorgehensweise für die
spätere berufliche Eingliederung darstellt.

Zunächst ist dabei die Mentalität der Aussiedler zu
beachten. Vieles hat sich im Verlauf ihres Lebens in
den östlichen sozialistischen Gesellschaften einge-
schliffen: vor allem die Abhängigkeit vom Staat,
der jeden Schritt vorschreibt und so die Individua-



lität und Selbständigkeit unterdrückt29). Auch we-
gen dieser Eigenschaften des Sozialismus verließen
die Aussiedler ihre bisherigen Heimatländer.
Trotzdem sind sie — wenn auch in unterschiedli-
chem Maße — von dortigen Verhaltensweisen ge-
prägt. Darum ist es verständlich, daß sie beispiels-
weise erst nach und nach die spezifischen Aufgaben
der Arbeitsämter erfassen. In der Sowjetunion war
Arbeitslosigkeit unbekannt, und es existierte in den
Betrieben kaum ein Leistungsdruck. Lohn und Ge-
halt wurden in jedem Fall gezahlt. Deshalb passiert
es, daß Aussiedler die Unterhaltszahlungen des Ar-
beitsamtes während der Sprachschulungen oder
während Qualifizierungsmaßnahmen und sogar
verschiedentlich das Arbeitslosengeld als Gehalt
auffassen.

32) Ebd., S. 2.
33) Vgl. Info-Dienst Deutsche Aussiedler, hrsg. vom Bun-
desministerium des Innern, Nr. 4, 1989. S. 12 f.
34) D1HT. Aktuelle Informationen zur Weiterbildung. 3/89.
Bonn 1989. S. 1.

Der große Leistungswille der Aussiedler darf nicht
durch die Abhängigkeit von regelmäßigen Staats-
zahlungen zurückgedrängt werden. Die Warnung,
die Bundespräsident von Weizsäcker hinsichtlich
einer „Vollkaskogesellschaft“ ausgesprochen hat,
trifft auch auf diese Problembereiche zu: „Die
Kräfte in den Menschen und in der Gesellschaft
sind nicht kleiner geworden als früher. Aber sie
wirken sich stärker im persönlichen als im sozialen
Umfeld aus. Es entwickelt sich eine Mentalität der
.Vollkaskogesellschaft*. Eigene Interessen werden
auf Kosten des Ganzen abgesichert und durchge-
setzt. Die Belastungsschwellen werden niedriger.
Streit und Klagen häufen sich, obwohl doch der
Rechtsstaat nicht dafür gedacht ist, einer Rechtha-
bereigesellschaft zu dienen, sondern der Gerechtig-
keit und dem Schutz des Schwachen. Unter solchen
Lasten fällt es dem Staat schwer, wirksam genug
neuen Notständen abzuhelfen, die es ganz gewiß
bei uns auch heute gibt.“ )30

In Erkenntnis der vorhandenen Schwierigkeiten
sind seit dem Frühjahr 1989 viele Arbeitsverwaltun-
gen dazu übergegangen, ein „Modulsystem“, in 
dem Sprache und Beruf vereint gefördert werden,
einzuführen31). Der Kerngedanke eines solchen
Systems kann beispielhaft am Vorgehen in Baden-
Württemberg demonstriert werden: Nach einer
dreimonatigen Grundstufe folgen drei Aufbaustu-
fen von drei und zweimal zwei Monaten (3/3/2/2), in 
denen eine engere Verzahnung mit einer berufli-
chen Qualifizierung stattfinden soll. Zu den Vortei-
len einer solchen Vorgehensweise wird in der Ver-
fügung des Landesarbeitsamtspräsidenten festge-
stellt:

3) Vgl. beispielsweise die Rundverfügung Nr. 10/89 des
Präsidenten des Landesarbeitsamtes Baden-Württemberg.

„1. Flexible Ein- und Austrittsmöglichkeiten z. B.
zur Arbeitsaufnahme oder zum Ortswechsel.

2. Engere Verzahnung von Sprachförderung und
beruflichen Bildungsmaßnahmen sowie Begren-
zung der Dauer der Teilnahme auf den für die be-
rufliche Integration erforderlichen Umfang.

3. Anpassung der Sprachförderung an das ge-
plante, landkreisbezogene Unterbringungskonzept
für Aussiedler des Landes Baden-Württem-
berg ).“32

Ohne Zweifel stellt diese Form der Sprachausbil-
dung einen Fortschritt gegenüber dem früheren
Einheitsmodell dar. Verschiedene Unternehmen
und Wirtschaftsverbände haben eigenständig Mo-
delle zur kombinierten Sprach- und Berufsqualifi-
zierung entwickelt33).

Allerdings darf nicht verkannt werden, daß einer
Durchsetzung des Prinzips „Arbeiten und Lernen“
auch objektive Schwierigkeiten im Wege stehen.
Die räumlichen, finanziellen und organisatorischen
Bedingungen können besser Großbetriebe als
Kleinunternehmen schaffen. In ländlichen Regio-
nen wird es nicht immer genügend Arbeitsplätze in
bestimmten Berufszweigen geben, so daß doch
Aussiedler mit unterschiedlichen Berufen eine ge-
meinsame Sprachausbildung haben werden. Das al-
les ist zu berücksichtigen. Trotzdem trifft die fol-
gende Aussage auf Grund der Vorteile einer inte-
grierten Ausbildung zu:

„Natürlich, der Teufel steckt im Detail, wenn indi-
viduelle Lösungen entwickelt werden müssen. Aber
niemandem nützt es, allein schon deshalb am alten
Grundsatz ,Erst Sprachschulung — dann arbeiten*
festzuhalten. Denn Barrieren, die die Aussiedler-
integration verzögern oder gar behindern, müssen
abgebaut werden. Die Betroffenen haben es schwer
genug. Man sollte es ihnen nicht noch schwerer
machen.“ )34

Die Notwendigkeit, Sprache und Berufsausbildung
bzw. -Weiterbildung miteinander zu kombinieren,
führt zu neuen Überlegungen und neuen Ausbil-
dungsformen. Damit wird auch das Verständnis für
soziale Anpassungsvorgänge und die Aufnahmefä-
higkeit von Wissen und Fertigkeiten erweitert. Der
Aussiedlerzustrom führt in der Bundesrepublik
auch auf Gebieten zu positiven Änderungen, in
denen man es nicht erwartet hätte.



3. Anpassungsqualifizierungen, Weiterbildung
und Ausbildung

Fast jeder früher erwerbsfähige Aussiedler muß in 
der Bundesrepublik irgendeine Form der berufli-
chen Qualifizierung durchlaufen. Das können An-
passungsqualifizierungen sein, um das deutsche Ni-
veau des ausgeübten Berufes zu erreichen; das kön-
nen erhebliche Weiterbildungen oder zusätzliche
Qualifizierung sein, wenn das Berufsbild in der
Bundesrepublik sich wesentlich von dem in der frü-
heren Heimat unterscheidet. Und das kann auch
das Erlernen eines neuen Berufes durch eine Aus-
bildung oder eine Umschulung sein. Hauptträger
dieser Maßnahmen sind die Arbeitsverwaltungen.

Auch hier hat es sich als günstig erwiesen, den Weg
über die Betriebe weiter zu forcieren. Die Unter-
nehmen in der Bundesrepublik verfügen über ein
hochentwickeltes und sehr flexibles Weiterbil-
dungssystem. Dieses wird bereits zur Ausgleichung
der unterschiedlichen Qualifikationen der Aussied-
ler zu den in Deutschland ausgebildeten Facharbei-
tern, Technikern oder Ingenieuren eingesetzt.
Ohne langwierige Umschulung kann hier vor Ort —
in den Betrieben und überbetrieblichen Einrichtun-
gen — das deutsche Qualifikationsniveau erreicht
werden. Der bisherige Umfang seiner Ausnutzung
reicht jedoch nicht aus35).

Generell kommen die Aussiedler mit einer — an
östlichen Verhältnissen gemessenen — guten Qua-
lifikation in das Bundesgebiet. Ein praxisnahes
Weiterbildungssystem vervollkommnet die Qualifi-
kation unmittelbar berufsbezogen, ohne eine Her-
auslösung aus der beruflichen Tätigkeit. Damit wird
der Arbeitsmarkt nach zwei Seiten hin wesentlich
entlastet: Die Aufwendungen der Bundesanstalt für
Arbeit können gesenkt werden und das Facharbei-
terangebot erhöht sich. Für den Aussiedler ergeben
sich damit folgende Vorteile:

- erst durch den Kontakt zur Arbeitswelt wird die
notwendige Erfahrung für die Sprachaneignung er-
worben;

- je enger der Kontakt zum Beruf, desto rascher
wird die berufsspezifische Fachsprache erlernt;

- über den Kontakt zu den Arbeitskollegen wird
auch die gesamte gesellschaftliche Eingliederung
erleichtert;

— durch die sozialistischen Verhältnisse geprägte
Mentalitäten — wie zu geringe Selbständigkeit oder
Sozialstaatsabhängigkeit — werden am besten in
der Arbeitswelt abgebaut;

— Aussiedler können Referenzen erwerben und
Unternehmensleitungen zukünftige Mitarbeiter
kennenlernen;

— durch die Verringerung der Ausgaben der Bun-
desanstalt für Arbeit kann diese ihre Mittel mehr
auf Umschulungsmaßnahmen konzentrieren.

Die Unternehmen dürfen nicht aus ihrer unterneh-
merischen Verantwortung entlassen werden. Der
Staat muß Anreizsysteme aufbauen und so die Un-
ternehmen finanziell flankierend begleiten. Ab
dem 1. Januar 1990 hat die Bundesregierung dafür
bessere gesetzliche Voraussetzungen geschaffen:
Aussiedler, die einen Teilzeitarbeitsplatz gefunden
haben, erhalten für die Zeit, in der sie einen Sprach-
kurs besuchen, ein zusätzliches Eingliederungs-
geld ) .36 Das ist ein wesentlicher Fortschritt der För-
derung der beruflichen Integration. Mit dem Ein-
kommen aus der Teilzeitarbeit und dem Teileinglie-
derungsgeld wird das Prinzip „Arbeiten und Ler-
nen“ besser als vorher durchgesetzt.

Der starke Aussiedlerstrom kommt zu einem Zeit-
punkt, an dem die gut ausgebauten Ausbildungs-
und Weiterbildungseinrichtungen der Bundesrepu-
blik aufgrund der demographischen Entwicklung
nicht mehr voll ausgelastet sind. Die damit verbun-
dene Möglichkeit, in relativ kurzer Zeit der Wirt-
schaft Fachkräfte zur Verfügung zu stellen, ist ein
wichtiger Vorteil dieses Zustromes37). Im Berufs-
bildungsbericht der Bundesregierung wird dazu
festgehalten: „Alles deutet darauf hin, daß ohne
eine aktive und an die veränderte Situation ange-
paßte Strategie der Nachwuchswerbung und Nach-
wuchssicherung durch die Betriebe, Praxen und
Verwaltungen der Mangel an nachwachsenden
Fachkräften in den nächsten Jahren zunächst in 
Fertigungsberufen und mit zeitlicher Verzögerung
auch in Dienstleistungsberufen erheblich zuneh-
men wird. Tendenziell wird dies bei anhaltender
Verbesserung der Wirtschaftslage und weiter sin-
kenden Bewerberzahlen in den nächsten Jahren
auch in den meisten jetzt noch vom Ausbildungs-
mangel betroffenen Regionen der Fall sein.“38)

Auch die deutschen Gewerkschaften wollen ihre
Weiter- und Ausbildungskapazitäten für die wirt-
schaftliche Eingliederung der Aussiedler nutzen. So



sollen im DGB-Bildungswerk in Unna Aussiedler
die Möglichkeit erhalten, den deutschen Abschluß
als Industriemechaniker zu erlangen. Die Ausbil-
dung dazu wird vom Bundesbildungsministerium
finanziert, das von 1989 bis 1992 16 Millionen Mark
allein für derartige Modellversuche im Ruhrgebiet
ausgeben will39).

4/1988, Köln 1988; Junge Aussiedler. Eingliederungshilfen
der Jugendsozialarbeit, in: Jugend, Beruf, Gesellschaft,
4/1988. Bonn 1988; Zur Integration junger Deutscher aus den
osteuropäischen Ländern und der DDR. in: ebd., Sonderheft
1986. Bonn 1986; Die Heimstatt, Themenheft: Eingliede-
rung junger Aussiedler, 3—4/1988, Köln 1988.
45) Vgl. Deutscher Bildungsdienst, Bonn 1989, 11. 1. 1989:
bildung konkret, 2/89, Bonn 1989, S. 6.
46) Informationen, Bildung — Wissenschaft, hrsg. vom Bun-
desminister für Bildung und Wissenschaft, 4/89. S. 49.

Von den-1988 ins Bundesgebiet gekommenen Aus-
siedlern waren 67 000, das sind ein Drittel, jünger
als achtzehn Jahre alt. Rechnet man noch die bis
25jährigen Jugendlichen hinzu, liegt der Anteil bei
fast Prozent Jugendlichen unter den Aussied40 -
lern. 40 000 schulpflichtige Kinder waren 1988 und
Anfang 1989 in eine bundesdeutsche Schule aufzu-
nehmen. Eine Gegenüberstellung der hiesigen
deutschen Bevölkerung und der Aussiedler nach
Altersgruppen zeigt die folgende Grafik40):



setzt47). Die Gesamtzahl der 1989/90 unbesetzten
Ausbildungsplätze kann nur geschätzt werden. Sie
schwankt zwischen 60 000 und 150 00048).
Die Anforderungen, welche die Bewältigung der
Qualifikationsaufgaben so hoher Zahlen von Men-
schen in kurzer Zeit mit sich bringen, beeinflussen
auch die Strukturen der Ausbildungsförderung. Die
alten Instrumente müssen überprüft und neue For-
men gefunden werden.

4. Vermittlung und Arbeitsplatzsuche

Unternehmen stellen Arbeitskräfte nicht deshalb
ein, weil sie Aussiedler sind. In manchen Regionen
haben verschiedene Aussiedlergruppen — vor al-
lem aus Rumänien oder der Sowjetunion, aber teil-
weise auch aus Polen — allerdings immer noch
einen Bonus am Arbeitsmarkt. Fleiß, Energie, Tat-
kraft, Pünktlichkeit und Leistungsbereitschaft sind
hier stark vertreten. Man darf dabei jedoch zwei
Zusammenhänge nicht verkennen: Zum einen kön-
nen bei den heutigen Aussiedlern diese Eigenschaf-
ten nicht mehr dieselbe direkte Auswirkung auf die
Produktion haben wie in den Aufbaujahren bei den
Vertriebenen und Flüchtlingen der Nachkriegszeit.
Zum anderen sind in der modernen Industriegesell-
schäft auch solche Eigenschaften wie Kooperations-
fähigkeit, Eigeninitiative oder Kreativität gefragt.
Diese bringen die Aussiedler aus den bereits er-
wähnten Gründen zumeist nicht mit. Ihre Bereit-
schaft, diese rasch zu erwerben, ist in der Regel
jedoch hoch.

Die vorrangigste Aufgabe der Arbeitsämter ist im-
mer noch die Vermittlung eines Arbeitsplatzes.
Dies bleibt auch bei den Aussiedlern der Fall. Je-
doch finden über Prozent der Aussiedler50 ohne
Einschaltung des Arbeitsamtes einen Arbeitsplatz.
Allerdings werden die Arbeitsämter auch durch den
Gesetzgeber vielfach mit zusätzlichen Aufgaben be-
auftragt, wie z. B. die in letzter Zeit wieder disku-
tierte Auszahlung des Kindergeldes oder auch die
Verantwortung für die Sprachförderung der Aus-
siedler. Bei den Aussiedlern müssen die Vermittler
umfangreiche Aufklärungsarbeit leisten; sie befin-
den sich häufig in der Situation, in erheblichem
Maße gesellschaftspolitisches Grundwissen zu ver-
mitteln.

Es wurde bereits auf die für eine Eingliederung in 
das Berufsleben günstige Altersstruktur der Aus-
siedler verwiesen. Ähnliches trifft auch auf die Be-
rufsstruktur zu, wie die folgende Übersicht über die
Aussiedler 1988 nach ihrer Beteiligung am Er-

werbsieben und ihrer beruflichen Gliederung zeigt
(in Prozent)49):

Land- und Forstwirtschaft 1,6
Bergbau 2,3
Industrie/LandWirtschaft 48,7
technische Berufe 7,5
Dienstleistungsberufe 39,7

Allerdings treten in der Gruppe der kaufmänni-
schen und der Dienstleistungsberufe auf Grund des
anderen Berufsprofils im Osten erhebliche Vermitt-
lungsschwierigkeiten auf. Es ist in einem solchen
Fall wenig sinnvoll, den Aussiedlern von vornher-
ein Möglichkeiten, eine höhere Qualifikation zu
erlangen, anzubieten. Die vorhandenen Fähigkei-
ten müssen erst einmal ausgeschöpft werden, an-
dernfalls würde man einer „sozialen Mentalität“
den Weg bereiten.

Auch aus Problemregionen signalisieren die Ar-
beitsämter. daß für Facharbeiter nach relativ gerin-
gen Anpassungsqualifizierungen sehr gute Vermitt-
lungschancen bestehen. Es ist nicht möglich, exakte
Zahlen für diesen Prozeß vorzulegen. Der stetige
Zustrom von Aussiedlern, die unterschiedlichen
Qualifizierungsmaßnahmen und die Entwicklung
des Arbeitsmarktes verschieben die Ausgangs-
punkte jeden Monat50).

In besonderem Maße trifft dies für Arbeitsplätze in 
Handwerksberufen zu. Der Präsident des Zentral-
verbandes des Deutschen Handwerks, Heribert
Späth, ist der Auffassung, daß der Mangel an Fach-
arbeitern bereits deutlich das Wachstum im Hand-
werk bremst51)- Das Handwerk unternimmt des-
halb eigene Aufklärungs- und Werbeaktionen unter
den Aussiedlern, um sie über die ihnen ja weitge-
hend unbekannten Möglichkeiten eines selbständi-
gen Handwerks zu informieren52).

Die Vermittlung muß auch gegen verschiedene im
Sozialismus erworbene Eigenschaften ankämpfen,
auf die schon teilweise hingewiesen wurde. Dazu
gehört das Bestreben, möglichst in große Orte und
in große Betriebe zu gelangen. Beides ist aus östli-
cher Sicht nur allzu verständlich, denn dort finden
sich gute Wohnungen meist nur in größeren Orten,
und die Arbeitsbedingungen in Großbetrieben sind



die besseren53). So müssen die Vermittler über die
Bedingungen des deutschen Arbeitsmarktes aufklä-
ren. der die meisten Arbeitsplätze in Klein- und
Mittelbetrieben zur Verfügung stellt, die sich nicht
in Großstädten befinden müssen, ebenso wie über
die Notwendigkeit, jeden Tag größere Distanzen
selbständig von und zum Arbeitsplatz zurückzule-
gen. Das mögen alles geringere Probleme sein, aber
aus der Sicht eines Neubürgers sind sie erheblich
und verlängern die Zeit der Vermittlung, wenn
nicht rechtzeitig aufgeklärt wird54).

Bedauerlicherweise sind die verschiedenen Ratge-
ber für Aussiedler dabei auch wenig hilfreich. Der
„Wegweiser für Aussiedler“ des Bundesministers
des Innern oder beispielsweise der regionale „Hes-
sische Wegweiser für Aussiedler und Übersiedler“
orientieren fast ausschließlich über die rechtlichen
Möglichkeiten und sozialen Absicherungen. Damit
erfüllen diese Publikationen die wichtige Aufgabe,
zuerst einmal in der neuen Heimat das Gefühl der
sozialen Sicherheit, der Geborgenheit zu verleihen.
Eine wirksame Starthilfe besteht aber nicht allein
im Aufzählen sozialer Rechte. Auch die „Starthil-
fen des Arbeitsamtes für Aussiedler“ der Bundes-
anstalt für Arbeit berichten überwiegend über die
Leistungen der Arbeitsämter. Nur am Beginn wird
auf die wichtigen Fragen der Mobilität, der Selb-
ständigkeit und der Sicherheit des Arbeitsplatzes
verwiesen.
Die insgesamt günstige Perspektive für die Vermitt-
lung von Aussiedlern darf nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß es vorübergehend zu einem „Aussiedler-
Stau“ auf dem Arbeitsmarkt kommt. Nur eine
Kombination von Sprachförderung, Qualifizierung
und Vermittlung in-gemeinsamer Aktion der Ar-

beitsverwaltungen und der Wirtschaft wird diesen
„Stau“ abbauen können.
Insgesamt sind die Chancen für die wirtschaftliche
Eingliederung der Aussiedler günstig. Der kräftige
Beschäftigungsaufbau der letzten Jahre, die wach-
sende Zahl der unbesetzten Arbeitsplätze und der
Rückgang des einheimischen Erwerbspersonals be-
kräftigen diese Auffassung.

Eine solche generelle Beurteilung darf jedoch nicht
darüber hinwegtäuschen, daß der Arbeitsmarkt
nicht in jeder Region und nicht für jeden Beruf glei-
chermaßen günstig ist. Die zeitlich sehr konzen-
trierte Zunahme von Aussiedler-Erwerbspersonen
und die Anpassung eines erheblichen Teils von ih-
nen an die Qualifikationsbedürfnisse des deutschen
Arbeitsmarktes führen zeitweilig zu einer erhöhten
Arbeitslosigkeit unter ihnen. Auch der aktuelle
Wohnraummangel grenzt die Mobilität der Aus-
siedler für einige Zeit noch ein. Dem stehen die
schon aufgezeigten neuen Gesetze und die Lei-
stungsbereitschaft der Aussiedler gegenüber.
Ebenso werden die Erweiterungsinvestitionen, wel-
che in der gegenwärtigen Konjunktur vorgenom-
men werden müssen, um Produktionssteigerungen
zu erreichen (die Unternehmen sind zumeist an ih-
ren Kapazitätsgrenzen angelangt), für eine erhöhte
Nachfrage nach Arbeitskräften sorgen. Die Aus-
siedler, welche bereits in das Wirtschaftssystem in-
tegriert sind, sorgen ihrerseits für zusätzliche Nach-
frageimpulse und lösen so weitere Wachstumspro-
zesse aus. Wirtschaftliche Entwicklungen vollzie-
hen sich nicht linear. Sie beinhalten stets Multipli-
katoreffekte.

Es läßt sich nicht detailliert vorausberechnen, wie
sich diese verschiedenen Tendenzen auf die Ar-
beitsmarktsituation der einzelnen Berufsgruppen
auswirken werden. In den nächsten zwei bis drei
Jahren wird für einen Teil der Aussiedler aber eine
zeitweilige Arbeitslosigkeit nicht zu vermeiden
sein, bis die gemeinsamen Anstrengungen von Ar-
beitsverwaltungen und Wirtschaft in der Qualifizie-
rung der betroffenen Gruppen Früchte tragen.



Herbert Ehrenberg: Überlegungen zur Zukunft der Arbeit
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 3/90, S. 3—13

Trotz der gegenwärtig so guten Konjunktur verharrt das Arbeitslosenniveau bei zwei Millionen. Die
anhaltende Massenarbeitslosigkeit und die deutlichen Zeichen neuer Armut sind aber nicht als Schicksal
über die bundesdeutsche Volkswirtschaft verhängt worden, sondern das Ergebnis politischer Entscheidun-
gen zu einer neuen, aus Angebotstheorie und Sozialstaatskritik kombinierten Linie der Politik.
Betrachtungen über die „Zukunft der Arbeit“ mit der These, daß der Arbeitsgesellschaft die Arbeit aus-
gehe. lenken von der beschäftigungspolitischen Aufgabe ebenso ab wie „Opfertheorien“ zu Lasten der
Arbeitnehmer. Weder mit Lohnverzicht bei Arbeitszeitverkürzungen noch mit Ausdehnung der Maschi-
nenlaufzeiten auf das Wochenende sind Beschäftigungserfolge zu erreichen; die politische Aufgabenstel-
lung aufgrund des Sozialstaatsauftrags unserer Verfassung verpflichtet die Politik darauf, die organisato-
rischen und finanziellen Bedingungen des Wirtschaftens so zu gestalten, daß jene vielen aufgeschobenen
Projekte zur Verbesserung der Umwelt und der Infrastruktur erfüllt werden und alle Menschen Arbeit
finden. Österreich und Schweden haben im Anschluß an die beiden Ölschocks bewiesen, daß mit breitan-
gelegter Arbeitsmarktpolitik und expansiver Wirtschaftspolitik Beschäftigungseinbrüche verhindert und 
ein hoher Beschäftigungsstand stabilisiert werden kann.
Die Bundesrepublik braucht in den neunziger Jahren eine Konzentration der Finanz-, Wirtschafts-, Sozial-,
aber auch der Technologie- und Bildungspolitik auf die Verbesserung der Beschäftigung und der Umwelt
zugleich. Eine Beschleunigung des notwendigen Einbaus von Umweltschutztechnologien, zweistellige Mil-
liardeninvestitionen jährlich in die Modernisierung der Bundesbahn und den Ausbau des öffentlichen
Nahverkehrs sowie kräftige Aufstockung der Mittel für Städtebau und Dorfsanierung unter ausdrücklicher
Einbeziehung der Sanierung alter Industriestandorte und Kanalnetze würden Beschäftigung und Umwelt
zugleich verbessern.
Private Investitionen brauchen eine differenzierende Besteuerung nach der Gewinnverwendung: Niedri-
gerer Steuersatz für jede investive Verwendung, höherer für jede nichtinvestive. Für die Finanzierung der
breitangelegten Umwelt- und Beschäftigungsprogramme steht als solider Finanzsockel die mögliche Sta-
bilisierung der Bundesbankgewinne auf mindestens 15 Milliarden DM durch Befreiung der Bundesbank
von der Bilanzierungsvorschrift des Niederstwertprinzips zur Verfügung.

Ulf Fink: Zukunftsfelder der Arbeit
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 3/90, S. 14—20

Auf der Grundlage des christlichen Menschenbildes entwickelt sich ein Arbeitsverständnis, das den ganzen
Menschen berücksichtigt: Arbeit als grundlegendes Merkmal menschlicher Existenz. Dieser Bezug, der
den rein ökonomischen Sinn menschlicher Arbeit und deren Ergebnisse sprengt, ist gleichzeitig Auffor-
derung an die Politik, subsidiär und direkt den Strukturwandel des Arbeitsmarktes und dessen soziale
Folgewirkungen mitzugestalten. Zukunftsfelder der Erwerbsarbeit sind die sozialen Dienste, der Umwelt-
schutz und die Freizeitwirtschaft.
Durch eine „Kultur des Helfens“ sollen Erwerbsarbeit und bisher sogenannte ehrenamtliche oder Fami- 
lien-Arbeit miteinander verwoben werden. Die Einführung von Erziehungsgeld, Erziehungsrente und
Erziehungsurlaub sind erste Schritte zu einem „sozialen Lohn“, durch den die Gesellschaft diese wichtigen
Arbeitsleistungen honoriert. Gleichzeitig gilt der Anspruch, daß am Arbeitsmarkt die Tätigkeit für Men-
schen genauso bewertet werden muß wie die Produktionsleistung an Maschinen.
Durch einen „ökologischen Marshallplan“ sollen die Voraussetzungen geschaffen werden, um die Schöp-
fung — regeneriert — kommenden Generationen zu erhalten. Allein die Kosten für die notwendige
Sanierung des Kanalisationsnetzes in der Bundesrepublik liegen derzeit bei fast 20 Milliarden DM. Durch
neue Instrumente der Arbeitsmarktpolitik sollen die Kosten der Arbeitslosigkeit in Ausgaben für soziale
Dienste und den Umweltschutz umgelenkt werden.

Wolfgang Klauder: Längerfristige Arbeitsmarktperspektiven
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 3/90, S. 21—36

Mikroelektronik und weitere neuartige Technologien. Ökologisierung und Internationalisierung des Wirt-
schaftens, Geburtenrückgang und Wertewandel werden in den nächsten Jahrzehnten zu einem grundle-
genden Strukturwandel der gesamten Wirtschafts- und Arbeitswelt führen. Je offensiver Wirtschaft und
Politik den Strukturwandel bewältigen, desto günstiger wird sich die Beschäftigung entwickeln. Mit der
häufig erwarteten globalen Entlastung des Arbeitsmarktes durch den Geburtenrückgang ist bei steigender
Frauenerwerbstätigkeit und anhaltenden Zuwanderungen von Übersiedlem, Aussiedlern und Ausländem
frühestens in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre, eventuell jedoch auch erst nach 2010 zu rechnen.
Aber selbst nach 2010 gibt es noch genügend Ausgleichsmöglichkeiten, um es nicht so bald zu einer
generellen Arbeitskräfteknappheit aufgrund des Geburtenrückganges kommen zu lassen.



Die Wirtschaft der Bundesrepublik wird sich verstärkt zu einer forschungs- und entwicklungsintensiven
sowie umweltverträglichen Wirtschaft mit weitgehender Auslandsorientierung und hohem Dienstleistungs-
anteil wandeln. Im Jahre 2010 dürften fast drei Viertel der Erwerbstätigen überwiegend tertiäre Tätigkeiten
ausüben; dabei dürfte sich der Anteil der höherqualifizierten Tätigkeiten von derzeit 28 Prozent auf rd.
40 Prozent erhöhen. Dem werden zwar insgesamt formal höher qualifizierte, aber drastisch schrumpfende
Nachwuchsjahrgänge sowie steigende Anteile von Frauen, Ausländem und Älteren gegenüberstehen. Ein 
massiver Ausbau der Weiterbildung sowie die Flexibilisierung und Individualisierung der Arbeitszeiten
dürften zu den wichtigsten Voraussetzungen zur Bewältigung des Strukturwandels und damit der Sicherung
von Wirtschaftswachstum und Beschäftigung gehören.

Friederike Maier/Ronald Schettkat: Beschäftigungspotentiale der Arbeitszeitpolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 3/90, S. 37—51

Im siebenten Jahr eines anhaltenden Konjunkturaufschwungs ist die Beschäftigtenzahl in der Bundesre-
publik beinahe wieder so hoch wie 1980; allerdings ist es vor allem die Zunahme der Auszubildenden und 
der Teilzeitbeschäftigten, die dieser positiven Entwicklung zugrunde liegt. Die Zahl der Erwerbstätigen ist
schneller gestiegen, als das Arbeitsvolumen zugenommen hat — eine Entwicklung, die deutlich macht, daß
es einen engen Zusammenhang zwischen Arbeitszeitpolitik und Beschäftigung gibt.
Angesichts einer aktuellen registrierten Arbeitslosigkeit von knapp zwei Millionen und gestützt auf Pro-
jektionsrechnungen bis zum Jahr 2000 ist nicht davon auszugehen, daß sich die Arbeitsmarktprobleme „von
selbst“ lösen werden. Beschäftigungspolitische Initiativen sind weiterhin notwendig; einen zentralen Punkt
werden dabei Politiken zur Arbeitsumverteilung bilden. Arbeitsumverteilungspolitiken wie Wochenar-
beitszeitverkürzung, Abbau von Überstunden, Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung oder Einführung von
Elternurlaub oder Bildungsurlaub zielen daraufab, das Arbeitsvolumen umzuverteilen, ohne den Erwerbs-
status der Beschäftigten zu verändern. Durch die Verminderung der Arbeitszeit bisher Beschäftigter sollen 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten bisher Nicht-Erwerbstätiger geschaffen werden. Aufeine Umverteilung
ohne Erhöhung der Beschäftigung zielen Politiken wie Frühverrentung und Vorruhestand, bei denen ein
Teil der Erwerbspersonen (z. B. Ältere) zugunsten anderer ausscheidet.
Analysiert man die bisher betriebenen Arbeitsumverteilungspolitiken, so läßt sich deren Beschäftigungs-
wirksamkeit belegen; allerdings scheint es angesichts der anhaltenden Arbeitsmarktprobleme notwendig,
diese Maßnahmen zu forcieren: Neben einer weiteren Verkürzung der Wochenarbeitszeit und einer
Begrenzung der Überstunden sind vor allem garantierter Eltern- und Bildungsurlaub ein geeignetes Mittel,
gesellschaftspolitische Zielsetzungen (Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Qualifizierungsmöglichkei-
ten) mit Arbeitsumverteilung zu verbinden. Eine Flexibilisierung der Arbeits- und Betriebszeiten wird 
dagegen gesamtwirtschaftlich nur bedingt positive Beschäftigungswirkungen haben.

Klaus Leciejewski: Zur wirtschaftlichen Eingliederung der Aussiedler
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 3/90, S. 52—62

Insgesamt hat die Bundesrepublik von 1945 bis 1988 14 Millionen Vertriebene, Flüchtlinge sowie Aus- und 
Übersiedler in ihre Gesellschaft integriert. Dies brachte ihr ein hohes Maß an Achtung im Ausland ein,
führte aber auch zu positiven ökonomischen Effekten, vor allem in der Aufbauphase der Bundesrepublik.
Die Vertriebenen selbst trugen zu einer raschen Integration bei. indem sie sich assimilationsbereit und
aufstiegsmotiviert zeigten.
Die heute in der Sowjetunion sowie in Ost- und Südosteuropa lebenden potentiellen Aussiedler müssen auf
etwa vier Millionen geschätzt werden. Wie viele davon tatsächlich ausreisen werden, hängt von ihrer
dortigen Integration ab, aber auch von der Stabilität der Wirtschaftslage im Heimatland. Bei der Einglie-
derung von Aussiedlern treten vor allem Probleme der Anerkennung der beruflichen Qualifikation, der
Sprachausbildung, der Anpassungsqualifizierung und der Arbeitsplatzvermittlung auf. Die Unterschiede
zwischen den Berufsprofilen und den Ausbildungsinhalten in den sozialistischen Ländern und der Bun-
desrepublik lassen einen wirklichen Vergleich der Berufe häufig nicht zu, was dazu führen kann, daß
Aussiedler hier zunächst unter ihrer beruflichen Qualifikation beschäftigt werden. Es hat sich aber her-
ausgestellt, daß dies teilweise als weniger problematisch empfunden wird, als eine längerfristige Umschu-
lungsmaßnahme oder Arbeitslosigkeit. Von einer sofortigen Beschäftigung im Bereich des erlernten Berufs
hängen alsbaldige soziale Integration und das Erlernen der (Fach-)Sprache ab. Aus diesem Grund werden
die Aussiedler auch nicht mehr allein mit Sprachkursen auf das „Leben“ in der Bundesrepublik vorbereitet.
Ebenso werden Anpassungsqualifikationen am günstigsten am Arbeitsplatz erworben und Weiterbildungs-
maßnahmen möglichst praxisnah durchgeführt.
Insgesamt werden die Eingliederungschancen für Aussiedler aufgrund ihrer vorteilhaften Alters- und
Berufsstruktur positiv beurteilt. Etwa die Hälfte von ihnen findet ohne die Vermittlung des Arbeitsamtes
eine Anstellung, was auch mit der starken Leistungsmotivation der Aussiedler zusammenhängt. Gewisse
Integrationsprobleme werden jedoch für die Zukunft erwartet aufgrund des Wohnraummangcls und dem
anhaltenden Zustrom von Aus- und Übersiedlern.


	Impressum
	Überlegungen zur Zukunft der Arbeit
	Die ökonomische und soziale Ausgangslage im Herbs
	Der beschäftigungspolitische Bankrott der achtzig
	"Philosophien" über die "Zukunft der Arbeit" lenk
	Ökonomischer Trugschluß der Sozialstaatskritiker 
	Lohnpolitische "Solidaritätsopfer" kontraprodukti
	Längere Maschinenlaufzeiten bringen weniger, nich
	Kann nationale Beschäftigungspolitik noch funktio
	Wirtschafts-und finanzpolitisches Maßnahmenbündel

	Zukunftsfelder der Arbeit
	I. Einführung 
	II. Arbeitsverständnis 
	III. Langzeitarbeitslosigkeit 
	IV. Neue Arbeitsplätze durch Umweltsanierung 
	V. Neues Arbeitsverständnis Š Soziale Dienstleist

	Längerfristige Arbeitsmarktperspektiven
	I. Einleitung 
	II. Wandel der Rahmenbedingungen 
	II. Auswirkungen auf die globalen Arbeitsmarktten
	III. Auswirkungen auf die strukturellen Arbeitsma
	IV. Schlußbemerkungen 

	Beschäftigungspotentiale der Arbeitszeitpolitik
	I. Einleitung 
	II. Beschäftigungsentwicklung und Systematisierun
	III. Spezifische Arbeitsumverteilungspolitiken 

	Zur wirtschaftlichen Eingliederung der Aussiedler
	I. Aussiedlerzustrom von 1945 bis 1988 
	II. Probleme und Methoden der Eingliederung von A


